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1. Übersicht über die Verhandlungen · Résumé des délibérations 
 
14.038 s Pro Service public. Volksinitiative 
Botschaft vom 14. Mai 2014 zur Volksinitiative «Pro 
Service public» (BBl 2014 3805) 
 
NR/SR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen 
 
1. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pro 
Service public» (BBl 2014 3825) 
25.09.2014 Ständerat. Beschluss nach Entwurf des 
Bundesrates. 
14.09.2015 Nationalrat. Zustimmung. 
25.09.2015 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in 
der Schlussabstimmung angenommen. 
25.09.2015 Nationalrat. Der Bundesbeschluss wird in 
der Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2015 7129 

14.038 é En faveur du service public. Initiative 
populaire 
Message du 14 mai 2014 relatif à l‘initiative populaire 
«En faveur du service public» (FF 2014 3667) 
 
CN/CE Commission des transports et des 
télécommunications 
 
1. Arrêté fédéral relatif à l’initiative populaire «En 
faveur du service public» (FF 2014 3685) 
25.09.2014 Conseil des Etats. Décision conforme au 
projet du Conseil fédéral. 
14.09.2015 Conseil national. Adhésion. 
25.09.2015 Conseil des Etats. L'arrêté est adopté au 
vote final. 
25.09.2015 Conseil national. L'arrêté est adopté au 
vote final. 
Feuille fédérale 2015 6515 
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II 

2. Zusammenfassung der Verhandlungen 

14.038 Pro Service public. Volksinitiative 
Botschaft vom 14. Mai 2014 zur Volksinitiative «Pro Service public» (BBl 2014 3805) 
 
Die von Konsumentenzeitschriften lancierte Initiative verlangt, dass bundesnahe Unternehmen 
wie die Post, die Swisscom und die SBB nicht nach möglichst hohen Gewinnen streben, 
sondern der Bevölkerung in erster Linie einen guten und bezahlbaren Service bieten. Der 
Bundesrat empfahl die Volksinitiative zur Ablehnung. Sie gebe vor, sich für die Anliegen der 
Kunden einzusetzen. Tatsächlich könnte sie jedoch eine Schwächung des Service public oder 
sogar Steuererhöhungen zur Folge haben.In der Bundesversammlung sprach sich kein 
einziges Ratsmitglied für die Annahme der Initiative aus. In den Schlussabstimmungen empfahl 
sie der Nationalrat mit 196 zu null und der Ständerat mit 43 zu null Stimmen zur Ablehnung. 
Die Initiative "Pro Service public" fordert, dass der Bund bei der Grundversorgung nicht nach Gewinn 
strebt, auf die Quersubventionierung anderer Verwaltungsbereiche verzichtet und keine fiskalischen 
Interessen verfolgt. Diese Grundsätze sollen auch für jene Unternehmen gelten, die im Bereich der 
Grundversorgung des Bundes einen gesetzlichen Auftrag haben oder vom Bund durch 
Mehrheitsbeteiligung direkt oder indirekt kontrolliert werden. Gemeint sind damit insbesondere die 
Post, die Swisscom und die SBB. Die Löhne und Honorare der Mitarbeitenden dieser Unternehmen 
sollen zudem nicht über jenen der Bundesverwaltung liegen. 
Die Initianten begründen ihre Anliegen damit, dass die bundesnahen Unternehmen auf Kosten der 
Bevölkerung immer höhere Gewinne erzielen und gleichzeitig ihren Service abbauen würden. Die 
Initiative sorge dafür, dass ein guter und bezahlbarer Service public angeboten werde. Dem Bund soll 
untersagt werden, bei der Post und bei der Swisscom Gewinne abzuschöpfen, da dies indirekte 
Steuern seien. Zudem wird gefordert, dass die Manager der bundesnahen Betriebe künftig nicht mehr 
verdienen als Bundesräte. 
Der Bundesrat interpretiert den Initiativtext so, dass in den bundesnahen Unternehmen Gewinne 
weiterhin zulässig sind, sofern sie etwa der Bildung von Reserven oder dem Ausgleich von Verlusten 
dienen und damit das Überleben des Unternehmens sicherstellen. Diese Vorgabe kann aus Sicht des 
Bundesrats jedoch Auswirkungen auf die Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit der betroffenen 
Unternehmen haben. 
Die Dividendenausschüttungen von Swisscom und Post an den Bund erachtet der Bundesrat nicht wie 
die Initianten als versteckte Steuern, sondern als angemessene Rendite auf dem Kapital, das der 
Bund in die Unternehmen investiert hat. Über die Verwendung der Gewinne der bundesnahen 
Unternehmen soll der Bund als Eigentümer entscheiden können. Würden die Gewinnausschüttungen 
gemäss der Initiative reduziert, müsste der Bund die fehlenden Einnahmen durch Steuererhöhungen 
oder einen Leistungsabbau auch beim Service public kompensieren. 
Die Forderung der Initiative, wonach die Löhne und Honorare der Mitarbeitenden der bundesnahen 
Unternehmen nicht höher als beim Bund sein dürfen, würde nicht nur die Manager betreffen, sondern 
sämtliche Angestellten. Die Unternehmen müssten damit ihr Lohngefüge demjenigen des Bundes 
anpassen. Dies wäre schwierig umzusetzen und könnte sich teilweise negativ auf die 
Anstellungsbedingungen der Mitarbeitenden auswirken. Im Weiteren hätten die Sozialpartner weniger 
Spielraum für unternehmensspezifische Lösungen im Rahmen ihrer GAV-Verhandlungen. 
Der Bundesrat stimmt dem Anliegen der Initianten zu, dass die Schweizer Bevölkerung einen guten 
und bezahlbaren Service public haben soll. Seiner Ansicht nach wird der Service public jedoch 
flächendeckend, zuverlässig und effizient erbracht. Die Versorgung aller Landesteile ist sichergestellt. 
Die bundesnahen Unternehmen sind gut positioniert, erbringen Dienstleistungen von hoher Qualität 
und sind bedeutende Arbeitgeber. Die Initiative würde zu einer deutlichen Beschneidung der heutigen 
unternehmerischen Freiheit der bundesnahen Unternehmen führen, die diesen mit der PTT- und 
Bahnreform in den Jahren 1998 und 1999 gewährt wurde. Ihre Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit wie 
auch ihre Innovationskraft wären tangiert. (Auszüge aus der Medienmitteilung des Bundesrates vom 
14.05.2014) 

Verhandlungen 
 
Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pro Service public» (BBl 2014 3825) 
25.09.2014 SR  Beschluss nach Entwurf des Bundesrates. 
14.09.2015 NR Zustimmung. 
25.09.2015 SR  Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. 

http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2014/3805.pdf
http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2014/3825.pdf
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25.09.2015 NR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
   Bundesblatt   2015 7129 
 
Im Ständerat sprach sich niemand für eine Annahme der Volksinitiative aus. Kommissionssprecher 
René Imoberdorf (CE, VS) sagte, die Initiative würde einen starken Service public gefährden. Sie hätte 
Einnahmenverluste von 940 Millionen Franken für den Bund und von 280 Millionen Franken für die 
Kantone zur Folge. Das könnte nur mit Steuererhöhungen kompensiert werden, oder man würde einen 
Leistungsabbau in Kauf nehmen müssen.  
Vor der Debatte über die Volksinitiative hatte sich der Ständerat für eine neue 
Verfassungsbestimmung zur Grundversorgung ausgesprochen (Geschäft 13.036). Diese hätte als 
indirekter Gegenvorschlag betrachtet werden können. Der Nationalrat lehnte diese Vorlage jedoch mit 
zweimaligem Nichteintreten ab. 
Auch im Nationalrat votierte niemand für die Volksinitiative "Pro Service public". Die Initiative würde 
einen Rückschritt bedeuten, einen Schritt weg vom Markt, erklärte Kommissionssprecher Kurt Fluri 
(RL, SO). Die Konsequenz dieser Initiative wäre per saldo die Verschlechterung des Service public, 
also das Gegenteil dessen, was im Titel der Initiative stehe. Der Initiativtext sei unscharf gehalten; so 
sei unklar, was "Quersubventionierung anderer Verwaltungsbereiche" oder "im Bereich der 
Grundversorgung strebt der Bund nicht nach Gewinn" bedeute. 
Viele Rednerinnen und Redner äusserten ihre Sympathie für den Titel der Initiative, "Pro Service 
public". Doch dies sei eine Mogelpackung, sagte Matthias Aebischer (S, BE). Noch selten habe eine 
Initiative einen Titel getragen, der so unverfroren das Gegenteil dessen verspreche, was die Initiative 
grundsätzlich fordere. Einzig die Kritik an den hohen Spitzenlöhnen in den bundesnahen Betrieben sei 
berechtigt, meinten Sprecher der Linken. Dies sah die bürgerliche Seite anders. Gemäss Verena 
Herzog (V, TG) müssen im Markt stehende Unternehmen wettbewerbsfähige Löhne zahlen können. 
Auch bräuchten sie Gewinne für Investitionen, damit sie Leistungen effizient und marktgerecht 
erbringen können. 
In der Schlussabstimmung wurde der Bundesbeschluss mit der ablehnenden 
Abstimmungsempfehlung im Ständerat mit 43 zu null und im Nationalrat mit 196 zu null 
Stimmen angenommen. 
 
Schlussabstimmungstext 

http://www.parlament.ch/ab/data/d/s/4920/481396/d_s_4920_481396_481449.htm
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2. Résumé des délibérations 

14.038 En faveur du service public. Initiative populaire 
Message du 14 mai 2014 relatif à l‘initiative populaire «En faveur du service public» (FF 2014 3667) 
 
Cette initiative populaire, lancée par des magazines de défense des consommateurs, demande 
que les entreprises fédérales comme la Poste, Swisscom et les CFF ne cherchent pas à réaliser 
un maximum de bénéfices, mais avant tout à offrir à la population un service de qualité à un 
prix abordable. Le Conseil fédéral recommande de rejeter l'initiative : bien qu'elle prétende 
vouloir défendre les intérêts des clients, elle risquerait en fait d'affaiblir le service public et 
même d'entraîner des hausses d'impôt. 
Au sein de l'Assemblée fédérale, pas un seul député ne s'est prononcé en faveur de cette 
initiative. Lors des votes finaux, le Conseil national a décidé, par 196 voix contre 0, d'en 
recommander le rejet au peuple et aux cantons ; le Conseil des Etats a fait de même, par 43 
voix contre 0.   
L'initiative " En faveur du service public " exige que, dans le domaine des prestations de base, la 
Confédération ne vise pas de but lucratif, ne procède à aucun subventionnement croisé au profit 
d'autres secteurs de l'administration et ne poursuive pas d'objectif fiscal. Ces principes devraient 
s'appliquer également aux entreprises qui accomplissent des tâches légales pour le compte de la 
Confédération dans le domaine des prestations de base ou que la Confédération contrôle directement 
ou indirectement par une participation majoritaire. Il s'agit en l'occurrence notamment de la Poste, de 
Swisscom et des CFF. Les salaires et les honoraires versés aux collaborateurs de ces entreprises ne 
devraient par ailleurs pas être supérieurs à ceux versés aux collaborateurs de l'administration fédérale. 
Les auteurs de l'initiative justifient leurs exigences en invoquant le fait que les entreprises fédérales 
réalisent des bénéfices toujours plus élevés sur le dos de la population tout en procédant au 
démantèlement du service public. Selon eux, l'initiative garantira à la population un service public de 
qualité à un coût abordable. Le versement à la Confédération d'une part des bénéfices de la Poste et 
de Swisscom ne doit plus être autorisé étant donné qu'il s'agit d'une forme d'impôt indirect. L'initiative 
exige en outre que la rémunération des dirigeants des entreprises fédérales ne soit pas supérieure à 
celle des conseillers fédéraux. 
Selon l'interprétation du Conseil fédéral, le texte de l'initiative autoriserait des bénéfices pour autant 
qu'ils servent, par exemple, à constituer des réserves ou à compenser des pertes dans le but de 
garantir la survie de l'entreprise. De l'avis du Conseil fédéral, cette condition risquerait de porter 
atteinte à la compétitivité et à l'efficacité des entreprises concernées. 
Contrairement aux auteurs de l'initiative, le Conseil fédéral ne considère pas que les dividendes versés 
à la Confédération par Swisscom et la Poste constituent des impôts déguisés, mais qu'ils 
correspondent au rendement convenable du capital que la Confédération a investi dans ces 
entreprises. En tant que propriétaire, la Confédération doit pouvoir décider de l'utilisation des bénéfices 
des entreprises fédérales. Si le bénéfice distribué diminuait comme le demande l'initiative, la 
Confédération serait obligée de compenser le manque à gagner par des hausses d'impôts ou une 
réduction des prestations également dans le domaine du service public. 
L'exigence de l'initiative, en vertu de laquelle les salaires et les honoraires versés aux collaborateurs 
des entreprises fédérales ne devraient pas être supérieurs à ceux versés aux collaborateurs de 
l'administration fédérale, ne concernerait pas seulement les dirigeants, mais tous les employés. Les 
entreprises seraient contraintes d'aligner leur structure salariale sur celle de la Confédération, ce qui 
serait difficile à mettre en oeuvre et risquerait d'avoir un impact négatif sur les conditions 
d'engagement des collaborateurs. Enfin, lors des négociations des CCT, les partenaires sociaux 
disposeraient de moins de marge de manoeuvre pour rechercher des solutions spécifiques à chaque 
entreprise. 
Le Conseil fédéral souscrit pleinement à l'objectif des auteurs de l'initiative de garantir à la population 
suisse un service public de qualité à un prix abordable. Toutefois, à son avis, les prestations du service 
public sont fournies de manière fiable et efficace dans l'ensemble du pays. L'approvisionnement de 
toutes les régions du pays est garanti. Les entreprises fédérales sont bien positionnées, fournissent 
des prestations de qualité et sont des employeurs importants. L'initiative entraînerait une restriction 
importante de la liberté de gestion accordée aux entreprises fédérales lors des réformes des PTT et 
des chemins de fer réalisées en 1998 et 1999. Leur efficacité, leur compétitivité et leur force 
d'innovation en seraient affectées. Bien que l'initiative prétende vouloir défendre les intérêts des 
clients, elle risquerait en fait d'affaiblir le service public et même d'entraîner des hausses d'impôt. 
(Extrait du communiqué de presse du Conseil fédéral du 14.5.2014) 

http://www.admin.ch/opc/fr/federal-gazette/2014/3667.pdf
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Délibérations 
 

Arrêté fédéral relatif à l’initiative populaire «En faveur du service public» (FF 2014 3685) 
25.09.2014  CE  Décision conforme au projet du Conseil fédéral. 
14.09.2015  CN Adhésion. 
25.09.2015  CE  L'arrêté est adopté au vote final. 
25.09.2015  CN L'arrêté est adopté au vote final. 
    Feuille fédérale   2015 6515; 
 
Au Conseil des Etats, aucun député ne s'est prononcé en faveur de cette initiative populaire. Le 
rapporteur de la commission, René Imoberdorf (CE, VS), a déclaré que l'initiative risquerait d'affaiblir le 
service public. Elle provoquerait en effet une baisse des recettes de l'ordre de 940 millions de francs 
pour la Confédération et de 280 millions de francs pour les cantons. Ces pertes ne pourraient être 
compensées qu'au moyen de hausses d'impôt, à moins d'envisager une réduction des prestations. 
Avant les délibérations consacrées à l'initiative, le Conseil des Etats avait approuvé une nouvelle 
disposition constitutionnelle relative au service universel (objet 13.036). Cette disposition aurait pu être 
considérée comme un contre-projet indirect à l'initiative. Le Conseil national l'a toutefois rejetée en 
refusant par deux fois d'entrer en matière sur le projet concerné. 
Du côté du Conseil national, aucun député non plus n'a voté pour l'initiative populaire " En faveur du 
service public ". Selon le rapporteur de la commission, Kurt Fluri (RL, SO), l'initiative serait synonyme 
de pas en arrière, un pas qui reviendrait à s'éloigner des réalités du marché. Cette initiative aurait pour 
conséquence de voir le service public se détériorer, soit exactement l'inverse de ce qu'exprime son 
titre. En outre, le texte de l'initiative serait trop vague ; par exemple, le sens du passage " dans le 
domaine des prestations de base, la Confédération ne vise pas de but lucratif, ne procède à aucun 
subventionnement croisé au profit d'autres secteurs de l'administration " est loin d'être clair. 
Si de nombreux orateurs ont fait part de leur sympathie à l'égard du titre de l'initiative, " En faveur du 
service public ", cette dernière présenterait un emballage trompeur, d'après Matthias Aebischer (S, 
BE). Celui-ci a affirmé qu'il était rarement arrivé qu'une initiative porte un titre promettant aussi 
effrontément le contraire de ce qu'elle demande en réalité. Pour les intervenants de la gauche, la seule 
critique fondée est celle qui concerne les salaires élevés des dirigeants des entreprises liées à la 
Confédération. Le camp bourgeois avait un autre point de vue sur la question. Selon Verena Herzog 
(V, TG), les entreprises présentes sur le marché doivent pouvoir offrir des salaires compétitifs. Celles-
ci auraient aussi besoin de réaliser des bénéfices afin de procéder à des investissements, si elles 
entendent pouvoir fournir des prestations efficaces et conformes aux exigences du marché. 
Lors des votes finaux, l'arrêté fédéral recommandant le rejet de l'initiative a été adopté aussi 
bien par le Conseil des Etats, par 43 voix contre 0, que par le Conseil national, par 196 voix 
contre 0. 
 
Texte soumis au vote final 

http://www.admin.ch/opc/fr/federal-gazette/2014/3685.pdf
http://www.parlament.ch/ab/data/f/s/4915/448315/f_s_4915_448315_448426.htm
http://www.parlament.ch/ab/data/f/n/4920/475711/f_n_4920_475711_475889.htm
http://www.parlament.ch/ab/data/f/n/4920/481379/f_n_4920_481379_481566.htm
http://www.parlament.ch/ab/data/f/s/4920/481396/f_s_4920_481396_481449.htm
http://www.admin.ch/opc/fr/federal-gazette/2015/6515.pdf
http://www.parlament.ch/f/suche/Pages/geschaefte.aspx?gesch_id=20130036
https://www.admin.ch/opc/fr/federal-gazette/2015/6515.pdf


VI 

2. Compendio delle deliberazioni 

14.038 A favore del servizio pubblico. Iniziativa popolare 
Messaggio del 14 maggio 2014 concernente l‘iniziativa popolare «A favore del servizio pubblico»  
(FF 2014 3233) 
 
L'iniziativa lanciata dalle riviste per i consumatori chiede che le aziende parastatali quali la 
Posta, Swisscom e le FFS non mirino a realizzare profitti il più possibile elevati, bensì che si 
impegnino a fornire, in primo luogo, un servizio di buona qualità a prezzi sostenibili. Il 
Consiglio federale ha raccomandato di respingere l'iniziativa: per quanto le sue richieste 
difendano gli interessi dei clienti, la sua realizzazione potrebbe indebolire il servizio pubblico e 
addirittura causare aumenti delle imposte.  
Nessun membro dell'Assemblea federale si è espresso a favore dell'iniziativa che, in occasione 
dei voti finali, il Consiglio nazionale e il Consiglio degli Stati hanno raccomandato di respingere 
rispettivamente con 196 e 43 voti. 
L'iniziativa "A favore del servizio pubblico" chiede che, in materia di prestazioni di base, la 
Confederazione non miri a conseguire profitti, non sovvenzioni trasversalmente altri settori 
dell'Amministrazione e non persegua interessi fiscali. Secondo l'iniziativa, questi principi devono 
essere applicati per analogia alle imprese che assolvono compiti legali inerenti a prestazioni di base 
della Confederazione oppure che sono direttamente o indirettamente controllate dalla Confederazione 
mediante una partecipazione maggioritaria. In particolare, si fa riferimento alla Posta, a Swisscom e 
alle FFS. Inoltre, l'iniziativa chiede che i salari e gli onorari dei collaboratori di tali imprese non siano 
superiori a quelli dei collaboratori dell'Amministrazione federale.  
La motivazione all'origine delle richieste dei promotori dell'iniziativa è che le aziende parastatali 
realizzano utili sempre maggiori a spese della popolazione, riducendo al tempo stesso le prestazioni. 
Secondo i promotori, l'iniziativa assicura l'offerta di un servizio pubblico di buona qualità a prezzi 
sostenibili. Alla Confederazione dovrebbe essere fatto divieto di prelevare una quota degli utili della 
Posta e di Swisscom, perché ciò equivale a un'imposizione fiscale indiretta. Inoltre si chiede che i 
manager di queste aziende in futuro non guadagnino più dei Consiglieri federali.  
Secondo l'interpretazione che il Consiglio federale dà al testo dell'iniziativa, le aziende parastatali 
potrebbero continuare a perseguire profitti, a condizione che essi vengano utilizzati per costituire delle 
riserve o per compensare perdite e assicurare così la sopravvivenza delle imprese stesse. Secondo il 
Consiglio federale, tuttavia, questa norma potrebbe avere conseguenze sulla capacità economica e 
sulla competitività delle imprese. 
Il Consiglio federale non ritiene che il versamento di dividendi alla Confederazione da parte di 
Swisscom e della Posta possa essere considerato un'imposta occulta, come sostenuto dai promotori 
dell'iniziativa, ma che costituisca un rendimento adeguato per il capitale investito dalla Confederazione 
nelle imprese. La Confederazione, in quanto proprietaria delle aziende parastatali, deve poter decidere 
in merito all'utilizzazione degli utili da esse conseguiti. Se, come richiesto dall'iniziativa, la distribuzione 
di dividendi dovesse essere ridotta, la Confederazione dovrebbe compensare le entrate mancanti 
aumentando le imposte o riducendo le prestazioni anche del servizio pubblico. 
La richiesta dell'iniziativa, secondo cui i salari e gli onorari dei collaboratori delle aziende parastatali 
non devono essere superiori a quelli dei collaboratori dell'Amministrazione federale non riguarderebbe 
solo i manager, ma tutti i dipendenti. Le imprese dovrebbero adattare la loro struttura salariale a quella 
dell'Amministrazione federale. Ciò sarebbe realizzabile solo difficilmente e, in parte, si potrebbe 
ripercuotere negativamente sulle condizioni di assunzione dei collaboratori. Infine, le parti sociali 
disporrebbero di un margine d'azione minore per soluzioni specifiche all'azienda nel quadro dei 
negoziati per il contratto collettivo di lavoro. 
Il Consiglio federale condivide la richiesta dei promotori dell'iniziativa che la popolazione svizzera 
disponga di un servizio pubblico di buona qualità a prezzi sostenibili. Esso ritiene che il servizio 
pubblico continui ad essere fornito in modo capillare, affidabile ed efficiente. Le prestazioni di base 
sono assicurate su tutto il territorio del Paese. Le aziende parastatali sono oggi ben posizionate, 
forniscono servizi di alta qualità e sono importanti datori di lavoro. L'iniziativa comporterebbe una 
significativa limitazione dell'attuale libertà imprenditoriale delle imprese parastatali, che era stata loro 
accordata nel quadro delle riforme delle PTT e delle ferrovie attuate nel 1998 e nel 1999. La capacità 
economica, la competitività e la capacità d'innovazione di queste imprese sarebbero messe a 
repentaglio. (Estratti del comunicato stampa del Consiglio federale del 14 maggio 2014) 
 
 

http://www.admin.ch/opc/it/federal-gazette/2014/3233.pdf
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Deliberazioni 
 
Decreto federale concernente l’iniziativa popolare «A favore del servizio pubblico» (FF 2014 3215) 
25.09.2014 CS  Decisione secondo il disegno del Consiglio federale. 
14.09.2015 CN Adesione. 
25.09.2015 CS  Il decreto è adottato nella votazione finale. 
25.09.2015 CN Il decreto è adottato nella votazione finale. 
   Foglio federale   2015 5843, 
 
Nessun membro del Consiglio degli Stati si è espresso a favore dell'iniziativa. Il portavoce della 
Commissione, René Imoberdorf (CE, VS), ha affermato che l'iniziativa minerebbe la solidità del 
servizio pubblico: per la Confederazione e per i Cantoni verrebbero a mancare entrate rispettivamente 
pari a 940 milioni e 280 milioni di franchi. Solo con un aumento delle imposte sarebbe possibile 
compensare tali perdite, altrimenti occorrerebbe considerare una riduzione delle prestazioni.  
Prima del dibattito sull'iniziativa popolare, il Consiglio degli Stati si era espresso a favore di una nuova 
disposizione costituzionale sul servizio universale (affare 13.036) che avrebbe potuto essere 
considerata un controprogetto indiretto. Tuttavia, il Consiglio nazionale l'ha respinta non entrando in 
materia per ben due volte. 
Anche in seno al Consiglio nazionale non vi sono stati voti favorevoli all'iniziativa popolare. Accogliere 
l'iniziativa significherebbe fare un passo indietro e allontanarsi dal mercato, ha spiegato il portavoce 
della Commissione, Kurt Fluri (RL, SO): la conseguenza sarebbe, a conti fatti, un peggioramento del 
servizio pubblico, dunque il contrario di quanto riportato nel titolo dell'iniziativa. Secondo Fluri il testo 
dell'iniziativa è impreciso. Non è chiaro infatti cosa si intenda per "sovvenzionare trasversalmente altri 
settori dell'Amministrazione" o "non mirare a conseguire profitti in materia di prestazioni di base". 
Molti oratori hanno espresso la loro simpatia per il titolo dell'iniziativa "A favore del servizio pubblico". 
Tuttavia, come afferma Matthias Aebischer (S, BE), quest'ultimo è fuorviante e raramente un'iniziativa 
popolare ha presentato un titolo così sfrontatamente ingannevole rispetto a quanto chiede in sostanza. 
Solo la critica degli elevati salari dei top manager delle imprese parastatali giustificherebbe un titolo 
simile, sostengono i portavoce della sinistra. I rappresentanti dei partiti borghesi invece la pensano 
diversamente. Secondo Verena Herzog (V, TG) le imprese sul mercato devono poter pagare salari 
competitivi e impiegare gli utili al fine di poter offrire prestazioni efficienti e conformi alle esigenze del 
mercato. 
In occasione dei voti finali il decreto federale con la raccomandazione di respingere l'iniziativa 
è stato accolto con 43 voti contro 0 in Consiglio degli Stati e con 196 voti contro 0 in Consiglio 
nazionale.  
 
Testo del voto finale 

https://www.admin.ch/opc/it/federal-gazette/2014/3215.pdf
http://www.parlament.ch/ab/data/f/s/4915/448315/f_s_4915_448315_448426.htm
http://www.parlament.ch/ab/data/f/n/4920/475711/f_n_4920_475711_475889.htm
http://www.parlament.ch/ab/data/f/n/4920/481379/f_n_4920_481379_481566.htm
http://www.parlament.ch/ab/data/f/s/4920/481396/f_s_4920_481396_481449.htm
http://www.admin.ch/opc/it/federal-gazette/2015/5843.pdf
http://www.parlament.ch/i/suche/Pagine/geschaefte.aspx?gesch_id=20130036
https://www.admin.ch/opc/it/federal-gazette/2015/5843.pdf
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Erstrat – Premier Conseil
Botschaft des Bundesrates 14.05.14 (BBl 2014 3805) 
Message du Conseil fédéral 14.05.14 (FF 2014 3667) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.14 (Erstrat – Premier Conseil) 

Imoberdorf René (CE, VS), für die Kommission: Am 14. Mai
2014 hat der Bundesrat die Botschaft zur Volksinitiative «pro
Service public» verabschiedet. Mit dieser Botschaft bean-
tragt der Bundesrat, die Volksinitiative Volk und Ständen mit
der Empfehlung, die Initiative abzulehnen, zur Abstimmung
zu unterbreiten.
Die eidgenössische Volksinitiative «pro Service public» wur-
de am 30. Mai 2013 mit 104 197 gültigen Unterschriften ein-
gereicht. Sie fordert, dass der Bund bei der Grundversor-
gung nicht nach Gewinn strebt, auf die Quersubventionie-
rung anderer Verwaltungsbereiche verzichtet und keine
fiskalischen Interessen verfolgt. Diese Grundsätze sollen
auch für jene Unternehmen gelten, die im Bereich Grundver-
sorgung des Bundes einen gesetzlichen Auftrag haben oder
vom Bund durch Mehrheitsbeteiligung direkt oder indirekt
kontrolliert werden. Gemeint sind damit insbesondere die
Post, die Swisscom und die SBB. Zudem sollen die Löhne
und Honorare der Mitarbeitenden nicht über jenen in der
Bundesverwaltung liegen.
Ihre Kommission hat das Geschäft an der Sitzung vom
12. August 2014 behandelt und dabei eine breitangelegte
Anhörung gemacht. Angehört wurden neben dem Initiativko-
mitee interessierte Kreise wie Städteverband, Gemeindever-
band, Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete, Gewerbever-
band, Gewerkschaftsbund, Economiesuisse, Konsumenten-
organisationen und der Preisüberwacher sowie Vertreter
bundesnaher Betriebe, nämlich der Swisscom, der SBB, der
Post und der SRG.
Ihre Kommission beantragt einstimmig, die Volksinitiative
«pro Service public» aus den folgenden wichtigsten Grün-
den abzulehnen.
Die Bereitstellung der Grundversorgung in der Schweiz
funktioniert zur Zufriedenheit des grössten Teils der Bevölke-
rung. Die Initiative würde einen starken Service public ge-
fährden. Die Initiative will zwar tiefere Preise für die Konsu-
menten. Wenn aber die Service-public-Unternehmen keine
Gewinne mehr erzielen dürfen, werden sie gegenüber den
gewinnorientierten privaten Konkurrenzfirmen benachteiligt,
und die nötigen finanziellen Mittel für eine flächendeckende,
für alle bezahlbare Grundversorgung gingen zurück. Ohne
Gewinne können die Unternehmen auch nicht mehr in Inno-
vationen investieren, um neue Produkte zu entwickeln und
um Leistungen effizient zu erbringen. Die unternehmerische
Freiheit der bundesnahen Unternehmen würde stark einge-
schränkt und deren Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit ge-
schwächt.
Die Initiative hätte Einnahmenverluste von 940 Millionen
Franken für den Bund und von 280 Millionen Franken für die
Kantone zur Folge, also insgesamt einen Einnahmenverlust
von 1,22 Milliarden Franken. Das könnte nur mit Steuererhö-
hungen kompensiert werden, oder man würde einen Lei-
stungsabbau in Kauf nehmen müssen, das zum Beispiel
auch bei der Grundversorgung. Zudem müsste der Bund,
statt Gewinne etwa von Post oder Swisscom einzunehmen,
allfällige Verluste dieser Unternehmen finanzieren.
Die Volksinitiative verbietet dem Bund und den Service-pu-
blic-Unternehmen jegliche Querfinanzierung im Bereich der
Grundversorgung. Damit wäre eine Grundversorgung aller
Menschen in unserem Land zum gleichen Tarif gefährdet.

Die Forderung der Initiative, wonach die Löhne und Honora-
re der Mitarbeitenden der bundesnahen Unternehmen nicht
höher als beim Bund sein dürfen, würde nicht nur die Mana-
ger treffen, sondern sämtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter dieser Unternehmen. Die Unternehmen müssten damit
ihr Lohngefüge demjenigen des Bundes anpassen. Dies
wäre schwierig umzusetzen und könnte sich teilweise nega-
tiv auf die Anstellungsbedingungen der Mitarbeitenden aus-
wirken. Zudem hätten die Sozialpartner bei ihren Verhand-
lungen weniger Spielraum für unternehmensspezifische Lö-
sungen im Rahmen ihrer Gesamtarbeitsverträge. 
Schliesslich gibt die Initiative vor, das wird insbesondere im
Titel suggeriert, sich für die Anliegen der Kunden einzuset-
zen. Tatsächlich könnte sie aber eine Schwächung des Ser-
vice public oder sogar Steuererhöhungen zur Folge haben. 
Wie der Bundesrat beantragt Ihnen Ihre Kommission, und
zwar einstimmig, eine Abstimmungsempfehlung auf Ableh-
nung der Volksinitiative zu beschliessen.

Hêche Claude (S, JU): Garantir à la population suisse un ser-
vice public de qualité à prix abordable: qui pourrait être con-
tre l'objectif de l'initiative populaire «en faveur du service pu-
blic»? Toutefois, si je suis d'accord avec les initiants sur le
titre de leur initiative et le but de celle-ci, je suis défavorable
au contenu de l'initiative et aux moyens qu'elle prévoit. Mê-
me après avoir entendu les initiants, je vois mal comment
l'initiative pourrait atteindre son objectif. Leur demande don-
ne lieu à de trop nombreuses interprétations et comporte
des risques importants; je dirai même qu'elle recèle un
piège.
Plus particulièrement, les conditions d'utilisation des béné-
fices, c'est-à-dire la règle de non-profit imposée aux entre-
prises fédérales, auraient des conséquences néfastes qu'on
ne saurait ignorer.
D'abord, cela ne pourrait se faire sans une dégradation des
conditions de travail du personnel et une pression sur les ef-
fectifs.
Ensuite – le rapporteur et président de la commission vient
de le rappeler –, une telle restriction à une certaine liberté
de gestion des entreprises fédérales porterait sans aucun
doute atteinte à l'efficacité et à la capacité d'innovation de
celles-ci.
De plus, dans le cas particulier de Swisscom, qui est cotée
en bourse, cela se traduirait à terme par de fortes moins-va-
lues pour les collectivités publiques, notamment pour son
actionnaire majoritaire, la Confédération. Sans parler d'un
changement du statut de la société qui coûterait certaine-
ment quelques milliards de francs. Je rappelle au passage
que, outre la Confédération actionnaire principal, plus de
68 000 autres actionnaires de Swisscom – petits action-
naires, investisseurs institutionnels tels que les caisses de
pension – ont donc aussi intérêt à ce que la valeur de l'entre-
prise reste stable et que le capital investi dégage un rende-
ment convenable. J'approuve entièrement le contenu de ce
passage qui figure au chiffre 4.2.1 du message du Conseil
fédéral.
Enfin – le président de la commission l'a aussi relevé, je me
permets moi aussi d'insister sur ce point –, au niveau des
conséquences financières, ce serait une perte fiscale de
390 millions de francs: 110 millions de francs pour la Confé-
dération, mais 280 millions de francs pour les cantons et les
communes, ainsi qu'une perte sur les bénéfices versés à la
Confédération par la Poste, les CFF et Swisscom pour
l'exercice 2013. En 2013, la Poste et Swisscom ont versé à
la Confédération 830 millions de francs sur les bénéfices
réalisés durant l'exercice 2012.
Comment assurer le financement sûr et durable du service
universel? Comment développer encore le réseau de fibre
optique dans notre pays? Comment maintenir le réseau d'of-
fices postaux actuel? D'autres questions se posent encore.
Voilà autant de questions qui restent, avec une telle initiative
populaire, sans réponses convaincantes. Par conséquent,
bien que les initiants prétendent par leur initiative défendre
les intérêts des citoyens, en cas d'acceptation, elle affaiblirait
le service public, entraînerait une réduction des prestations,
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voire très certainement une hausse des impôts. Aussi,
même si la question des très hauts salaires mériterait d'être
examinée, elle ne suffit pas à elle seule à justifier une telle
prise de risque. L'ensemble des acteurs entendus partage
d'ailleurs cet avis; les partenaires sociaux, les représentants
des villes ou encore des communes, proposent très claire-
ment le rejet de cette initiative populaire.
Pour ces quelques raisons, je vous invite à proposer de re-
commander au peuple et aux cantons de rejeter l'initiative
populaire «en faveur du service public».

Rechsteiner Paul (S, SG):  Eine der grossen Stärken der
Schweiz ist der funktionierende Service public. Die Grund-
versorgung bei uns ist gewährleistet, und zwar nicht nur in
den grossen Zentren, sondern auch in den abgelegeneren
Regionen. Dieser gute Service public musste erkämpft wer-
den, und er muss immer wieder verteidigt werden, und zwar
gegen Kreise, die alles kommerzialisieren und privatisieren
wollen. 
Das Rückgrat des Service public in der Schweiz sind starke
und dynamische Bundesunternehmen. Sie sorgen dafür,
dass wir in der Schweiz eine über alles gesehen gute und
flächendeckende Infrastruktur haben. Uns, den Anhängern
und Verteidigern eines starken Service public, könnte daher
die Volksinitiative «pro Service public», getragen von den
Konsumentenzeitschriften, nur recht kommen. Gute Dienst-
leistungen, günstige Preise, keine Löhne für Manager, die
über einem Bundesratssalär liegen: Ich würde das sofort un-
terschreiben, unterstützen, dafür werben und hier im Parla-
ment feurig dafür kämpfen. Das Problem ist leider, dass der
Inhalt der Initiative ihren ausserordentlich begrüssenswerten
Zielen nicht entspricht. 
Der Text der Initiative – und der Text ist massgebend – ver-
langt nicht günstige Preise, er verbietet vielmehr Gewinne
und Quersubventionierungen. Die Initiative sagt nicht, dass
die Manager der Bundesbetriebe nicht mehr als ein Bundes-
rat verdienen sollen. Der Initiativtext, und dieser ist massge-
bend, schreibt für alle Mitarbeitenden der Bundesbetriebe
vor, dass ihre Löhne nicht über denjenigen in der Bundes-
verwaltung liegen sollen. Von einer guten Grundversorgung
in der Fläche und in allen Landesteilen sagt die Initiative kein
Wort. Damit liegt der Initiativtext, es ist zu beklagen, leider
weit weg vom Ziel einer guten Grundversorgung für die gan-
ze Bevölkerung zu günstigen Preisen. Noch einmal: Mass-
gebend ist nicht der Initiativtitel «pro Service public», der po-
sitiv ist, sondern der Initiativtext. 
Einige Stichworte zu ein paar heiklen Punkten, zuerst zum
Gewinnverbot: Was ist falsch daran, dass die Swisscom Ge-
winne macht? Sollen nur Sunrise und Orange Gewinne ma-
chen dürfen? Wie soll die Swisscom, und das Gleiche
könnte man von der Post sagen, Zukunftsinvestitionen stem-
men, wenn sie keine Gewinne mehr machen darf? Dies gilt
beispielsweise auch für die Bahn. Wie soll der Bund den Ein-
nahmenausfall in der Höhe von 800 Millionen Franken kom-
pensieren, wenn die heute vorhandenen, einkalkulierten Ge-
winnablieferungen wegfallen? 
Hochproblematisch ist sodann der Begriff der Quersubven-
tionierung. Diese soll durch die Initiative in Zukunft verboten
werden. «Quersubventionierung» ist aber nichts anderes als
ein Kampfbegriff aus dem neoliberalen Begriffsarsenal zur
Schwächung und Zerschlagung des Service public. Jeder
Service public ist nichts anderes als eine Quersubventionie-
rung, früher beispielsweise vom Telefon zur Post, jetzt bei-
spielsweise von der Postfinance zu den Poststellen oder hin-
sichtlich der Bahnen vom Fernverkehr zum Regionalverkehr.
«Quersubventionierung» bedeutet, dass die rentablen Ange-
bote in den Zentren die unrentableren in den Randregionen
finanzieren. Wie um Himmels willen kamen die Initianten
dazu, den unseligen Begriff der Quersubventionierung in die
Bundesverfassung einführen zu wollen? Im Hearing in der
Kommission haben sie gesagt, dass sie damit beispiels-
weise nur gemeint hätten, die Finanzierung anderer Budgets
der Bundesverwaltung wie der Militärausgaben verhindern
zu können. Doch so etwas steht nicht im Text der Initiative;
alles ist Interpretationssache, zumal es eine solche Quer-

subventionierung wie im Beispiel gar nicht gibt, da sich eine
Quersubventionierung immer auf eine Unternehmenseinheit
bezieht.
Ein heikler Punkt ist darüber hinaus, dass die Initiative ver-
langt – das ist bisher noch nicht länger diskutiert worden –,
dass die Abgrenzung der Grundversorgung von den übrigen
Leistungen gesetzlich geregelt werden soll. Wollen wir das
wirklich, wo doch der Service public gestärkt werden soll?
Wir haben doch ein hohes Interesse daran, dass unsere
Bundesunternehmen sich technologisch und bei den Dienst-
leistungen dynamisch weiterentwickeln können, und zwar
ohne dass hier das Gesetz oder der Gesetzgeber immer
vorangehen müssen. Denken wir beispielsweise daran, was
eine solche Vorschrift, der Gesetzesvorbehalt, für die Ent-
wicklung in der Telekommunikation bedeutet hätte: Die
Swisscom wäre längst erledigt. Auch in diesem Punkt ist die
von guten Absichten getragene Initiative nicht ausgereift,
mehr noch, sie schadet einem guten und starken Service
public. Eine starre Bestimmung, die verlangt, dass ein Ge-
setz diese Dienste regeln soll, schadet dem Service public.
Aus all diesen Gründen – es gäbe noch mehr – können wir
mit Blick auf einen starken Service public und auf starke
Bundesunternehmen zur Initiative nur Nein sagen, so gut sie
auch gemeint gewesen ist. Die Bundesunternehmen sind ja
bedeutende Unternehmen. Ihr Umsatz beträgt rund 30 Milli-
arden Franken, sie beschäftigen rund 100 000 Personen.
Diese Unternehmen haben also in der Schweiz eine enorme
Bedeutung. Das sollten wir nicht aufs Spiel setzen.
Eine andere Frage wäre gewesen, der Initiative einen Ge-
genvorschlag entgegenzusetzen. Leider ergab sich in der
Kommission kein mehrheitsfähiger Ansatz für einen direkten
Gegenvorschlag, der im Rat hätte beraten werden können.
Immerhin – wir haben es gerade mit dem vorangegangenen
Geschäft erlebt – gibt es jetzt diesen Verfassungsartikel über
die Grundversorgung. Die Meinung war ja – ich folge hier
dem Votum von Kollege Engler, das im Variantenentscheid
eine Mehrheit auf sich vereint hat –, dass im Nationalrat
diese jetzt etwas zu knapp ausgefallene Verfassungsbestim-
mung angereichert werde, namentlich durch den Begriff der
Erschwinglichkeit, aber auch durch die Dauerhaftigkeit,
durch die Versorgung in den Regionen. Wenn das geschä-
he, dann wäre das so etwas wie ein Gegenvorschlag. Es
wäre zwar nicht ein formeller Gegenvorschlag, aber einer in
der Debatte. Ich bitte Sie, nicht zu unterschätzen, dass diese
Initiative doch ernst genommen werden muss, auch für die
Debatte nachher. Das ist eine wichtige Sache.
Es muss zum Ausdruck gebracht werden, dass das Nein zur
Initiative nicht heisst, dass wir nicht für einen starken Service
public sind. Das Gegenteil ist der Fall. Weil wir für einen star-
ken Service public sind, sind wir gegen die Initiative, wollen
das aber durch eine entsprechende Bestimmung in der Lo-
gik der parlamentarischen Initiative Maissen unterstreichen.
Noch etwas: Wenn ich hier für ein klares Nein zur Volksinitia-
tive eintrete, möchte ich in aller Deutlichkeit klarmachen,
dass nicht alle Entwicklungen gut sind und von der Bevölke-
rung goutiert werden, die wir bei den grossen Bundesunter-
nehmen in den letzten zehn, fünfzehn Jahren erlebt haben.
Dass es inzwischen auch bei den Bundesunternehmen auf
der Chefetage Salärexzesse gibt, ist ein Missstand, der in
der Bevölkerung zu Recht auf Unverständnis stösst. Die Ta-
rifentwicklung bei der Bahn erreicht im Vergleich zur Kosten-
entwicklung bei der Strasse langsam, aber sicher ein Mass,
das für viele eine empfindliche Grenze darstellt. Die Bundes-
unternehmen und ihre im belehrenden Auftritt nicht immer
trittsicheren Spitzenkräfte tun gut daran, sich in der bevor-
stehenden öffentlichen Debatte bewusst zu sein, dass sie im
Glashaus sitzen. Statt Selbstgerechtigkeit wäre jeweils eine
gewisse Bescheidenheit mit Blick auf den anspruchsvollen
öffentlichen Auftrag kein Schaden. Dass die SBB-Spitze die
unseligen Pläne für eine Verschlechterung der Renten ihrer
Beschäftigten mittels einer sogenannten Wackelrente end-
lich zurückgenommen und einen anständigen Gesamtar-
beitsvertrag zustande gebracht hat, ist ein positives Zeichen,
auch für die Volksabstimmung. Das Gleiche steht hoffentlich
bei der Post bevor.
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Angesichts des enormen Wandels – technologisch und
sonst, in der Kommunikation, in der Logistik – braucht es bei
den Bundesunternehmen eine gewisse Zuverlässigkeit bei
den Dienstleistungen für die Bevölkerung und bei den Ar-
beitsbedingungen für das Personal. Wenn diese stimmen,
wenn die Bevölkerung und das Personal das Gefühl haben,
dass ihre Anliegen ernst genommen werden und ernster, als
es gelegentlich in der Vergangenheit der Fall war, dann wer-
den unsere Bundesunternehmen, auf die wir stolz sein kön-
nen, auch den Härtetest einer öffentlichen Auseinanderset-
zung um diese Initiative bestehen – eine Initiative, die trotz
klarer Ablehnungsempfehlung hier im Parlament nicht unter-
schätzt werden sollte.

Savary Géraldine (S, VD):  En préambule, je souhaite dire
que cette initiative est pavée de bonnes intentions. Mais on
sait que l'enfer peut lui aussi être pavé de bonnes intentions.
Je crains qu'en réalité cette initiative ne menace ce qu'elle
est censée défendre, à savoir le service public.
Les points critiques de cette initiative ont été mis en lumière
par Messieurs Rechsteiner et Hêche. S'agissant de l'inter-
diction des subventionnements croisés pour le financement
du service public, j'aimerais ajouter aux exemples cités la si-
tuation de la SSR SRG. Si l'initiative était adoptée, la solida-
rité entre les régions linguistiques en souffrirait. La rede-
vance ne serait plus soumise au subventionnement croisé,
ce qui contraindrait les régions linguistiques à des écono-
mies assez importantes. Je parle en particulier de la popula-
tion romande, tessinoise et romanche, qui profite, d'une cer-
taine manière, du subventionnement croisé du service public
pour les médias.
J'aimerais également dire un mot concernant la question
des prix, qui suscite certainement le plus d'irritation parmi la
population. En effet, dans l'enquête du magazine «K-Tipp»,
qui se base sur une étude lancée en 2012 auprès d'un
échantillon représentatif de la population suisse, une grande
majorité des participants se dit mécontente parce que les
prix du service public sont de manière générale trop élevés.
Les exemples sont abondants: les toilettes des CFF sont
sales, les attentes au guichet de la Poste interminables, les
boîtes aux lettres disparaissent. Bref, d'après cette étude, on
paierait trop pour trop peu. D'où l'idée de cette initiative: le
meilleur service au meilleur prix.
D'une certaine manière, on peut comprendre cette irritation.
Néanmoins, ce qui compte aux yeux de la plupart des fédé-
rations de consommateurs, que ce soit en Suisse romande
ou en Suisse alémanique, ce n'est pas forcément le prix le
plus bas, mais c'est le juste prix. Et le juste prix dans les
questions de service public doit être transparent, lisible: il
doit correspondre à des prestations de qualité. Il est né-
gocié, avec les responsables politiques, dans le cadre des
communautés tarifaires; il est discuté avec Monsieur Prix;
les médias en discutent. Il y a un vrai débat public, un vrai
débat politique. Ce n'est pas un article constitutionnel qui rè-
glera cette question, mais plutôt l'implication des acteurs
concernés. Je dirai même que, si on se place du côté des or-
ganisations de consommateurs, un article constitutionnel qui
grave dans le marbre le principe du meilleur prix pour la
meilleure prestation réduit presque au silence les organisa-
tions de consommateurs. Il y a moins ou il n'y a plus de base
de négociation pour fixer le juste prix.
Cette initiative soulève un certain nombre de questions aux-
quelles le monde politique et les entreprises dont la Confé-
dération est actionnaire majoritaire ne répondent pas au-
jourd'hui. Comment sont fixés les prix des prestations pub-
liques? Je pense qu'il y a encore des efforts à faire dans ce
domaine pour les rendre plus transparents. Comment finan-
cer la desserte de base indispensable à la cohésion de notre
pays? Est-il justifiable que des directeurs d'entreprises dont
la Confédération est actionnaire majoritaire gagnent trois
fois plus que Madame Leuthard, la conseillère fédérale res-
ponsable de leur ministère de tutelle? Il est clair que la popu-
lation se pose cette question.
Elle existe. Il faudra bien qu'un jour on la traite d'une façon
un peu plus sérieuse que jusqu'à maintenant. J'espère que

le débat que nous aurons sera animé d'autant de passion
que celui que nous avons mené tout à l'heure. Il faut un ar-
ticle constitutionnel sur le service universel qui soit solide,
sérieux et complet – et pas une coquille vide, comme c'est
parfois le cas –, parce que si on additionne les personnes
mécontentes des tarifs, celles mécontentes des prestations
et celles qui s'indignent en apprenant quels sont les salaires
des directeurs des régies fédérales, cela commence à faire
pas mal de monde. Les questions, parfois légitimes, que se
pose la population sont à prendre au sérieux. C'est notre
mission de parlementaires que de répondre à ces questions
et notre devoir de ne pas traiter cette initiative avec condes-
cendance; il faut non seulement calmer les inquiétudes de
ceux qui ont lancé l'initiative, mais aussi combler les attentes
de la population.
Je vous invite à recommander le rejet de l'initiative populaire.

Stadler Markus (GL, UR): Der Titel der Initiative ist gut, aber
ihr Inhalt hält nicht, was der Titel verspricht. Die Initiative will
Gemeinsinn vor Gewinn fördern und Lohnexzesse im bun-
desnahen Bereich bekämpfen. Sie tut dies aber mit un-
zweckmässigen Mitteln. Wenn in den betreffenden Betrieben
keine Gewinne erzielt werden können, sind Investitionen
schwierig zu realisieren. Andere Quellen müssten angezapft
werden. Die im Initiativtext angeführte Verhinderung von
Quersubventionierung ist unklar formuliert und behindert,
wörtlich genommen, wichtige politische Anliegen, zum Bei-
spiel die Finanzierung weniger rentabler Bahnstrecken oder
die Belieferung weniger publikumsintensiver Postkreise. 
Service public darf sich aber, plakativ gesprochen, nicht auf
das Dreieck Zürich-Genf-Basel beschränken. Die Umset-
zung der Volksinitiative kann also geeignet sein, ganz im Ge-
gensatz zum Versprechen des Titels, gerade den flächen-
deckenden Charakter der Grundversorgung zu gefährden.
Die verfassungsmässige Begrenzung der Löhne und Ho-
norare der Mitarbeiter nimmt zudem keinen Bezug auf die
Marktverhältnisse. Dabei meine ich nicht, dass heute alles
richtig ist.
Es fehlen somit Argumente, die dafür sprechen, die Volks-
initiative zu unterstützen, gerade wenn man selbst an einer
funktionierenden Grundversorgung interessiert ist. Die
hauptsächliche Stossrichtung, nämlich ein Senken der Prei-
se, ist nicht geeignet für eine Verbesserung der Qualität der
Grundversorgung in der Fläche.
Politisch gesehen steht diese Initiative in einem weiteren
Zusammenhang mit den beiden vorangegangenen Ge-
schäften. Bei der allgemeinen Verfassungsbestimmung zur
Grundversorgung hat sich unser Rat heute leider für eine
ziemlich blutleere Fassung entschieden. Ob das im Hinblick
auf die Abstimmung über die Volksinitiative, ob das also für
das Volk substanziell genug sein wird, wird sich zeigen.

Theiler Georges (RL, LU): Ich wurde eben vom Bischof des
Rates etwas abgelenkt (Heiterkeit) und bin jetzt deshalb total
verwirrt, aber ich werde die Fassung bald wieder finden.
Zu dieser Initiative habe ich eine erste Bemerkung: Ich frage
mich, ob sie überhaupt gültig ist oder nicht. Wir haben ge-
stern lange darüber diskutiert. Ich stelle Ihnen aber folgende
Frage: Ist Absatz 1, der eigentlich Position zur Grundversor-
gung bezieht, mit Absatz 2, der die Löhne festlegt, über-
haupt vereinbar? Das sind für mich zwei komplett verschie-
dene Dinge. Die Einheit der Materie ist für mich gar nicht
gegeben. Aber wir haben ja gestern gehört, dass die Kom-
mission für Rechtsfragen sich mit dieser Frage eingehend
auseinandersetzen wird. Ich habe gewisse Zweifel, dass es
im vorliegenden Fall richtig ist, wenn wir die Gültigkeit der In-
itiative einfach so hinnehmen. 
Inhaltlich ist es klar: Wenn man einer Unternehmung Ge-
winne verbietet, wird sie auf Dauer nicht investieren, und das
wird auf Dauer zulasten der Kundinnen und Kunden gehen,
denn nach zehn bis fünfzehn Jahren wird die Leistung sin-
ken, wenn man nicht innovativ tätig ist, und es werden dann
andere die Lücke schliessen wollen und auch können. Es ist
für die Kunden also schlecht, aber es ist natürlich auch für
den Staat schlecht. Wir haben immerhin eine, zwei Firmen,
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die nette Dividenden an den Staat abliefern, und diese wä-
ren selbstverständlich dann auch nicht mehr möglich. Wir
müssten die Löcher dann anderweitig stopfen. Wenn ich
schaue, wie das formuliert ist, muss ich sagen, dass auch
die Swisscom davon betroffen wäre. Auch sie dürfte eigent-
lich keine Gewinne mehr erwirtschaften, das heisst keine Di-
vidende mehr bezahlen. Ja, das würde doch heissen, dass
am Tag, an welchem wir das beschliessen, der Börsenwert
der Swisscom-Aktie in den Keller sausen würde.
Bezüglich der Quersubventionierung habe ich gewisse Sym-
pathien: Ich finde Quersubventionierungen in jedem Betrieb,
privat oder öffentlich, schlecht. Bei den SBB haben wir Quer-
subventionierungen, der Immobilienbereich muss ständig
ans Netz bezahlen. Das führt auf Dauer zu Verzerrungen
und Unklarheiten. Hier bin ich also froh, wenn der Bundesrat
darauf hinwirkt – ich glaube, grundsätzlich macht er das –,
dass solche Quersubventionierungen nicht stattfinden.
Zum dritten Bereich, zu den Löhnen: Ich habe die Löhne der
Verwaltungsräte zu Gesicht bekommen, in der Botschaft
sind sie aufgeführt. Ich kann mit diesen Löhnen einigermas-
sen leben. Mit gewissen Löhnen des Managements unserer
Betriebe habe ich auch meine liebe Mühe, diese finde ich
auch zu hoch. Aber da hat der Bundesrat – die Frau Bun-
desrätin ist zwar jetzt abgelenkt, nicht vom Bischof, aber das
spielt keine Rolle – eine spezielle Verantwortung. Es ist
seine Verantwortung, dass er bei diesen Löhnen nicht ein-
fach den Headhunter-Methoden der Wirtschaft folgt, son-
dern eine eigene vernünftige Basis wählt, die einigermassen
mit der Verantwortung einhergeht. Ich habe da meine Zwei-
fel, ob bei den heutigen Löhnen im Management gewisser
Unternehmungen das Verhältnis stimmt.
Ich stimme deshalb selbstverständlich dieser Initiative nicht
zu. Ich bitte Sie aber, Frau Bundesrätin, hier den Finger et-
was auf den wunden Punkt zu legen. 
Ich bitte Sie, die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen, wie
das die Kommission mit einer markanten Deutlichkeit von 13
zu 0 Stimmen getan hat.

Leuthard Doris, Bundesrätin: Ich bin um die gute Arbeit der
Kommission sehr froh und auch um das klare Resultat und
die Voten hier. Es ist nämlich tatsächlich so, dass der Titel
der Initiative etwas verheisst, was wir alle unterstützen. Aber
bei der Lektüre des Texts zeigen sich sehr viele unbe-
stimmte Rechtsbegriffe. Es werden Erwartungen genannt,
und es finden sich auch Formulierungen, die sich gar nega-
tiv auf den Service public auswirken könnten. Die Initianten
wollen zwar den Service public in der Schweiz verbessern
oder den ihrer Ansicht nach bestehenden Abbau stoppen;
Bundesbetriebe sollen möglichst kostenneutral, ohne Ge-
winne wirtschaften; sie sollen in erster Linie der Bevölkerung
dienen; dem Bund soll untersagt sein, mit zu hohen Tarifen
indirekt mittels Gewinnablieferungen Steuern zu erheben;
die Managerlöhne seien überrissen usw.
Der Bundesrat ist selbstverständlich auch der Ansicht, dass
die Schweizer Bevölkerung über einen guten, bezahlbaren
und flächendeckenden Service public verfügen soll. Doch,
Hand aufs Herz, haben wir das nicht schon? Wir haben ei-
nen hervorragenden Service public, der auch international
jedem Vergleich standhält. Nehmen wir den öffentlichen Ver-
kehr: Seit Jahren bauen wir die Leistungen stetig aus, jetzt
mit Fabi nochmals mit massiven Investitionen; wir haben ein
gutes Preis-Leistungs-Verhältnis; wir haben viele Linien, die
unrentabel sind und gerade wegen der Querfinanzierung
trotzdem den peripheren Regionen dienen. Das ist breit ab-
gestützt.
Vor Kurzem haben Sie die Grundversorgung festgelegt, wel-
che die Post, auch im Zahlungsverkehr, zu erbringen hat. Es
gibt ein sehr dichtes Netz an Poststellen und Agenturen, ei-
nen guten, pünktlichen Service; das nicht nur im Mailbe-
reich, sondern auch im Postautobereich, der ja eigentlich
nicht der Grundversorgung unterstellt ist.
Auch die Swisscom leistet Service public. Sie ist ein börsen-
kotiertes Unternehmen, sodass sie per definitionem Ge-
winne erzielen muss, wobei sie die Gewinne auch braucht,
damit sie die nötigen Investitionen tätigen und Innovationen

fördern kann – etwa im Bereich der Glasfaser, der nach heu-
tiger Definition nicht zur Grundversorgung gehört, aber in
welchen die Swisscom jährlich 1,5 Milliarden Franken inve-
stiert. Wie will man das künftighin aufrechterhalten, wenn
nicht mit Gewinnen, die eben dazu dienen, diese neuen Lei-
stungen zu finanzieren?
Gewinne sind nötig; ich bin froh, dass das auch Herr Stände-
rat Rechsteiner so betont hat. Gewinne sind tatsächlich nö-
tig, weil alle diese Unternehmen, auch wenn sie ganz oder
mehrheitlich dem Bund und damit dem Steuerzahler gehö-
ren, darauf angewiesen sind, konkurrenzfähig zu sein; sie
sind darauf angewiesen, sich stetig der Marktentwicklung
anzupassen. Die Digitalisierung bringt in all diesen Berei-
chen massive Veränderungen des Kundenverhaltens und
deshalb auch massive Veränderungen in Bezug auf die Lei-
stungserbringung der Unternehmen mit sich.
Der Bundesrat muss aber auch feststellen, dass veränderte
Kundenbedürfnisse die bundesnahen Unternehmen in den
letzten Jahren gezwungen haben, ihre Leistungen anzupas-
sen. So hat einerseits die Post aufgrund der deutlichen Ab-
nahme der in den Poststellen verschickten Briefe und Pakete
sowie der dort getätigten Einzahlungen ihr Poststellennetz
umgebaut und Agenturen und den Hausservice eingeführt.
Das ist nicht per se ein Abbau von Leistungen, sondern eine
andere Art der Leistungserbringung. Wenn Sie heute in den
Agenturen vorbeigehen, werden Sie bestätigt erhalten, dass
dieser Service hervorragend ist. Ich persönlich wohne nicht
in einem Ort mit einer Agentur, ich muss andere Wege der
Einzahlung finden als denjenigen mit dem gelben Büchlein
im Briefkasten, wie es in vielen Gemeinden mit Agenturen
gemacht wird. Beim öffentlichen Verkehr andererseits nahm
der Pendelverkehr stark zu. Es kam zu einem massiven Aus-
bau des Angebots. 
Die bundesnahen Unternehmen sind gut positioniert. Sie er-
bringen Dienstleistungen von hoher Qualität, und sie sind
auch sehr bedeutende und attraktive Arbeitgeber. Allein die
Unternehmen, die in meinem Departement beaufsichtigt
werden, beschäftigen 105 000 Mitarbeitende; sie sind insge-
samt sehr grosse, sehr bedeutende Arbeitgeber, und sie
sind auch soziale Arbeitgeber.
Wenn man die Löhne anschaut, so sieht man, dass es ge-
rade die unteren und mittleren Stufen sind, die im Vergleich
sehr gute Lohnverhältnisse aufweisen – natürlich auch des-
halb, weil in der Regel die meisten Arbeitsverhältnisse ge-
samtarbeitsvertraglich geregelt sind. Sie haben in der Regel
bessere Lohnbedingungen als die Mitarbeitenden in der
Bundesverwaltung. Entsprechend haben wir dann auch ab
und zu Probleme bei der Finanzierung der Pensionskassen.
Mit der Initiative würde die unternehmerische Flexibilität
stark eingeschränkt, und auch die Leistungs- und Konkur-
renzfähigkeit sowie die Innovationskraft wären tangiert. Der
Service public würde in der Folge nicht etwa gestärkt, son-
dern sogar geschwächt. Die Instrumente, die mit der Initia-
tive vorgeschlagen werden, sind daher nicht tauglich, um
den Anliegen der Initianten nach einer Verbesserung des
Service public nachzukommen. 
Wenn ich die Bürgerbriefe lese, die wir bekommen – nicht al-
les ist optimal, was an Leistungen erbracht wird –, dann
stelle ich fest, dass diese Ärgerbriefe Folgendes betreffen:
den Billettautomaten der SBB, der viel zu kompliziert ist und
nicht funktioniert; das WC, das nicht sauber war; die Ro-
aming-Preise bei der Swisscom – diese sind nicht der
Grundversorgung unterstellt –; oder das Porto bei der Brief-
post, das nach zwanzig Jahren wieder einmal angepasst
werden sollte. Das sind die Ärgernisse, und genau das lösen
Sie nicht mit dieser Initiative. Das zeigt aber, dass der Bür-
ger mit den Grundleistungen in der Regel zufrieden ist, dass
er aber im operativen Bereich durchwegs Wünsche an die
Leistungserbringer hat. Sie diskutieren das ja selber auch
immer mit den Unternehmen im Rahmen der Geschäftskon-
trolle, was auch richtig ist. Der Bundesrat hat deshalb mit
voller Überzeugung die Ablehnung dieser Volksinitiative
empfohlen, und ich bin froh, wenn Sie dieser Empfehlung fol-
gen.
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Zu den Löhnen vielleicht noch Folgendes: Ich habe Ver-
ständnis, dass man hohe Löhne generell anprangert, aber
ich möchte auch zu bedenken geben, dass die Kader dieser
Unternehmen grosse Führungsleistungen zu erbringen ha-
ben. Das sind nicht KMU, das sind Grossunternehmen. Das
sind komplexe Unternehmen, die im Inland wie im Ausland
tätig sind; ein Teil ist Grundversorgung, ein Teil ist voll dem
Wettbewerb ausgesetzt, das braucht sehr, sehr gute Füh-
rungspersönlichkeiten. Nicht zuletzt haben all diese CEO
und Manager dann noch die nette Aufgabe, jederzeit in der
Öffentlichkeit vorgeführt, kritisiert, eingeladen zu werden.
Ein CEO eines vergleichbaren privaten Unternehmens hat
diesen politischen Druck nicht zu ertragen. Insofern glaube
ich, dass auch hier Löhne, die konkurrenzfähig sind mit den-
jenigen der Privatwirtschaft, richtig und angemessen sind
angesichts der Verantwortung, der Anzahl Mitarbeitende,
des Umsatzvolumens und der Komplexität des Geschäfts in
diesem Bereich. In diesem Sinne glaube ich, dass ein mass-
volles Kontrollieren der Löhne und der Nebenleistungen, wie
wir das immer vornehmen, richtig ist. Eine Degradierung die-
ser CEO auf die Stufe Bundesratslohn wünsche ich aber
niemandem. Selbstverständlich können Sie auch unsere
Löhne anheben, aber wir brauchen das nicht, wir leben gut
mit diesem Lohn und sind damit zufrieden. 
Ich bitte Sie deshalb, diese Initiative abzulehnen, aber wei-
terhin Ihre Aufgaben im Bereich des Service public, und das
ist eben nicht alles, was diese Unternehmen erbringen,
wahrzunehmen. Wir haben gerade hier ein wichtiges Ele-
ment, das zur Kohäsion im Land beiträgt. Alle Bürgerinnen
und Bürger sollen sich auf einen qualitativ hochstehenden,
bezahlbaren Service public verlassen können. Dieser ist, da
sind wir uns einig, nicht in Gefahr, im Gegenteil: Wir versu-
chen stetig, ihn auszubauen.

Eintreten ist obligatorisch
L'entrée en matière est acquise de plein droit

Bundesbeschluss über die Volksinitiative «pro Service
public»
Arrêté fédéral relatif à l'initiative populaire «en faveur du
service public»

Detailberatung – Discussion par article

Titel und Ingress, Art. 1, 2
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Titre et préambule, art. 1, 2
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Präsident (Germann Hannes, Präsident): Da Eintreten obli-
gatorisch ist, findet keine Gesamtabstimmung statt.
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Zweitwohnungen.
Bundesgesetz
Résidences secondaires.
Loi fédérale

Fortsetzung – Suite
Botschaft des Bundesrates 19.02.14 (BBl 2014 2287) 
Message du Conseil fédéral 19.02.14 (FF 2014 2209)

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.14 (Erstrat – Premier Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 25.09.14 (Fortsetzung – Suite) 

Bundesgesetz über Zweitwohnungen
Loi fédérale sur les résidences secondaires

Art. 12 Abs. 2bis, 3 – Art. 12 al. 2bis, 3

Bischofberger Ivo (CE, AI), für die Kommission: Zur Erinne-
rung: Wir befinden uns im 5. Kapitel, «Änderung von Woh-
nungen in Gemeinden mit Zweitwohnungsanteil von über
20 Prozent», im 1. Abschnitt, «Altrechtliche Wohnungen».
Ich rede gleich zu Artikel 12 Absatz 2bis und auch zu Ab-
satz 3, weil diese Absätze zusammenhängen.
Inhaltlich geht es hier um ein Thema, welches bereits in der
Vernehmlassung vonseiten des Bundesrates zur Diskussion
gestellt wurde, und zwar um die Frage, ob bestehende
Bauten nicht im Umfange von 30 Prozent oder maximal um
30 Quadratmeter erweitert werden könnten. Die uns nun
vorliegende bundesrätliche Fassung orientiert sich aber an
der Zielrichtung des Verfassungsartikels, der auch die durch
die Zweitwohnungsgesetzgebung belegten Flächen auf
20 Prozent beschränken will. Weil durch die Erweiterung ei-
ner als Zweitwohnung genutzten altrechtlichen Wohnung der
Umfang der durch Zweitwohnungsnutzungen belegten Flä-
che erhöht würde, könnten altrechtliche Wohnungen konse-
quenterweise nur unter den Voraussetzungen gemäss den
Absätzen 2 und 3 erweitert werden.
Die Mehrheit der Kommission spricht sich im Kontext der alt-
rechtlichen Wohnungen im neuen Absatz 2bis für eine Er-
weiterung aus. Die 30 Prozent beziehen sich jedoch nur auf
Erweiterungen des bestehenden Gebäudes, nicht aber auf
Änderungen wie Abbruch oder Wiederaufbau eines Objek-
tes. Mit der Formulierung «maximal 30 Prozent der am
11. März 2012 vorbestehenden Hauptnutzungsfläche» wird
die Erweiterung genau definiert. Damit wird jedermann klar-
gemacht, dass diese der Stossrichtung der Initiative nicht wi-
derspricht, denn wenn bestehende Wohnungen moderat
ausgebaut werden, wird kein Quadratmeter zusätzlich, quasi
auf der grünen Wiese, überbaut. Zudem können wir so den
Regionen, welche stark von der Abwanderung betroffen
sind, entgegenkommen. Mit der Version der Mehrheit ist es
nämlich im Rahmen einer massvollen Erweiterung beispiels-
weise möglich, auch in Zukunft an einer altrechtlichen Erst-
wohnung einen Lift oder an einer altrechtlichen Zweitwoh-
nung eine Nasszelle anzubauen, damit diese Wohnungen
den Ansprüchen der heutigen Gesellschaft entsprechen und
überhaupt vermietet werden können. Formal – das zum
Schluss – hat dieser Entscheid dann zur Folge, dass der
Einleitungssatz zu Absatz 3 in diesem Artikel 12 neu formu-
liert wird und in Absatz 2 des folgenden Artikels 13 die Er-
gänzung «Änderungsmöglichkeiten nach Artikel 12 Absät-
ze 2, 2bis und 3» aufgenommen werden muss. 
Mit diesen Ausführungen bitte ich Sie im Namen der Kom-
mission, der Mehrheit zu folgen und den Antrag Fournier ab-
zulehnen.

Berberat Didier (S, NE):  On l'a vu dans la séance précé-
dente, l'article 12 alinéa 1 prévoit que les habitations créées
selon l'ancien droit peuvent en principe être utilisées libre-
ment comme résidences principales ou secondaires, à
moins que le droit cantonal ou communal n'en dispose au-
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Ausgabenbremse – Frein aux dépenses

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 14.019/12 374)
Für Annahme der Ausgabe ... 139 Stimmen
Dagegen ... 56 Stimmen
(0 Enthaltungen)

Das qualifizierte Mehr ist erreicht
La majorité qualifiée est acquise

Art. 49b
Antrag der Minderheit
(Girod, Badran Jacqueline, Bertschy, Friedl, Jans, Nussbau-
mer, Semadeni, Thorens Goumaz)
Titel
Öffentliche Beschaffung
Text
Bund und Kantone stellen Anforderungen zur Reduktion der
Umweltbelastung bei der öffentlichen Beschaffung und neh-
men dabei eine Vorbildfunktion ein.

Art. 49b
Proposition de la minorité
(Girod, Badran Jacqueline, Bertschy, Friedl, Jans, Nussbau-
mer, Semadeni, Thorens Goumaz)
Titre
Acquisitions publiques
Texte
La Confédération et les cantons fixent des exigences en ma-
tière de réduction des nuisances environnementales lors
des acquisitions publiques et assument un rôle de modèle
en la matière.

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 14.019/12 375)
Für den Antrag der Minderheit ... 78 Stimmen
Dagegen ... 115 Stimmen
(1 Enthaltung)

Art. 53 Abs. 1 Bst. abis
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Art. 53 al. 1 let. abis
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen – Adopté

Ausgabenbremse – Frein aux dépenses

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 14.019/12 376)
Für Annahme der Ausgabe ... 138 Stimmen
Dagegen ... 55 Stimmen
(0 Enthaltungen)

Das qualifizierte Mehr ist erreicht
La majorité qualifiée est acquise

Art. 60 Abs. 1 Bst. r; 61 Abs. 1 Bst. l, mbis, mter
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Art. 60 al. 1 let. r; 61 al. 1 let. l, mbis, mter
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen – Adopté

Ziff. II
Antrag der Kommission
Abs. 1, 3
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Abs. 2
Streichen

Ch. II
Proposition de la commission
Al. 1, 3
Adhérer à la décision du Conseil des Etats
Al. 2
Biffer

Angenommen – Adopté

Gesamtabstimmung – Vote sur l'ensemble
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 14.019/12 377)
Für Annahme des Entwurfes ... 92 Stimmen
Dagegen ... 95 Stimmen
(6 Enthaltungen)

14.038

Pro Service public.
Volksinitiative
En faveur du service public.
Initiative populaire

Zweitrat – Deuxième Conseil
Botschaft des Bundesrates 14.05.14 (BBl 2014 3805) 
Message du Conseil fédéral 14.05.14 (FF 2014 3667) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.14 (Erstrat – Premier Conseil) 
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Nordmann Roger (S, VD), pour la commission: C'est avec une
certaine perplexité que notre commission a examiné le texte
de l'initiative «en faveur du service public». Car au-delà du
titre sympathique, nous ne voyons guère quels sont les pro-
blèmes que cette initiative entend résoudre. Et surtout, nous
y avons vu de nombreux effets pervers sur lesquels je vais
revenir.
S'agissant des éventuels problèmes que l'initiative entend
résoudre, nous n'en avons trouvé qu'un seul, et encore,
seule une partie de la commission y voit un problème. Je
parle bien évidemment de la rémunération des hauts cadres
des entreprises dans lesquelles la Confédération détient une
participation. Mais même ceux qui jugent excessive l'une ou
l'autre de ces rémunérations conviennent que ce problème
est marginal en comparaison avec certaines rémunérations
abusives que l'on a pu observer dans le secteur privé. A
leurs yeux, s'agiter sur la paille dans l'oeil du service public
ne se justifie pas lorsqu'on observe la poutre dans l'oeil de
grandes entreprises privées que constituent certaines rému-
nérations de managers.
J'en viens maintenant aux effets négatifs de l'acceptation de
l'initiative, lesquels seraient nombreux. En raison de la con-
fusion des notions employées dans le texte, il n'est pas tou-
jours facile d'en prévoir les impacts exacts.
L'initiative entend interdire les subventionnements croisés.
Or, les subventionnements croisés sont la base même du
service public. Entretenir un réseau postal à Evolène coûte
évidemment plus cher que d'assurer ce même service au
centre de Zurich. Interdire les subventionnements croisés,
en particulier dans le domaine des prestations de base, si-
gnifie fournir le service public au prix coûtant dans les ré-
gions périphériques. C'est la mort du service public, car
dans les régions périphériques, les tarifs deviendraient inac-
cessibles. La solidarité territoriale est l'une des compo-
santes indispensables du service public.
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Les initiants ne pouvaient l'ignorer. En se focalisant unique-
ment sur le prix des prestations du service public, ils se
mettent dans une logique de marché. Celle-ci revient à s'en-
fermer dans la logique selon laquelle les concurrents privés
se contenteraient de fournir des prestations dans les zones
densément peuplées, les collectivités publiques restant alors
responsables de fournir les prestations là où elles sont très
coûteuses et peu rentables. La commission ne s'est cepen-
dant pas posé la question de savoir à qui profiterait le crime,
comme le dit l'adage.
L'interdiction s'appliquant à la Confédération de poursuivre
un but «lucratif» est extrêmement confuse. Signifie-t-elle
qu'une entreprise en mains de la Confédération n'a pas le
droit de verser du bénéfice ou des dividendes à cette der-
nière? Si tel est le cas, c'est une incitation à la privatisation
des entreprises de service public. En effet, pour la Confédé-
ration, posséder des entreprises telles que la Poste, les CFF
ou une partie de Swisscom, représente un coût en termes
de capital immobilisé. Il est juste que la Confédération soit
indemnisée pour le coût de l'immobilisation de ce capital. Si
elle ne peut plus l'être, elle aurait alors intérêt à vendre ses
participations pour rembourser la dette et faire des écono-
mies sur les intérêts passifs. Une fois privatisées, ces entre-
prises n'assureraient plus le service public, en particulier
dans les régions périphériques. Elles devraient alors se limi-
ter aux prestations rentables au sens étroit.
Dans le cas de Swisscom, cette règle serait extrêmement
délétère. Swisscom ne pouvant plus payer de bénéfice sur
les actions en mains de la Confédération, il faudrait proba-
blement interdire le versement de dividendes sur les autres
actions, sans quoi la Confédération serait grossièrement pé-
nalisée par rapport aux autres détenteurs de parts de Swiss-
com cotées en bourse. Mais interdire le versement de divi-
dendes sur des actions détenues par des privés, c'est une
espèce d'expropriation matérielle. Il faudrait donc probable-
ment que la Confédération rachète les actions en mains des
privés; bref, cela serait une aventure financière! L'autre solu-
tion consisterait évidemment à privatiser Swisscom pour que
la Confédération n'en soit plus actionnaire majoritaire, ce qui
n'est absolument pas souhaitable à l'heure des pratiques dé-
noncées par Edward Snowden. Ici aussi, on en vient à se
demander si l'effet probable de l'initiative ne serait pas de
déclencher une vague de privatisations, soit l'inverse de ce
qu'elle semble préconiser.
A noter que l'interdiction du but lucratif pourrait être pire en-
core et la Confédération ainsi que ces entreprises pourraient
être, le cas échéant, confrontées à une interdiction totale de
générer une marge économique dans la marche de leurs af-
faires, ce qui les empêcherait d'investir et d'innover. Ici aussi,
on peut se demander qui seraient les bénéficiaires d'une
telle interdiction; sûrement pas les usagers.
Enfin, l'initiative oblige à distinguer dans la loi les prestations
de base des autres prestations. Bizarrement, l'interdiction du
subventionnement croisé ne vaudrait que pour les presta-
tions de base. Les exigences de transparence des coûts ne
vaudraient, elles aussi, que pour les prestations de base. Il
est difficile de comprendre la finalité de cette distinction,
mais ce n'est pas le seul point de cette initiative qui nous
laisse perplexes.
Enfin, je ne saurai conclure ce rapport en omettant de préci-
ser que cette initiative a été lancée non pas par des associa-
tions ou des partis, mais par une entreprise privée à but lu-
cratif publiant des magazines de consommation, dont plu-
sieurs cadres sont représentés dans le comité d'initiative.
Bref, fait rare, nous n'avons même pas dû voter sur cette ini-
tiative en commission, car personne n'a contesté la proposi-
tion de rejet formulée par le Conseil fédéral. C'est donc à
l'unanimité de la commission que nous proposons de recom-
mander au peuple et aux cantons le rejet de cette initiative.

Fluri Kurt (RL, SO), für die Kommission:  Die Volksinitiative
«pro Service public» will mit Artikel 43b Absatz 1 bewirken,
dass der Bund im Bereich der Grundversorgung nicht nach
Gewinn strebt, auf Quersubventionierungen anderer Verwal-
tungsbereiche verzichtet und keine fiskalischen Interessen

verfolgt. Die Grundsätze dieses Absatzes sollen sinngemäss
auch für Unternehmungen gelten, die im Bereich der Grund-
versorgung des Bundes einen gesetzlichen Auftrag haben
oder vom Bund durch Mehrheitsbeteiligung direkt oder indi-
rekt kontrolliert werden. Der Bund hat dafür zu sorgen, dass
die Löhne und Honorare der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter dieser Unternehmen nicht über denjenigen der Bundes-
verwaltung liegen. Das Gesetz soll dann die Einzelheiten re-
geln, insbesondere hat es die Grundversorgungsleistungen
von den übrigen Leistungen abzugrenzen und sicherzustel-
len, dass Transparenz über die Kosten der Grundversorgung
und über die Verwendung der entsprechenden Einnahmen
besteht.
Am 20. Juni 2013 ist durch die Bundeskanzlei festgestellt
worden, dass diese Initiative mit 104 197 gültigen Unter-
schriften versehen ist. Der Bundesrat will sie zur Ablehnung
empfehlen, und zwar weder mit einem direkten noch mit ei-
nem indirekten Gegenvorschlag. Ihre Kommission für Ver-
kehr und Fernmeldewesen hat in einer ersten Debatte mit 16
zu 9 Stimmen entschieden, dass auch sie keinen Gegenvor-
schlag formulieren will, und hat anschliessend die Initiative
als solche einstimmig abgelehnt. Bei der Debatte um den
Gegenvorschlag ist auf die Vorlage 13.036, «Grundversor-
gung. Allgemeine Verfassungsbestimmung», Bezug genom-
men worden, welche wir ja bekanntlich am letzten Montag
zum zweiten Mal durch Nichteintreten abgelehnt und somit
von der Geschäftsliste gestrichen haben.
Wir waren uns in der Kommission mehrheitlich aber auch ei-
nig, dass die dort formulierte Bestimmung als Gegenvor-
schlag zu dieser Initiative nicht tauglich gewesen wäre, denn
die Initiative hat andere Ziele als die allgemeine Verfas-
sungsnorm zur Grundversorgung. Aber die Mehrheit hat, wie
gesagt, darauf verzichtet, überhaupt einen Gegenvorschlag
zu formulieren.
Die Motive der Initiantinnen und Initianten lassen sich auf ih-
rer Homepage nachlesen; in der bundesrätlichen Botschaft
sind sie auf Seite 3809 zusammengefasst. Diese Motive ste-
hen mit angeblicher Unzufriedenheit mit der Post, den SBB
und der Swisscom in Zusammenhang. Es gehe um die Sau-
berkeit der Toiletten in den Zügen, um die SBB-Preise, um
die Brief- und Paketpreise, um die angeblich höheren Ge-
winne auf Kosten der Bevölkerung, um den angeblichen Ab-
bau des Service public, um die überfüllten, schmutzigen
Züge, um ein verwirrendes Tarifsystem, um Bussen statt Be-
ratung, um lange Wartezeiten an den Schaltern, um den Ab-
bau von Briefkästen und Poststellen – das sind die Motive,
die zu dieser Initiative geführt hätten.
Die Formulierung der Grundversorgung hat der Bundesrat in
seinem Bericht vom 23. Juni 2004 vorgenommen. Er hat
dort ausgeführt, dass der Service public die politisch defi-
nierte Grundversorgung mit Infrastrukturgütern und Infra-
strukturdienstleistungen sei, welche für alle Bevölkerungs-
schichten und Regionen des Landes nach gleichen Grund-
sätzen in guter Qualität und zu angemessenen Preisen zur
Verfügung stehen sollen. Eine weitere Verfassungsbestim-
mung ist – wie gesagt – von uns am letzten Montag mit der
Vorlage 13.036 abgelehnt worden.
Aufgrund der Dokumentation auf der Homepage der Initia-
tive und aufgrund der Äusserungen der Initiantinnen und In-
itianten muss angenommen werden, dass sich die Initiative
vor allem auf die Tätigkeitsfelder der drei bundesnahen Un-
ternehmen SBB, Post und Swisscom bezieht. In diesen drei
betroffenen Sektoren verfolgt der Bund das Ziel einer hoch-
wertigen Grundversorgung, die effizient erbracht werden
soll. Gleichzeitig wird den betroffenen Unternehmen be-
kanntlich seit einiger Zeit, soweit möglich, unternehmerische
Freiheit gewährt. SBB, Post und Swisscom sind in der
Rechtsform der spezialgesetzlichen Aktiengesellschaft aus-
gestaltet, bei einer gesetzlich vorgesehenen Mehrheitsbetei-
ligung des Bundes. Bei den SBB und bei der Post sind es
gegenwärtig 100 Prozent, bei der Swisscom 50,6 Prozent,
wie wir von Bundesrätin Leuthard heute in der Fragestunde
vernommen haben.
Alle drei Unternehmen bewegen sich mehr oder weniger
stark im Wettbewerb. Die Post hat bekanntlich noch ein ge-
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setzliches Monopol für Briefe bis 50 Gramm. Die SBB ha-
ben, gestützt auf eine Konzession, welche noch bis 2017
gilt, das exklusive Recht, Personenfernverkehr auf dem
Schweizer Schienennetz anzubieten. Der Inhalt der Grund-
versorgung mit Postdiensten und Dienstleistungen des Zah-
lungsverkehrs wird im Postgesetz aus dem Jahr 2010 fest-
gelegt. Im Bereich der Fernmeldedienste ist die Fernmelde-
dienstverordnung aus dem Jahr 2007 gültig. Der regionale
Personenverkehr wird so definiert, dass er die Mindestnach-
frage als Umfang der Grundversorgung zu gewährleisten
hat, gemäss der entsprechenden Verordnung über die Ab-
geltung des regionalen Personenverkehrs.
Es ist festzustellen, dass die Post aufgrund der deutlichen
Mengenabnahmen in den Poststellen gezwungen war, ihre
Versorgungseinheiten insofern zu straffen, als eben Post-
stellen in Agenturen umgewandelt worden sind oder der
Hausservice eingeführt worden ist. Dennoch verfügt unser
Land nach wie vor über eines der weltweit dichtesten Post-
netze.
Beim öffentlichen Verkehr ist es so, dass wir in den letzten
Jahren eine deutliche Zunahme des Angebotes miterlebt ha-
ben. Zwischen 2000 und 2013 haben die SBB ihr Angebot
an Zugkilometern um etwa 50 Prozent erhöht. Sie kennen
die Stichworte: die Eröffnung der Neubaustrecke zwischen
Olten und Bern Ende 2004, die Eröffnung des Lötschberg-
Basistunnels 2007, die Neat-Eröffnung im Juni des nächsten
Jahres usw.
Der Telekom-Bereich ist im Jahre 1998 aufgrund der erwar-
teten schnellen technologischen Entwicklungen für den
Wettbewerb geöffnet worden, und im Jahr 2007 ist das Mo-
nopol auf der letzten Meile aufgehoben worden. Die er-
wähnten Unternehmen unterliegen im Übrigen den Wettbe-
werbsbehörden, namentlich dem Preisüberwacher und der
Wettbewerbskommission, die eingreifen können, wenn die
Grundregeln des Kartellgesetzes oder des Preisüberwa-
chungsgesetzes nicht eingehalten würden. 
Die Initiative selbst ist recht unscharf gehalten. Wir haben
zwar zwischenzeitlich das Schreiben eines Vertreters des In-
itiativkomitees erhalten, nämlich am 11. August 2014. Das
ist aber bloss eine Erläuterung des Initiativtextes, die Initia-
tive selbst ist recht unklar gehalten. «Quersubventionierung
anderer Verwaltungsbereiche» ist unklar, und auch die For-
mulierung «Im Bereich der Grundversorgung strebt der
Bund nicht nach Gewinn» ist unklar. Explizit zu erwähnen
wäre noch, dass das Begehren, dass die Löhne der Mitar-
beitenden der öffentlichen Unternehmen nicht höher sein
dürfen als die Löhne in der Bundesverwaltung, für diese
Funktionen jeglichen arbeitsmarktlichen Wettbewerb aus-
schliessen würde. Das lehnt die Kommission ab.
Wir sind einstimmig der Auffassung, dass diese Initiative ei-
nen Rückschritt bedeuten würde, einen Schritt weg vom
Markt, und dass die Konsequenz dieser Initiative per saldo
die Verschlechterung des Service public wäre, mit anderen
Worten das Gegenteil dessen, was im Titel der Initiative
steht. Deswegen sind wir einstimmig der Auffassung, dass
wir diese Initiative zur Ablehnung empfehlen möchten. Wir
haben, wie erwähnt, mit 16 zu 9 Stimmen auch darauf ver-
zichtet, einen Gegenvorschlag zu erarbeiten.
Wir bitten Sie, sich Ihrer Kommission anzuschliessen.

Graf-Litscher Edith (S, TG): Die SP setzt sich seit Jahrzehn-
ten für einen starken, funktionierenden und bezahlbaren
Service public ein. Die sogenannte Service-public-Initiative
geht aber in die falsche Richtung. Die Initiative weist aus-
schliesslich auf einige bekannte und publikumsträchtige
Missstände bei Bahn, Post und Telekommunikation hin. Ver-
bieten wir diesen Unternehmen, Gewinne zu machen, wird
es damit keinen einzigen zusätzlichen Sitzplatz im Zug ge-
ben, keine Poststelle im Dorf wird neu eröffnet, kein Swiss-
com-Handy-Abonnement würde günstiger, und kein Zug der
SBB würde pünktlicher fahren. Im Gegenteil – ohne die not-
wendigen finanziellen Mittel drohen Service- und Leistungs-
abbau sowie zusätzlicher Druck auf das Personal, das Tag
für Tag und häufig auch nachts und am Sonntag maximalen
Einsatz leistet.

Auch die SP kämpft gegen den Service-Abbau der öffentli-
chen Unternehmen und gegen überrissene Löhne in deren
Chefetagen. Bei der Initiative mit dem verfänglichen Titel
«Pro Service public» lohnt es sich deshalb, genau hinzu-
schauen und zu fragen, welche Auswirkungen sie hat. Es
tönt auf den ersten Blick verlockend, wenn uns versprochen
wird, dass die Preise bei SBB, Post und Swisscom sinken
sollen. In einer langfristigen Optik aber würden diese Unter-
nehmen im Dienste des Service public mit der Initiative
nachhaltig geschwächt, weil sie ohne Gewinne keine Investi-
tionen tätigen können. Es käme zu Leistungsabbau, man-
gelndem Unterhalt bei Angeboten und Netzen, Druck auf die
Arbeitsbedingungen und Schwächung der ländlichen Regio-
nen. Damit würden auch Privatisierungsforderungen wieder
an Aktualität gewinnen. Aus diesem Grund hat die SP gröss-
te Vorbehalte gegenüber der Idee der Urheber der Initiative.
Auch die SP ist nicht mit allem einverstanden, was diese Un-
ternehmen machen. Ich denke zum Beispiel an Reorganisa-
tionen, die sich häufen. Diese brauchen viele finanzielle und
zeitliche Ressourcen und führen häufig zu wechselnden Zu-
ständigkeiten und Ansprechpersonen sowohl für externe
Partner als auch für die Mitarbeitenden.
Die Unternehmungen, die den Service public erbringen,
müssen die realen Ärgernisse der Kundinnen und Kunden
ernst nehmen. Nur so können sie ihren hohen Standards be-
züglich Sicherheit, Qualität, Zuverlässigkeit und regionaler
Erschliessung gerecht werden. Deshalb muss eine allfällige
Verfassungsbestimmung zum Service public dessen Errun-
genschaften stärken und nicht die Unternehmen, die diese
Leistungen erbringen, schwächen. Die Initiative, über die wir
heute debattieren, müsste eigentlich konsequenterweise
«Contra-Service-public-Initiative» heissen.
Ich gebe Ihnen zwei Beispiele: Gemäss den neuesten Anga-
ben der Swisscom erhielt der Bund von 1998 bis 2014 jähr-
lich eine schöne Dividende von rund 540 Millionen Franken.
Das zweite Beispiel betrifft die SBB: Auf dem Netz der SBB
verkehren täglich 8000 Reisezüge und 1800 Güterzüge. Pro
Tag werden 967 000 Personen, also fast eine Million, beför-
dert. Die SBB brauchen Gewinne, um Investitionen zu finan-
zieren, um ihren Beitrag zur Sanierung der Pensionskasse
zu leisten, um Innovationen für Kundinnen und Kunden zu
entwickeln und um Schulden abzubauen. Bei den SBB wird
kein Gewinn abgeschöpft, jeder Franken fliesst zum Lei-
stungsausbau in das System des öffentlichen Verkehrs zu-
rück.
Die SP-Fraktion setzt sich seit Jahren für eine gute, flächen-
deckende Grundversorgung in unserem Land ein. Wir ma-
chen eine Politik für alle statt für wenige und kämpfen weiter-
hin für anständige Löhne, für einen Zugang zu einem qua-
litativ hochstehenden Service public mit erschwinglichen
Preisen in allen Regionen unseres Landes. Weil die Volks-
initiative dem Service public schadet und ihn schwächt, leh-
nen wir sie aber entschieden ab.

Piller Carrard Valérie (S, FR): Le titre de cette initiative nous
semble bien alléchant. Nous pourrions à première vue l'ac-
cepter les yeux fermés et soutenir son objectif principal, à
savoir garantir à la population de ce pays un service public
de qualité au meilleur prix. Mais lorsque nous regardons
plus en détail le texte de l'initiative, nous nous apercevons
rapidement qu'il pose problème. Le texte est confus et laisse
au législateur la porte ouverte à de nombreuses interpréta-
tions. D'après les initiants, le texte vise avant tout les sec-
teurs d'activité des entreprises liées à la Confédération, soit
les CFF, la Poste et Swisscom; mais le nouvel article consti-
tutionnel ne reflète pas cette évidence; il pourrait avoir des
incidences dans d'autres domaines. Les mesures qui sont
proposées – absence de but lucratif ou plafonnement des
salaires – n'auront aucune influence sur la qualité du service
universel.
Interdire aux entreprises de service public de faire des béné-
fices restreindrait leurs possibilités d'investissement et de
développement indispensables à leur pérennité. Nous crai-
gnons que la restriction de la liberté d'entreprendre n'affai-
blisse la compétitivité et l'efficacité des entreprises fédé-
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rales. De plus, le fait de réduire la réalisation de bénéfices
conduira la Confédération à renoncer à une distribution du
bénéfice sous forme de dividendes. En 2013, par exemple,
la Poste et Swisscom ont versé à la Confédération 830 mil-
lions de francs sur les bénéfices réalisés en 2012. La Poste,
les CFF et Swisscom ont payé au titre d'impôt sur les béné-
fices plus de 390 millions de francs en 2014, soit 110 mil-
lions pour les caisses fédérales et 280 millions pour les can-
tons et les communes. Ces montants seront à compenser
en réduisant les dépenses, ce qui risquerait d'entraîner une
réduction des prestations dans le service public; une autre
solution consisterait à augmenter les impôts. Les consé-
quences financières de cette initiative ne sont pas négli-
geables et nous devons en tenir compte.
Par ailleurs, l'initiative prévoit aussi de supprimer le sub-
ventionnement croisé. Selon le message du Conseil fédéral,
«la notion de subventionnement croisé englobe tout transfert
des coûts et revenus, donc même entre les unités d'affaires
d'une entreprise ou entre les différentes catégories de
clients qui sollicitent la même prestation». Or, le subvention-
nement croisé est le moyen le plus important pour maintenir
un service public de qualité, et pour garantir l'équilibre entre
les différents clients et régions.
Pour le Parti socialiste, l'initiative n'apporte pas les effets es-
comptés et n'atteindra pas son objectif. Le PS s'est toujours
engagé en faveur d'un service public fort et solide: nous met-
tons tout en oeuvre pour améliorer un accès généralisé à
des prestations de qualité supérieure, à des prix raison-
nables et dans toutes les régions de notre pays.
Par contre, nous devons rester attentifs aux critiques et at-
tentes des usagers concernant, par exemple, la suppression
d'offices de poste, l'augmentation des tarifs des transports
publics ou l'accès Internet à haut débit dans les régions dé-
centralisées.
Vu ce qui précède, le groupe socialiste vous invite à recom-
mander au peuple et aux cantons de rejeter l'initiative.

Mahrer Anne (G, GE): Lors du débat sur le service universel,
le groupe des Verts a rappelé son attachement à un service
public digne de ce nom ainsi que sa volonté de le défendre.
L'initiative populaire «en faveur du service public» est une
fausse bonne idée allant à l'encontre de ce qu'elle est cen-
sée défendre, à savoir le service public. Elle ne lui apporte
aucune amélioration, bien au contraire, elle le met en dan-
ger.
Cette initiative fait l'unanimité contre elle. Soutenue par un
journal de défense des consommateurs, elle aurait dû, a
priori, convaincre les Verts, qui sont favorables à un service
public fort. De bonnes prestations, des prix avantageux, des
salaires et des honoraires pour les dirigeants ne dépassant
pas ceux d'un conseiller fédéral: autant de points auxquels
nous aurions pu souscrire. Malheureusement, le contenu de
l'initiative ne correspond pas aux objectifs déclarés. Son
texte – c'est lui qui fait foi – n'exige pas que les coûts des
prestations soient avantageux, mais qu'on renonce à tout
but lucratif ou subventionnement croisé. Elle ne dit pas non
plus que les dirigeants des entreprises fédérales ne doivent
pas gagner plus qu'un conseiller fédéral. Le texte – c'est tou-
jours lui qui fait foi – prescrit que le salaire de tout collabora-
teur d'entreprise fédérale ne doit pas dépasser celui des em-
ployés de la Confédération. L'initiative ne dit rien sur l'exten-
sion des prestations de base à l'ensemble du territoire. Le
texte – on ne peut que le déplorer – est loin d'atteindre sa
cible qui est d'assurer de bonnes prestations de base à l'en-
semble de la population et à des prix avantageux.
L'interdiction de toute visée lucrative pose problème. Com-
ment les entreprises fédérales, comme la Poste, Swisscom
ou les CFF, essentiellement visées par l'initiative, peuvent-
elles procéder aux investissements nécessaires si elles ne
dégagent pas de bénéfice? Comment la Confédération de-
vrait-elle compenser des recettes de l'ordre de 800 millions
de francs si les bénéfices actuellement réalisés et pris en
compte dans les budgets venaient à disparaître?
Recommander au peuple et aux cantons de rejeter l'initiative
ne signifie pas que les préoccupations de la population ne

sont pas pris en compte. Loin de là! Même si le Parlement
recommande de rejeter l'initiative, cette dernière ne doit pas
être sous-estimée. En effet, le débat public qu'elle provo-
quera sera l'occasion de défendre un service public de qua-
lité pour la cohésion du pays et le maintien des prestations
pour toute la population.
Le groupe des Verts vous invite donc à recommander au
peuple et aux cantons de rejeter l'initiative, d'autant plus que
d'autres menaces planeront sur le service public, comme
l'accord sur le commerce des services, plus connu sous
l'acronyme anglais TISA. Cet accord pose d'énormes pro-
blèmes, notamment parce qu'il prévoit la libéralisation de
pans entiers du service public.

Häsler Christine (G, BE): Ich lebe genau in einer solchen Re-
gion, von denen wir im Moment hier sprechen, nämlich in ei-
nem Hundert-Seelen-Dorf im Berner Oberland. Es gibt im
Dorf seit vielen Jahren keine Schule mehr. Die Poststelle ist
seit zwanzig Jahren geschlossen. Einkaufen kann man nicht
mehr. Wer krank ist, geht zum Arzt nach Grindelwald oder
ins Spital nach Interlaken. Unsere Verbindung zur Welt ist
die Berner-Oberland-Bahn.
Als Vertreterin einer Bergregion ist mir deshalb die Volks-
initiative «pro Service public» auf den ersten Blick grund-
sätzlich sympathisch. Rand- und Bergregionen brauchen
eine gute öffentliche Grundversorgung, sonst sind sie von
Abwanderung bedroht. Die Initiative verspricht gute Dienst-
leistungen zu günstigen Preisen und eine Lohnobergrenze
für die Chefs von SBB und Swisscom. Das tönt oberflächlich
gesehen alles durchaus gut. So würde ich hier grundsätzlich
gerne ein feuriges Plädoyer für diese Initiative halten. Das
Problem ist aber, dass die Initiative keineswegs hält, was sie
verspricht. Im Gegenteil: Sie könnte gerade für die Randre-
gionen zu einem Bumerang werden. Denn wenn zwischen
den einzelnen Geschäftsfeldern der öffentlichen Unter-
nehmungen keine Querfinanzierungen mehr möglich sind,
dann kommen schlecht ausgelastete Poststellen und Bahn-
strecken noch mehr unter Druck.
Wir dürfen uns deshalb nicht am sympathischen Namen und
am sympathischen Absender dieser Initiative orientieren,
sondern einzig und allein an ihrem Inhalt, an ihrem Text. Die-
ser verbietet Gewinne und Quersubventionierungen und
schreibt einen Lohndeckel für die Mitarbeitenden vor. Diesen
letzten Punkt könnten wir Grünen durchaus unterstützen,
aber die anderen Forderungen fallen bei uns durch. Zum
Beispiel das Gewinnverbot: Was ist falsch daran, dass
Swisscom, Post oder SBB in einzelnen Geschäftsfeldern
Gewinne machen? Wie sollen sie in Zukunft Investitionen
stemmen können, wenn sie weder Eigenkapital noch Reser-
ven aufbauen können? Die Bundesunternehmen brauchen
in ihrem Kerngebiet unternehmerische Freiheiten.
Hochproblematisch ist aber vor allem auch, dass die Initia-
tive Quersubventionierungen verbieten will. Damit würde die
Grundversorgung massiv geschwächt. Quersubventionie-
rung heisst nämlich im Klartext, dass die rentablen Ange-
bote in den Zentren die unrentableren in den Randregionen
mitfinanzieren, also etwa eine Poststelle in Zürich eine Post-
stelle in einem Bündner Bergtal. Es geht also nicht um eine
Quersubventionierung von Militärausgaben, sondern um
eine interne Umverteilung zugunsten der wirtschaftlich
schwächeren Regionen in der Schweiz.
Leider haben die Initianten darauf verzichtet, diese Begriffe
zu klären, nicht einmal der Begriff der Grundversorgung wird
näher ausgeführt. Wir Grünen hätten es begrüsst, wenn das
Parlament dies mit einem Gegenvorschlag nachgeholt und
eine allgemeine Verfassungsbestimmung über die Grund-
versorgung beschlossen hätte. Diesen Weg hat der Natio-
nalrat letzte Woche aber verbaut.
Deshalb kommt die Initiative «pro Service public» nun ohne
Gegenvorschlag zur Abstimmung, und auch wir Grünen sa-
gen dazu Nein. Dieses Nein heisst nicht, dass wir gegen ei-
nen starken Service public sind, ganz im Gegenteil: Weil wir
für einen starken Service public sind, lehnen wir die Initiative
ab. Dabei verschliessen wir nicht die Augen vor Fehlentwick-
lungen: Es wird nämlich zu Recht kritisiert, dass es bei Bun-
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desunternehmungen auf der Chefetage ab und zu Lohnex-
zesse gibt.
Ich fasse zusammen: Die Grünen lehnen die Initiative ab
und setzen sich auf anderen Wegen für eine Stärkung und
Weiterentwicklung des Service public auch in ländlichen Re-
gionen ein.

Guhl Bernhard (BD, AG): Die Volksinitiative «pro Service pu-
blic» verlangt, dass bundesnahe Unternehmen wie die Post,
die Swisscom und die SBB nicht nach möglichst hohen Ge-
winnen streben, sondern der Bevölkerung in erster Linie ei-
nen guten und bezahlbaren Service bieten. Mit der Initiative
wird jedoch die Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit der bun-
desnahen Unternehmen geschwächt, weshalb – ich nehme
das hier vorweg – die BDP-Fraktion diese Initiative zur Ab-
lehnung empfiehlt. Dass im Ständerat nicht einmal über
diese Initiative abgestimmt werden musste, weil sich kein
Ratsmitglied für die Initiative aussprach, spricht schon für
sich. Diese ablehnende Haltung wird von der Kommission
untermauert, welche die Initiative ebenfalls einstimmig zur
Ablehnung empfiehlt.
Der BDP ist eine gute Grundversorgung ebenfalls sehr wich-
tig. Unsere Alpentäler müssen gut erschlossen sein und dür-
fen nicht vernachlässigt werden. Wir brauchen eine gute
Versorgung mit der Post und mit guten Kommunikationsnet-
zen. Auch der öffentliche Verkehr muss gut ausgebaut sein.
Aber seien wir mal ehrlich: Braucht es diese Initiative über-
haupt? Haben wir nicht heute schon eine sehr gute Versor-
gung auch ohne diesen Verfassungsartikel?
Um mich zu informieren, konsultierte ich die Homepage der
Initianten. Da kam ich schon beim ersten Blick ins Staunen:
Die Initianten behaupten, sie hätten 125 000 Unterschriften
eingereicht. Weiter unten im Lauftext sind es noch 120 000.
Die Bundeskanzlei bestätigt lediglich 104 197 Unterschrif-
ten. Weiter schreiben die Initianten auf der Homepage de-
spektierlich von «Ständeherren» statt Ständeräten. Das al-
les spricht nicht gerade für die Initianten. Weiter führen die
Initianten an, dass eine Umfrage zeige, dass es bei den
Kunden eine erhebliche Unzufriedenheit über verschmutzte
Züge, zu hohe Preise für Tickets, Pakete und Briefe gebe.
Viele Konsumenten seien mit der Post und mit den SBB un-
zufrieden. Ich frage mich: Ist denn eine Volksinitiative die
richtige Antwort auf diese Unzufriedenheit? Die BDP ist klar
der Meinung: Nein. Die Unzufriedenheit, wenn sie heute
noch bestehen würde, sollte mit anderen Mitteln bekämpft
werden. Die Bundesverfassung ist definitiv nicht der Be-
schwerdeschalter für verschmutzte Bahntoiletten.
Der Initiativtext ist insgesamt recht uneindeutig formuliert
und lässt viel Interpretationsspielraum offen. Es ist nicht ab-
sehbar, welche Bereiche noch in die Grundversorgung ge-
hören sollen. Die Verfassungsbestimmung bietet Hand für
weitere Begehrlichkeiten. Auch aus diesem Grund sagt die
BDP Nein zu dieser Initiative. Offenbar soll mit dem Initiativ-
text auch auf die Löhne der Konzernleiter von SBB, Post und
Swisscom Einfluss genommen werden. Aber die Bundesver-
fassung ist unserer Meinung nach nicht die Stufe, auf wel-
cher ein solches Detail geregelt werden sollte. Die Initiative
ist also auch nicht stufengerecht.
Zusammengefasst: Die Schweiz verfügt nach Auffassung
der BDP bereits heute über einen sehr guten Service public.
Wenn jemand sagt, die Versorgung sei nicht ausreichend,
dann ist das ein Klagen auf sehr hohem Niveau. Es gibt also
keinen Handlungsbedarf. Zudem führen auch die vielen in-
terpretationsbedürftigen Punkte zu einer klaren Ablehnung
der Initiative durch die BDP.

Candinas Martin (CE, GR): Die CVP/EVP-Fraktion spricht
sich klar gegen die Volksinitiative «pro Service public» aus.
Auf den ersten Blick erscheint diese Initiative zwar span-
nend. Sie hat einen höchst attraktiven Namen, vor allem
auch für die Vertreter aus Land- und Bergregionen. Wer ou-
tet sich schon gegen den Service public in der Schweiz?
Und wer will diesen – zumindest in der Kommunikation –
nicht erhalten und weiterentwickeln, in der Stadt und erst
recht auf dem Land?

Die schweizerische Bevölkerung will eine gute Versorgung
mit Dienstleistungen der Grundversorgung. Die CVP/EVP-
Fraktion setzt sich dauernd dafür ein. Die Frage ist nur, mit
welchem Ansatz die Grundversorgung gestärkt werden
kann. Letzte Woche hätten wir die Chance gehabt, einem
Verfassungsartikel zur Grundversorgung zuzustimmen;
diese Chance wurde verpasst. 
Die Massnahmen, welche die Volksinitiative «pro Service
public» vorschlägt, sind falsch und nicht zielführend. Die In-
itiative will den Unternehmungen verbieten, Gewinn zu erzie-
len, und will die Löhne der Angestellten beschränken. Damit
ist aber noch keineswegs gewährleistet, dass Briefe recht-
zeitig zugestellt werden, dass die Bevölkerung und die Wirt-
schaft Zugang zu schnellem Internet haben und dass die
Züge und Busse pünktlich verkehren. Die Volksinitiative ist in
diesem Sinne zwar gut gemeint als Signal zur Stärkung des
Service public, aber damit hat es sich.
Spätestens auf den zweiten Blick entpuppt sich diese Initia-
tive als Etikettenschwindel. Statt den Service public zu stär-
ken, schwächt sie ihn. Die Initiative ist nicht nur eine bittere
Pille, sondern schlicht eine falsche und schädliche Medizin. 
Gerne gebe ich Ihnen dazu zwei Beispiele: Die Initianten
wollen, dass die bundesnahen Unternehmen wie Post, SBB
und Swisscom keine Gewinne mehr erwirtschaften dürfen.
Das wäre doppelt schädlich. Ohne Gewinne fehlt das Geld
zur Finanzierung der Grundversorgung und für Investitionen.
Die Folge wäre absehbar: entweder ein Leistungsabbau im
Service public oder aber mehr Steuergelder für den Service
public. Ein weiterer Aspekt geht ebenfalls gerne vergessen:
Die bundesnahen Unternehmen zahlen heute mit Dividen-
den und Gewinnsteuern über eine Milliarde Franken in un-
sere Staatskasse ein. Kurzum: Ein Gewinnverbot führt un-
weigerlich zu höheren Steuern und gleichzeitig zu einem
Loch von über einer Milliarde Franken in der Staatskasse,
ohne dass der Service public etwas davon hätte.
Weiter fordern die Initianten ein Verbot der Quersubventio-
nierung. Auch hier liegen die Folgen auf der Hand. Sie wä-
ren insbesondere für die Land- und Bergregionen katastro-
phal: Es ist ein Grundgedanke des Service public, dass
profitable Bereiche die weniger profitablen unterstützen.
Lassen wir diesen Grundsatz fallen, wird die Solidarität zwi-
schen den unterschiedlichen Regionen und zwischen Stadt
und Land gekündigt. Wenn man dies wirklich will, dann kann
man den Bündnern, Obwaldnern, Wallisern, Urnern und an-
deren gleich ein Zugticket nach Zürich und Bern schenken,
allerdings einfach, nicht retour.
Diese beiden Beispiele machen klar, dass gut gemeint noch
lange nicht richtig ist. Die CVP/EVP-Fraktion setzt sich mit
Vehemenz für einen starken Service public ein und wird dies
auch in Zukunft tun. Ein Nein zur vorliegenden Initiative ist
keine Carte blanche für die Bundesunternehmen, im Gegen-
teil. Die Initiative ist aber der falsche Weg, sie stellt den Ser-
vice public infrage, statt ihn zu stärken.
Die CVP/EVP-Fraktion wehrt sich gegen Experimente mit
unserem Service public und wird diese Initiative ablehnen.

Lehmann Markus (CE, BS): Wie Kollege Candinas schon er-
wähnt hat, ist diese Initiative eine bittere Medizin; der Bei-
packzettel verrät die wahren Probleme dieser Initiative. Die
Grundversorgung in der Schweiz funktioniert zur Zufrieden-
heit des grössten Teils der Bevölkerung. Die Initiative will
zwar tiefere Preise für die Konsumentinnen und Konsumen-
ten, aber wenn die Service-public-Unternehmen keine Ge-
winne mehr erzielen dürfen, werden sie gegenüber gewinno-
rientierten Unternehmungen und damit gegenüber Konkur-
renzfirmen benachteiligt sein, denn sie können nicht mehr in
die dringend nötigen Produkte und Innovationen investieren.
Die Initiative verbietet jegliche Querfinanzierungen im Be-
reich der Grundversorgung; das wäre fatal und würde am
Ende des Tages niemandem nützen. 
Dass die Löhne der bundesnahen Unternehmen nicht höher
sein dürfen als beim Bund, würde in erster Linie sämtliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter treffen. Für die Spitzen-
löhne ist der Verwaltungsrat zuständig; es braucht keine
Volksinitiative, um allenfalls Korrekturen vorzunehmen.
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Ich schliesse und sage ganz klar: Lehnen Sie wie die CVP/
EVP-Fraktion diese Initiative ab.

Grossen Jürg (GL, BE): Die Grünliberalen lehnen die Initia-
tive «pro Service public» ab. 
Diese Initiative möchte die Grundversorgung der Schweiz
verbessern, dies aber auf eine untaugliche Art und Weise,
welche aus unserer Sicht letztlich zu einer Schwächung des
Service public führen würde. So wird in der Initiative gefor-
dert, dass der Bund im Bereich des Service public nicht
nach Gewinn strebt, auf die Quersubventionierung anderer
Verwaltungsbereiche verzichtet und keine fiskalischen Inter-
essen verfolgen darf. Diese Grundsätze sollen auch für Un-
ternehmungen mit Grundversorgungsauftrag des Bundes
wie beispielsweise die Post, die Swisscom und die SBB gel-
ten. Die Löhne und Honorare der Mitarbeitenden dieser Un-
ternehmen sollen zudem nicht über jenen der Bundesver-
waltung liegen dürfen.
Die Anliegen und der Titel der Initiative tönen zwar im ersten
Moment nachvollziehbar, aber der Inhalt hält in keiner Art
und Weise, was der Titel verspricht. Ausserdem werden hier,
aus unserer grünliberalen Sicht, unzweckmässige Mittel zur
Zielerreichung vorgeschlagen. Wenn z. B. bei der Post, der
Swisscom und den SBB keine Gewinne erzielt werden dürf-
ten, würden in Zukunft wohl keine Investitionen in Innovation
mehr vorgenommen. Das würde schlussendlich fast zwin-
gend dazu führen, dass neue Quellen des Bundes, also
letztlich Steuergelder angezapft werden müssten. Die im In-
itiativtext aufgeführte Verhinderung von Quersubventionie-
rungen wirkte sich aber auch negativ auf die Grundversor-
gung aus; ich komme später noch darauf zurück.
Selbstverständlich setzen sich die Grünliberalen für einen
qualitativ guten, bezahlbaren und flächendeckenden Service
public für die gesamte Schweizer Bevölkerung ein, also auch
für die abgelegenen Regionen. Wir möchten aber auch klar
festhalten, dass wir bereits heute eine hervorragende
Grundversorgung haben. Unser Service public hält interna-
tional jedem Vergleich stand. Selbstverständlich gibt es im-
mer Verbesserungspotenzial bei den Leistungen, welche
von den Unternehmen der Grundversorgung erbracht wer-
den. So werden komplizierte Billettautomaten und unzurei-
chendes Sitzplatzangebot der SBB genauso angeprangert
wie eingeschränkte Öffnungszeiten von klassischen Postfi-
lialen. Das sind aus Sicht der Betroffenen zwar Ärgernisse,
diese werden aber mit der Initiative weder vermindert, noch
verschwinden sie.
Die allermeisten Bürgerinnen und Bürger sind mit der er-
brachten Grundleistung in der Regel sehr zufrieden. Auch
die Politik steht im Rahmen der Geschäftskontrolle in regel-
mässigem Kontakt mit den Unternehmen Swisscom, Post
und SBB. Dabei wird das Verbesserungspotenzial jeweils
angesprochen. Die Service-public-Unternehmen setzen viel
Kraft zur qualitativen Verbesserung ihrer Angebote ein.
Wir Grünliberalen schliessen uns insgesamt der Argumenta-
tion des Bundesrates an. Für uns ist es selbstverständlich,
dass die Unternehmen im Bereich der Grundversorgung
marktwirtschaftlich arbeiten sollen. Sicherlich müssen wir
aber auch ausserhalb der Grundversorgung Querfinanzie-
rungen kritisch hinterfragen, wie wir das aktuell beispiels-
weise bei den Angeboten der Post machen, wo wir eine kriti-
sche und sorgfältige Überprüfung des Angebotes in den
postfremden Bereichen verlangen. Die Post soll natürlich
nicht zu einem Gemischtwarenladen verkommen, der ne-
benbei auch noch den Versand von Briefen und Paketen an-
bietet. Eine Ergänzung des Angebotes, die Private nicht
übermässig konkurrenziert, soll aus unserer Sicht aber mög-
lich sein. Nur selbstständige und marktwirtschaftlich organi-
sierte und orientierte Grundversorgungsbetriebe können
den technologischen Veränderungen gerecht werden und
den künftigen Anforderungen mit innovativen Angeboten be-
gegnen.
Die Annahme der Volksinitiative würde zu einem grossen
Rückschritt in alte PTT-Zeiten und zu namhaften Ausfällen in
der Bundeskasse und in den Kantonskassen führen. Wenn
zudem die Swisscom und die Post in Lohnfragen hinter die

Konkurrenz, hinter die privaten Unternehmen gezwungen
würden, würden sie zu unattraktiven Arbeitgebern degra-
diert. Grundversorgungsleistungen müssten plötzlich wie-
der vollständig durch Steuergelder und damit zulasten der
öffentlichen Hand finanziert werden. Gerade in ländlichen
Gebieten und in Bergregionen rentieren, das ist naturgege-
ben, nicht alle Dienstleistungen. Deshalb braucht es die
Möglichkeit, rentable Bereiche zur Querfinanzierung zu nut-
zen. 
Tatsache ist, dass die Volksinitiative den Service public letzt-
lich schwächt anstatt stärkt. Bei Annahme der Initiative wür-
den beim Bund jährlich Erträge von über 900 Millionen Fran-
ken und bei den Kantonen von rund 280 Millionen Franken
fehlen. Bei den heutigen Bundeserträgen handelt es sich
nicht um Steuern, sondern um Gewinnabgaben der Grund-
versorgungsunternehmen. Auf diese Weise kommt also das
heute investierte Bundeskapital wieder zurück. Die Initiative
«pro Service public» will eigentlich zur Verstaatlichung der
Betriebe zurückkehren und den Wettbewerb ausschalten.
Das wollen wir Grünliberalen nicht.
Bitte lehnen Sie die Volksinitiative «pro Service public» ab!

Français Olivier (RL, VD): L'initiative populaire «en faveur du
service public» déposée le 30 mai 2013 n'est pas recevable
aux yeux du groupe libéral-radical, qui combat son objectif
institutionnel avec vigueur, tant elle ne prend pas en compte
les réalités de notre appréciation, par branche du service
public. De plus, cette initiative laisse sous-entendre qu'elle
permettrait de réduire au quotidien les coûts des prestations
en faveur des usagers, ce qui est, pour nous le groupe libé-
ral-radical, purement idéaliste!
Sur le fond, l'initiative exige quatre nouveaux interdits dans
le domaine des prestations de base contrôlé par la Confédé-
ration, afin que celle-ci ne vise pas de but lucratif, ne pro-
cède à aucun subventionnement croisé au profit d'autres
secteurs de l'administration, ne poursuive pas d'objectif fis-
cal et que les salaires et les honoraires versés aux collabo-
rateurs de ces entreprises ne soient pas supérieurs à ceux
versés aux collaborateurs de l'administration fédérale.
Le fait de recommander le rejet de cette initiative ne signifie
pas que le groupe libéral-radical néglige l'importance du ser-
vice public, mais il estime que ce thème doit être traité par
branche d'activité, comme cela l'a été par exemple pour la
Poste ou le dossier des chemins de fer. Cette initiative, gé-
néreuse dans son titre, populiste par excellence, remet en
cause, sur le fond, le principe de la libre concurrence.
Permettez-moi de m'arrêter sur chacun des quatre objectifs
des initiants, que nous combattons.
Premièrement, l'initiative exige que la Confédération ne vise
pas de but lucratif dans le domaine des prestations de
bases. L'article constitutionnel proposé peut être interprété
de telle sorte qu'il exclurait la poursuite d'un but lucratif dans
le domaine du service universel et limiterait au minimum les
bénéfices aux réserves d'usage que l'on retrouve dans les
transitoires. On ne peut accepter une telle exigence car les
entreprises subiraient une restriction importante de leurs ac-
tivités commerciales, puisqu'elles n'auraient le droit de réali-
ser des bénéfices que dans des cas de figure très limités.
Ces contraintes seraient susceptibles d'affecter leur capacité
d'innovation, leur productivité et leur compétitivité.
De plus, selon l'objectif déclaré des initiants, plutôt que de
chercher à réaliser des bénéfices, les entreprises fédérales
devraient baisser leurs prix ou conserver d'éventuels béné-
fices pour réaliser des investissements judicieux. Ce prin-
cipe est contre-productif car si les entreprises ne peuvent
plus chercher à réaliser des bénéfices, ni à les utiliser
conformément à leur stratégie entrepreneuriale, leur capa-
cité d'investissement sera menacée.
Des réductions générales de prix dans les transports pu-
blics, par exemple, conduiraient à abaisser encore plus le
taux de couverture des coûts déjà bas, ce qui risquerait
d'entraîner in fine une augmentation des dépenses pour les
pouvoirs publics.
Deuxièmement, les initiants préconisent d'interdire le sub-
ventionnement croisé. Il existe dans le secteur du service
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universel différentes formes délibérées – j'insiste sur ce
terme – de subventionnements croisés au sein même des
entreprises. Celles-ci doivent fournir le service universel, soit
des prestations, en couvrant leurs coûts; et, selon une règle
du service universel, des prestations identiques doivent
toutes être proposées à tous aux mêmes prix sur tout le ter-
ritoire. Ainsi, la Poste applique dans tout le pays les mêmes
tarifs pour les lettres et colis relevant du service universel et
destinés à la clientèle privée. De même, en matière de che-
mins de fer, les lignes rentables du réseau des grandes
lignes financent par croisement les lignes déficitaires.
En garantissant la parité entre les catégories de clients et
les régions, le subventionnement croisé est le moyen sans
doute le plus important pour garantir le service universel. En
revanche, il existe des garde-fous: le subventionnement
croisé est largement exclu dans le trafic ferroviaire régional
des voyageurs, en raison du principe de la commande des
lignes, et la Poste ne peut utiliser le produit de la vente du
service réservé – c'est le monopole sur les lettres de moins
de 50 grammes – que pour couvrir les coûts du service uni-
versel et non pour réduire le prix des prestations ne relevant
pas du mandat de service universel.
Troisièmement, les initiants refusent que les entreprises en
main de la Confédération fassent du bénéfice. On sourit! Les
auteurs de l'initiative considèrent que les bénéfices et les di-
videndes versés à la Confédération par Swisscom et la
Poste constituent des impôts déguisés qu'il s'agit d'éliminer
étant donné qu'ils sont financés par des tarifs surfaits. Com-
me dans les sociétés anonymes entièrement privatisées, il
faut aussi accorder à la Confédération, actionnaire, un ren-
dement convenable par rapport au capital investi – cela a
été dit par mes préopinants. Ce capital est notamment fi-
nancé par l'argent du contribuable. Si le bénéfice distribué
diminuait, la Confédération serait obligée de compenser le
manque à gagner par des hausses d'impôts ou par une ré-
duction des prestations; il faut choisir. Bref l'interdiction d'ob-
jectifs fiscaux mettrait en péril le dynamisme revendiqué des
entreprises ayant une mission de service public et réduirait
ainsi la concurrence.
Quatrièmement, l'exigence de limiter les rémunérations vise
les salaires excessifs, de l'avis du comité d'initiative, des
cadres des entreprises fédérales. Vu la formulation de l'ini-
tiative, non seulement les cadres, mais tous les employés
des entreprises fédérales seraient concernés. L'alignement
sur la structure salariale de la Confédération exigé par l'ini-
tiative limiterait la liberté d'entreprise accordée aux entre-
prises fédérales. Ce retour en arrière irait à l'encontre de
tous les efforts consentis au cours des dernières décennies
en matière d'externalisation et de privatisation, et qui ont
dans l'ensemble renforcé le service public en Suisse.
L'initiative exige en outre que lors de la mise en place des
modalité d'application, la loi distingue les prestations de
base des autres prestations, qu'elle assure la transparence
des coûts dans le domaine des prestations de base et
qu'elle garantisse un emploi transparent des recettes prove-
nant de ces prestations. Cette demande de légiférer davan-
tage est étonnante et sera bien sûr combattue par le groupe
libéral-radical qui demande d'alléger le système législatif,
d'autant que la législation actuelle comprend déjà des règles
régissant l'obligation de présenter les coûts et recettes des
différentes prestations.
En conclusion, si l'initiative vise à défendre un service public
de qualité à un prix abordable en Suisse, elle trompe pour-
tant le citoyen. Recommander le rejet de cette initiative, dont
l'idée est en apparence louable et partisane, fait croire que
nous soutenons le contraire de cet objectif. La proposition
des initiants, ainsi formulée, est contraire à la réalité, car
nous disposons déjà, dans le système actuel, d'un service
public de qualité, même si l'on peut toujours faire mieux. De
plus, l'initiative prévoit des instruments inappropriés pour at-
teindre ses objectifs. Les mesures proposées sont même
contre-productives et risqueraient d'affaiblir le service public
plutôt que de le renforcer.
C'est pourquoi la majorité de la commission et le groupe li-
béral-radical recommandent le rejet de l'initiative populaire

«en faveur du service public», qui ne mérite même pas de
contre-projet.

Hurter Thomas (V, SH): Die SVP-Fraktion wird die Initiative
ebenfalls zur Ablehnung empfehlen. 
Wir haben uns bereits letzte Woche hier im Rat ausgiebig
über die Grundversorgung unterhalten. Die Initiative, die
knapp 100 000 Bürgerinnen und Bürger mit gültiger Unter-
schrift unterzeichnet haben, tut vor allem eines: Sie tönt gut,
und alles andere ist für die Galerie. Man könnte sogar sa-
gen, die Initiative zwinge den Bund, nicht mehr marktwirt-
schaftlich zu arbeiten. Aber das wollen wir hier alle nicht.
Was das bedeuten würde, kennen wir bereits aus der Ge-
schichte. Die Initiative hat verschiedene Mängel, es wurde
hier auch schon erwähnt, und ich bin froh, dass die Mehrheit
sich klar dagegen ausgesprochen hat. Es ist nicht nur der Ti-
tel der Initiative unklar, sondern auch der Inhalt. Ich möchte
an die Diskussion in der Kommission erinnern: Jeder hatte
eine andere Idee, was unter Service public verstanden wer-
den kann. Insofern ist diese Initiative ohne Inhalt; man
könnte auch sagen: Sie öffnet Tür und Tor für irgendwelche
Anliegen. 
Wir haben in der Kommission mehrheitlich darüber disku-
tiert, ob wir der Initiative einen zu erarbeitenden Gegenvor-
schlag gegenüberstellen wollen oder ob wir die in der Früh-
jahrssession diskutierte allgemeine Verfassungsbestimmung
zu einem Gegenvorschlag erheben könnten. Schliesslich hat
man die Behandlung der beiden Anliegen nicht zusammen-
gelegt. Man hätte das aber durchaus tun können, denn ei-
nes ist wie letzte Woche: Man kann zwei etwas nutzlose und
vor allem wirkungslose Begehren – das sind sie, es tut mir
leid – direkt ablehnen. Der Inhalt nämlich verlangt alles an-
dere als einen Service public, auch das wurde hier teilweise
erwähnt. Es wird verboten, dass man nach Gewinn strebt, es
wird verboten, dass es Quersubventionierungen gibt und
dass man fiskalische Interessen verfolgt. Auf einen Nenner
gebracht: Es wird wirtschaftliches Handeln verboten. Wie
wollen Sie dann z. B. Zugsverbindungen in entlegene Teile
eines Kantons oder Ihrer Region finanzieren? Wie wollen
Sie Poststellen finanzieren, die tagsüber tiefe Kundenfre-
quenzen haben? Ich glaube sogar, dass diese Initiative die
Poststellen, die z. B. in Läden betrieben werden, massiv be-
drohen würde. Gewinne erwirtschaften ist notwendig, um
Leistungen zu erbringen, aber auch um Investitionen zu täti-
gen, um sogenannte Quersubventionierungen zu machen
bezüglich unrentabler Strecken oder Poststellen, die nicht so
häufig besucht werden.
Unsere Bundesbetriebe – hier spreche ich von allen: SBB,
Post, Swisscom, Ruag und Skyguide – sind leistungsfähig
und sind mittlerweile erfolgreiche Unternehmen. Wenn Sie
nicht einverstanden sind – und das sind Sie ja manchmal
hier in diesem Saal –, dann korrigieren Sie doch das direkt!
Die SVP-Fraktion wird also diese Initiative klar ablehnen. Wir
sind der Meinung, die Grundversorgung funktioniert. Diese
Initiative ist nutzlos, vor allem ist sie wirkungslos und würgt
die Wirtschaftlichkeit ab. Jeder kann irgendetwas in diese In-
itiative hineininterpretieren. Deshalb werden wir sie ganz
klar ablehnen.

Badran Jacqueline (S, ZH): Ihr Votum freut mich natürlich.
Habe ich jetzt da heraushören können, dass Sie unsere Un-
ternehmen des öffentlichen Dienstes als Bestandteil des Er-
folgsmodells Schweiz sehen?

Hurter Thomas (V, SH): So, wie sie heute aufgestellt sind,
sind sie Bestandteil des Erfolgs der Schweiz. Aber selbstver-
ständlich darf man diese Unternehmen nicht weiter ein-
schränken, sondern man soll ihnen möglichst Freiheit las-
sen, und man soll sie auch wirtschaftlich arbeiten lassen.
Sie wollen ja immer Bedingungen einführen, wie zum Bei-
spiel Frauenquoten und solche Geschichten. 

de Buman Dominique (CE, FR): L'initiative populaire «en fa-
veur du service public» n'est pas étonnante dans notre pa-
norama politique suisse, tant il est vrai que la notion même

12



14.038           Conseil national 1520 14 septembre 2015

Bulletin officiel de l’Assemblée fédérale

de service public appartient à la boîte à outils de ce qui nous
permet de vivre ensemble, de la même façon que nous culti-
vons le fédéralisme, pour être sûrs que chacune et chacun
soit bien servi, «à la carte» ou «sur mesure», dans chaque
région du pays.
Néanmoins, l'initiative qui nous est soumise pèche par excès
d'objectifs et va à l'encontre de ce que nous voulons dans
notre pays. En effet, vouloir accorder une certaine autono-
mie à des entreprises et les empêcher en même temps de
faire du bénéfice relève d'un leurre, qui n'est pas admissible
aux yeux de notre groupe, et je peux le dire aussi à titre per-
sonnel.
Si l'on veut que certaines prestations du service public
soient assurées, il faut savoir que c'est grâce à certains bé-
néfices dégagés dans des domaines de pointe, où l'on peut
demander un prix un peu plus élevé. En d'autres termes,
des entreprises publiques, telles que la Poste, Swisscom ou
les CFF, offrent à un prix abordable un certain nombre de
prestations, que l'on pourrait dire «au prix coûtant», alors
que dans d'autres domaines, notamment dans des do-
maines de pointe, on peut exiger un prix un peu plus élevé,
parce qu'il y a eu un investissement, parce qu'il y a eu une
innovation, bref tout simplement parce que l'on n'est pas
dans le domaine obligatoire.
Tout le débat sur le service public et tout le débat autour de
la présente initiative me fait un peu penser au prix du pain:
une partie du pain se vend à un prix conventionné, de telle
manière que tout le monde puisse se nourrir à un prix abor-
dable, acceptable; l'autre partie se vend à un prix plus élevé
car il s'agit de spécialités, de traditions locales, qui mettent
en oeuvre l'inventivité.
S'agissant du service public, si je pense à ce que fait la
Poste ou ce que fait Swisscom, les prestations offertes dans
certaines régions le sont souvent à un prix qui n'a rien de
profitable, et ce au nom de la cohésion du pays.
Cela a été dit par plusieurs intervenants, par des représen-
tants de groupes: on ne peut pas s'imaginer que tout soit au
prix coûtant, parce qu'à ce moment-là les produits qui seront
fournis, qui seront offerts, qu'ils soient obligatoires ou au
contraire facultatifs – ce qui me fait penser au débat sur l'as-
surance-maladie, avec une assurance obligatoire de base et
des assurances facultatives, supplémentaires –, ces pro-
duits n'auront pas la même qualité si on ne les a pas mis à
jour, si on ne s'est pas adapté aux besoins du consomma-
teur, si on n'est pas allé de temps en temps chercher un peu
d'oseille pour garder certains prix de base excessivement
bas.
Dans le domaine du tourisme, nous avons aussi besoin de
produits de qualité et de produits à jour. Je ne peux pas
m'imaginer qu'un car postal ne soit pas au top niveau; je ne
peux pas m'imaginer que dans des coins reculés du pays on
n'offre pas certaines prestations d'accessibilité, comme on
en offre en plaine. La Suisse, c'est un ensemble de régions,
c'est un ensemble de populations, qui tient précisément par
cette solidarité que l'on retrouve aussi dans la péréquation fi-
nancière. Ce ne sont pas seulement les régions riches de
notre pays qui vivent selon un bon standard: il y a des ré-
gions reculées qui n'ont pas la même rentabilité économique
ou fiscale, mais qui profitent en quelque sorte de la solida-
rité, de la présence d'autres parties du pays, ce qui garantit
un tout homogène.
Et s'imaginer que les salaires et toutes les rémunérations
pourraient être mis à la même aune que ceux valables au
sein de l'administration fédérale relève d'une utopie qu'on ne
peut pas accepter dès le moment où on a demandé à ces
entreprises de la Confédération d'être indépendantes et de
se gérer au mieux. Et je crois que la Suisse est consciente
de la qualité et du bon rapport qualité-prix des prestations
effectuées par ces services.
Pour toutes ces raisons-là je vous demande, comme beau-
coup d'autres dans ce Parlement, de recommander le rejet
de cette initiative sur le service public, parce qu'elle relève
malheureusement plus du dogme et de l'idéologie qu'elle ne
sert les objectifs de cohésion, de répartition des richesses et
de solidarité visés par notre pays, et auxquels nous sommes

tous attachés. Malheureusement l'initiative ne permet pas de
les atteindre.

Müller Geri (G, AG): Es ist jetzt schon einige Male gesagt
worden: Diese Initiative hält eigentlich nicht, was sie im Titel
verspricht. Ich möchte diese Überlegung nicht wiederholen,
hat sich doch die grüne Fraktion dafür entschieden, die Ab-
lehnung der Initiative zu empfehlen. Ich möchte aber ein
paar grundsätzliche Fragen aufwerfen, die man bei der Be-
trachtung dieser Initiative auch berücksichtigen müsste.
Grundversorgung überall und gleich ist ein Gebot, das sich
aus dieser Initiative ergibt. Die Frage ist: Wollen wir das wirk-
lich? Muss es so sein, dass man jedes Tal in der Schweiz,
auch das hinterste, mit dem öffentlichen Verkehr und im
Viertelstundentakt erreicht? Muss es so sein, dass die
Abdeckung mit postalischen oder telefonischen Diensten,
die auch die Mobiltelefonie umfassen, vollumfänglich ist?
Könnte man es nicht bewusst so steuern, dass die Schweiz
sich einfach an gewissen Orten verdichtet entwickelt – wie
im Mittelland, wo das schon stattgefunden hat –, sodass es
in diesem Land Regionen gäbe, die eben nicht flächen-
deckend von der Grundversorgung erschlossen wären? Es
könnten dort vielleicht auch Räume entstehen, in welchen
sich Menschen ganz anders entwickeln können, als das im
hektischen und schwergewichtig wirtschaftlich orientierten
Mittelland der Fall ist. Diese Fragen müsste man sich in die-
sem Zusammenhang auch stellen. Grundversorgung überall
und für jeden bedeutet nämlich auch, dass die Kosten ex-
trem hoch sind, was wir uns ja grundsätzlich leisten könnten,
da wir reich sind. Es bedeutet aber natürlich auch, dass sich
alle Räume gleich entwickeln. Schauen Sie, was nach dem
Bau der S-Bahn in Zürich passiert ist: Innert kurzer Zeit stie-
gen in sämtlichen Landregionen die Bodenpreise enorm an,
weil die Bevölkerung dorthin gezogen ist. Es ist zwar eine
gute Sache, wenn man nur die Versorgung im Mittelland sel-
ber betrachtet. Doch wenn das in jedem hintersten Alpental
passiert, dann wird auch die Zahl derjenigen Regionen klei-
ner, die eigentlich ihren Reiz darin haben, nicht total mit
Grundversorgung erschlossen zu sein, und einem darum die
Möglichkeit bieten, noch etwas entdecken zu können.
Die zweite Frage, die man stellen muss, ist die Frage nach
dem Preis. Muss Service public kostengünstig sein? Warum
sollte man das wollen? Ist es nicht einfach so, dass der Ver-
kehr – ob man sich nun mit dem motorisierten Individualver-
kehr oder mit dem öffentlichen Verkehr bewegt – seinen
Preis hat? Dabei wird auch immer das modernste und beste
Material gefordert. Wenn wir das zum Grundsatz erheben
wollen, wird es wahnsinnig teuer. Man kann wieder sagen,
die Schweiz habe genug Geld dafür. Es stellt sich einfach
die Frage, ob wir das wirklich wollen. Denn der Verkehr als
solcher ist tatsächlich etwas, was in der Schweiz sehr gün-
stig geworden ist; ich sage immer: gemessen daran, wie
sich die Preise bei anderen Produkten entwickelt haben.
Aber eben, das heisst auch, es spielt keine Rolle mehr, wel-
che Distanz man hinter sich bringt. Ich denke hier auch an
den gesamten Arbeitsverkehr. Es ist heute durchaus mög-
lich, in einem stillen Tal zu wohnen und in einer Grossstadt
zu arbeiten. Ob wir das wirklich so wollen, ist eine andere
Frage. Ich denke, dass das nicht ökologisch ist.
Natürlich, es geht um ein Magazin, dass sich bekannt-
machen möchte, das den Leuten ein Stück weit hofieren
möchte, Abonnenten befriedigen möchte. Es kommt dann
die Frage der Reinlichkeit auf, der Reinlichkeit der Toiletten
beispielsweise. Aber auch dort müssen wir uns die Frage
stellen: Kann es wirklich sinnvoll sein, dass wir auf jeden
Zug Delegationen von Menschen entsenden, damit dort al-
les immer tipptopp sauber ist? Könnte es nicht vielmehr eine
gesellschaftliche Aufgabe sein, die Reinlichkeit im Men-
schen selber zu fördern, indem man nicht einfach immer al-
les wegmacht, was der Mensch hinterlassen hat, egal in wel-
cher Form, sei es Papier in den Zugsabteilen, seien es
andere Gegenstände auf den WC? Letztlich ist es auch eine
Frage, ob es die Allgemeinheit immer mitbezahlen muss,
wenn sich einige wenige nicht so verhalten, wie sie es auf
dem eigenen WC oder in der eigenen Stube machen.
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Ich glaube, es ist eine falsche Antwort, wenn man sagt, das
müsse überall flächendeckend gleich sein und auf einem ho-
hen Niveau. Es gibt andere Möglichkeiten, sich mit diesen
Dingen auseinanderzusetzen. Das sind auch wichtige Über-
legungen, die mich dazu führen, dieser Initiative nicht zu fol-
gen.

Lustenberger Ruedi (CE, LU): Herr Müller, Sie sind das
Stadtoberhaupt von Baden, und diese Stadt ist richtiger-
weise von allen oder fast allen Seiten im Viertelstundentakt
erreichbar. Wie können Sie den Initiantinnen und Initianten
hier unterstellen, sie würden für jedes Bergtal eine fünfzehn-
minütige Taktverbindung fordern?

Müller Geri (G, AG): In Baden ist es sogar noch «schlim-
mer»: Wir haben teilweise einen Sieben-Minuten-Takt. Aber
Sie wissen, Baden ist eine der bedeutendsten Industrie-
städte der Schweiz; das sage ich nicht einfach nur als Stadt-
ammann. Und ich sage ja bewusst, dass man sich die Sache
überlegen muss. Im Mittelland gibt es die entsprechende
wirtschaftliche Tätigkeit; da braucht es diese Erreichbarkeit
mit dem öffentlichen Verkehr, und der Takt muss hoch sein,
denn auf der Strasse ist definitiv kein Platz mehr. Aber in ei-
nem weit draussen liegenden Tal braucht es diese Dichte
nicht. Wenn jemand ins Grüne zieht, gehört zu diesem Ent-
scheid letztlich auch, dass er dann weniger Abdeckung hat,
dafür aber reine Natur. Beides kann man nicht haben – reine
Natur und die normale wirtschaftliche Entwicklung wie im
Tiefland. Das ist das Problem. Deshalb ist es eine Grund-
satzfrage, die wir stellen müssen: Ist es möglich, Gebiete in
der Schweiz so zu belassen, wie sie sind, weil Entwicklung
woanders stattfinden müsste? Ansonsten haben wir in der
Schweiz bald keine stillen Täler mehr.

Aebischer Matthias (S, BE): Ich sage es mit den Worten der
Konsumentenschützer: Die Initiative «pro Service public» ist
eine Mogelpackung. Noch selten trug eine Initiative einen Ti-
tel, der so unverfroren das Gegenteil dessen verspricht, was
die Initiative grundsätzlich fordert. Die Initianten nehmen ge-
schickt den Groll der Bevölkerung gegenüber bundesnahen
Betrieben auf und versprechen Verbesserungen. Doch lang-
fristig gesehen werden die Service-public-Unternehmen mit
der vorgeschlagenen Verfassungsänderung geschwächt.
Bei einer Annahme der Initiative wäre die Grundversorgung
bei Post, Swisscom und SBB ernsthaft in Gefahr.
Die Initiative «pro Service public» wurde von verschiedenen
Konsumentenzeitschriften entworfen. Sie kennen die Sorgen
der Bevölkerung bestens, wissen genau, wo der Schuh
drückt. Ich weiss, wie das geht. Ich habe auch bei einem
Konsumentenmagazin gearbeitet, beim «Kassensturz» des
Schweizer Fernsehens. Täglich erhielten wir Briefe und
Mails von erbosten Zuschauerinnen und Zuschauern. Ein-
mal geht es um die dreckige Toilette im Zug, ein andermal
geht es um das Süsswarensortiment beim Postschalter, an-
dere bemängeln den fehlenden Handyempfang in einem
Bergtal. Das ist alles absolut legitim, ja ich erachte es gar als
eine Notwendigkeit, dass unzufriedene Bürgerinnen und
Bürger die Möglichkeit haben, ihrem Unmut Luft zu verschaf-
fen, und zum Teil sogar erreichen, dass dieser Unmut an die
breite Öffentlichkeit getragen wird. Das ist gut so.
Die Konsumentenschützer sind nun aber einen Schritt weiter
gegangen. Mit den erbosten Leuten haben sie eine Initiative
gebastelt. Ja, ich betone «gebastelt», denn viel Logik ergibt
der Text meines Erachtens nicht. Ich habe mit den Initianten
gesprochen und bin mir nicht sicher, ob sie wissen, was ihr
Initiativtext für Auswirkungen haben könnte.
Mit einer Verfassungsänderung soll den bundesnahen Be-
trieben die Erwirtschaftung eines Gewinns verwehrt werden.
Zudem will die Initiative Quersubventionierungen und fiskali-
sche Interessen des Bundes in diesem Bereich unterbinden.
Im Weiteren fordern die Initianten, dass die Löhne aller Stu-
fen denjenigen der Bundesverwaltung angeglichen werden.
Zuerst zum Gewinnverbot: Mit den Reformprozessen der
letzten Jahre bewegen sich die bundesnahen Betriebe in ei-
nem teilliberalisierten Markt, der von rasanten technologi-

schen, aber auch sozialen Veränderungen geprägt wird. Ge-
rade in diesem Umfeld ist es wichtig, dass die Unternehmen
mögliche Gewinne in neue Technologien oder Infrastruktu-
ren investieren oder für Investitionszwecke Rückstellungen
tätigen können. Ein Gewinnverbot würde den dazu nötigen
Handlungsspielraum massiv einschränken.
Dann zum Verbot der Quersubventionierung: Der Initiativtext
lässt offen, welche Quersubventionierungen, die heute er-
laubt sind, in Zukunft verboten sein sollen. Fakt ist, dass die
Quersubventionierung die Basis der Grundversorgung ist.
Unrentable Bahnstrecken, Poststellen oder Fernsehpro-
gramme werden mit Geldern der rentablen Einheiten finan-
ziert. Es kommt hinzu, dass es ohne Gewinn auch keine Ge-
winnausschüttung gibt. Die Post hat dem Bund im letzten
Jahr eine Dividende von 200 Millionen Franken, die Swiss-
com eine Dividende von 580 Millionen Franken abgeliefert.
Sollten diese Beträge gemäss Initiativtext ausfallen, resul-
tiert für den Bund ein Fehlbetrag, der nur durch eine Steue-
rerhöhung wettgemacht werden kann.
Einzig und allein die Forderung nach fairen Löhnen kann ich
persönlich unterstützen. Ich finde viele Spitzenlöhne der
bundesnahen Betriebe auch zu hoch. Wir von der Sozialde-
mokratischen Partei haben schon mehrere Vorstösse ge-
macht, um die Lohnspanne bei den bundesnahen Betrieben
zu reduzieren, leider ohne Erfolg. An diesem Punkt werden
wir dranbleiben. Beim Rest müssen ich und meine Partei
passen. «Zurück auf Feld eins!», würde ich abschliessend
sagen.

Walter Hansjörg (V, TG): Wir alle wünschen uns einen gu-
ten, funktionierenden Service public. Ist er tatsächlich so
schlecht? Unseren Service-public-Unternehmen wurden be-
wusst mehr unternehmerische Freiheiten zugestanden, da-
mit sie den Leistungsauftrag besser und günstiger erfüllen
können. Die unternehmerische Anpassung an den Wettbe-
werb mit privaten Anbietern hinterlässt deutliche Spuren.
Die privaten Unternehmen müssen keine flächendeckende
Grundversorgung sicherstellen und können sich ihre Kund-
schaft aussuchen; die Anforderungen an die Service-public-
Unternehmen sind um einiges höher als diejenigen an die
Nischenplayer.
Am Beispiel der Post sehen wir, wie sich das Umfeld, dazu
gehört natürlich auch das Marktumfeld, verändert hat: E-
Mail und SMS statt Briefpost, elektronischer Zahlungsver-
kehr von zu Hause aus. Poststellen wurden geschlossen, vor
allem in ländlichen Regionen; auch der Kanton Thurgau ist
davon stark betroffen. Und die verbleibenden Poststellen
gleichen einem Shop oder einem Kiosk. Damit auch die Le-
bensmittelläden noch offenbleiben, finde ich es gut, wenn
die Post als Alternative «Corner» einrichtet und das Ver-
kaufspersonal nach erfolgter Schulung Postgeschäfte ab-
wickeln kann. Aber es braucht auch nicht mehr in jedem Dorf
eine Telefonkabine. Die Versorgung wird mit anderen Struk-
turen sichergestellt.
Warum also diese Initiative? Offenbar ist ein Unbehagen
vorhanden. Es kommt mir vor wie beim «Lädelisterben»:
Kleineinkäufe im Dorf, Grosseinkäufe im Shopping-Center.
Man verlangt etwas, das nicht mehr überall gebraucht wird.
Die Initiative ist für mich irreführend. Die Diskussion dreht
sich um zu hohe Managerlöhne, um verschmutzte Züge
oder um zu hohe Roaming-Gebühren. Diese Aspekte wer-
den aber im Initiativtext nicht angesprochen.
Die Initiative schadet der Grundversorgung. Die sich dem
Wettbewerb stellenden Unternehmen wie die SBB, die Post
und die Swisscom dürften keine Gewinne mehr erzielen, und
es würde ihnen ein Querfinanzierungsverbot auferlegt. Der
unternehmerische Handlungsspielraum wäre weg. Es wäre
verheerend: Die Post müsste defizitäre Poststellen, die es
nach wie vor gibt und auch in Zukunft geben wird, subito
schliessen. Die Swisscom wäre am Ausbau der Hochbreit-
bandnetze gehindert. Die SBB könnten die Verkehrsleistun-
gen nicht aus Verkäufen der Immobilien mitfinanzieren, weil
keine Gewinne mehr möglich wären.
Es gäbe keine Gewinnausschüttung: 2013, wir haben es
schon verschiedentlich gehört, gingen 1,2 Milliarden Fran-
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ken an den Bund, 940 Millionen Franken an die Kantone und
280 Millionen Franken an die Gemeinden.
Die Volksinitiative schwächt am Ende des Tages den Service
public. Die Aufrechterhaltung der geforderten Leistungen
müsste mit Steuergeldern mitfinanziert werden. Das Rad
darf nicht um zwanzig Jahre zurückgedreht werden.
Ich empfehle Ihnen die Initiative zur Ablehnung, weil sie das
Gegenteil dessen bewirkt, was sie verspricht.

Walti Beat (RL, ZH): Wir haben heute in der Schweiz – er-
freulicherweise – in allen relevanten Bereichen einen hoch-
stehenden Service public: Infrastrukturen funktionieren zu-
verlässig, der öffentliche Verkehr und die Post- und Telekom-
munikationsdienstleistungen sind in allen Landesteilen in
hoher Qualität und zu vertretbaren Preisen verfügbar. Diese
Volksinitiative will also sozusagen einen politischen Phan-
tomschmerz lindern, und dies erst noch mit untauglichen
Therapien.
Die Behauptung, der Service public werde abgebaut, stimmt
nämlich grundsätzlich nicht:
1. Die SBB haben die Zugkilometer zwischen 2000 und
2013 um satte 50 Prozent ausgebaut, die Reisezeiten ver-
kürzt, die Frequenzen erhöht; und all das mit einem durch-
schnittlichen Preisanstieg von nur 1,9 Prozent pro Jahr.
2. Die Telekomdienstleistungen sind dank technologischer
Entwicklungen und Milliardeninvestitionen von Swisscom
und anderen Anbietern in den letzten Jahren förmlich explo-
diert, und die Preise sind gleichzeitig – ich möchte beinahe
sagen – implodiert: Im Festnetz sind sie seit 1998 um
50 Prozent gesunken, im Breitbandmarkt um 46 Prozent, im
Mobilfunk sogar um 80 Prozent und beim Roaming seit 2006
um ganze 90 Prozent.
3. Der Volumeneinbruch seit 2000 bei der Briefpost um
65 Prozent, bei den Paketen um 47 Prozent und bei den Ein-
zahlungen um 31 Prozent ist nicht die Folge eines von den
Initianten gefühlten Leistungsabbaus beim Service public,
sondern die Folge von technologischen Entwicklungen und
veränderten Kundenbedürfnissen.
Diese Zahlen zeigen uns auch deutlich: Der Service public
ist nichts Statisches, sondern dynamisch, zeitabhängig und
im steten Wandel begriffen. Er muss sich an die Bedürfnisse
der Kunden, also der Menschen im Lande, anpassen: Vor
zwanzig Jahren war dies eine Telefonkabine auf jedem Dorf-
platz – heute ist es die 4G-Abdeckung im entlegensten
Bergtal, um nur ein konkretes Beispiel zu nennen.
Die Diskussion über Sinn und Unsinn flächendeckender
Grundversorgung, über die Frage, wie viel Service public in
welchen Regionen sein soll, die Geri Müller vom Stapel ge-
lassen hat, ist tatsächlich sehr interessant. Würde der Fi-
nanzausgleich zwischen den Kantonen funktionieren, könn-
ten diese sehr viel unabhängiger selbstständig festlegen,
was Sinn macht und was nicht.
Für die Anpassungsfähigkeit der Leistungen des Service pu-
blic an veränderte Bedürfnisse ist wichtig, dass die Unter-
nehmen, die diese Leistungen anbieten, eine hohe Innovati-
onskraft haben und dass sie die Gewinne erwirtschaften
können, die ihnen die nötigen Investitionen ermöglichen.
Voraussetzung dafür – und für günstige Preise – sind unter-
nehmerische Freiräume und Wettbewerbsdruck da, wo über
die Grundversorgung hinaus Leistungen in Konkurrenz zu
weiteren Anbietern erbracht werden.
Die Initianten wollen demgegenüber das Rad der Zeit um
viele Jahre zurückdrehen und fordern bei den bundesnahen
Unternehmen dirigistische Eingriffe, die deren unternehmeri-
schen Freiräume, deren Innovationskraft und damit letztlich
eine zeitgemässe, dynamische Grundversorgung infrage
stellen würden. Das gilt für die populistische und sach-
fremde Forderung, dass die Löhne der Mitarbeitenden in
den bundesnahen Betrieben nicht über denjenigen in der
Bundesverwaltung liegen dürfen.
Geradezu absurd und in sich widersprüchlich ist das gefor-
derte grundsätzliche Verbot von Quersubventionierungen:
Diese sind nämlich zwingend, wenn in Ballungszentren und
strukturschwachen Landesgegenden vergleichbare Leistun-
gen zu gleichen Preisen angeboten werden sollen.

Kurzum: Wenn Sie für den Service public in der Schweiz et-
was Gutes tun wollen, dann lehnen Sie diese nicht nur un-
nütze, sondern kontraproduktive und gefährliche Initiative
ab.

Hardegger Thomas (S, ZH): Heute reden alle dem guten Ser-
vice public das Wort. Gerade deswegen ist die Volksinitiative
«pro Service public» entschieden abzulehnen. Statt den
Service public nachhaltig zu sichern, gefährdet sie eine gute
und sichere Grundversorgung. Ein Gewinnverbot und das
Verbot der Quersubventionierung anderer Verwaltungsberei-
che würden die flächendeckende Versorgung verunmögli-
chen. Ich vermute sehr, dass die Initianten nie verlangen
würden, die Versorgung in den Randgebieten sei einzustel-
len. Gerade dies droht aber, wenn nur noch angeboten wer-
den darf, was sich selber finanziert, weil Quersubventionen
verboten sind.
Es ist der Wille des Schweizervolkes gewesen, die bundes-
nahen Betriebe Post, SBB und Swisscom in die bedingte
Selbstständigkeit zu entlassen. Damit diese Betriebe sich je-
doch im Wettbewerb behaupten können, brauchen sie aus-
reichenden Handlungsspielraum. Einer der Gründe für die
Attraktivität des Standortes Schweiz ist der funktionierende
Service public – für den Investitionswillen der Wirtschaft, die
Wettbewerbsfähigkeit im internationalen Umfeld und den
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Erfolg.
Doch nur dann, wenn die für die Grundversorgung verant-
wortlichen Unternehmen auch in Zukunft im Wettbewerb er-
folgreich sind und sich weiterentwickeln können, kann die
Öffentlichkeit Erwartungen an die Versorgungssicherheit
formulieren und faire Arbeitsbedingungen einfordern. Dafür
sind Kostenstrukturen notwendig, die nachhaltig Gewinne
zum Nutzen der Allgemeinheit und der Versorgungssicher-
heit, auch in den Randregionen, ermöglichen.
Die Initianten haben es wohl gut gemeint mit der Initiative,
und sie haben ihrer Unzufriedenheit über den Abbau bei den
Dienstleistungen mit rund 104 000 gültigen Unterschriften
Ausdruck verliehen. Die Initianten ärgern sich über Poststel-
lenschliessungen, über zu wenige Sitzplätze in der S-Bahn,
über eine unverständliche Tarifpolitik oder über Pannen bei
der Post, den SBB oder der Swisscom. Der Ärger ist nach-
vollziehbar, aber die Initiative hilft dagegen herzlich wenig.
Wenn schon, müsste das Gesetz entsprechend angepasst
werden, und im Rahmen der Konzession wären die Forde-
rungen in den Leistungsaufträgen zu regeln. 
Aber auch die Unternehmen stehen in der Verantwortung.
Sie müssen sich bewusst sein, dass Mängel bei den Dienst-
leistungen oder intransparente Nebengeschäfte wenig hel-
fen, wenn es darum geht zu belegen, dass solch hohe Ge-
winne, wie sie in den letzten Jahren tatsächlich erreicht
wurden, notwendig sind, und aufzuzeigen, für welche Inve-
stitionen welche Finanzbeträge erwirtschaftet werden müs-
sen, um im technologischen und wirtschaftlichen Wettbe-
werb bestehen zu können. Hilfreich wäre es zudem, wenn
sie nicht den Eindruck entstehen lassen würden, dass der
Gewinn vor allem dazu dient, die Gehälter der Kader hoch-
zuhalten. Wir brauchen schliesslich fähige Köpfe – nicht die
teuersten.
Wir müssen uns bewusst sein, dass die Initiative mit dem at-
traktiven Titel in der Volksabstimmung durchaus Chancen
hat. Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, Sie haben ver-
hindert, dass das Parlament mit einem indirekten Gegenvor-
schlag darlegt, dass es die Anliegen der Initianten ernst
nimmt und dass ihm eine gute Grundversorgung wichtig ist.
Sie haben auch verhindert, dass das Initiativkomitee unter
Wahrung des Gesichts die Initiative zurückziehen konnte. So
werden Sie umso mehr gefordert sein, sich im Abstim-
mungskampf gegen die Annahme der Initiative zu engagie-
ren. Der erste Schritt ist die wuchtige Ablehnung der Initia-
tive in der heutigen Abstimmung.

Müller-Altermatt Stefan (CE, SO): Ich gebe Ihnen gerne zu-
nächst meine Interessenbindung bekannt: Ich bin Präsident
von Transfair, dem Personalverband für Arbeitnehmer im
Service public.

15



14. September 2015 1523 Nationalrat           14.038

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung

Wir sind uns ja gewohnt, dass die Titel von Volksinitiativen –
sagen wir einmal so: – beschönigend gewählt werden. Beim
Titel dieser Initiative handelt es sich aber nicht um eine Be-
schönigung, sondern um einen kompletten Blödsinn. Die In-
itiative ist nicht eine Initiative pro Service public, sondern
eine Initiative zur Abschaffung unserer bewährten, effizien-
ten und leistungsstarken öffentlichen Dienstleistungen. 
Die Initiative entspringt der Empörungsbewirtschaftung der
Konsumentenzeitschriften: Man nehme einen verdreckten
Zug, dazu eine Erhöhung der Billettpreise und setze beides
in einen Zusammenhang zum Gehalt des SBB-CEO – und
schon hat man locker das Potenzial, im Nu die benötigte
sechsstellige Zahl an Unterschriften zusammenzubringen. 
Die Initiative bekämpft nun aber nicht den dreckigen Zug und
auch nicht die gefühlt zu hohen Billettpreise. Sie bekämpft
schlicht und einfach die unternehmerische Freiheit der bun-
desnahen Betriebe. Wenn die Service-public-Unternehmen
keinen Gewinn machen dürfen, können sie auch nicht inve-
stieren. Sie werden keine neuen Produkte lancieren und da-
durch ihre Effizienz steigern können; sie geraten gegenüber
der privaten Konkurrenz – und zwar auch der ausländischen
Konkurrenz – ins Hintertreffen. Dadurch sinken die Frequen-
zen, es gehen Einnahmen verloren, und die flächendecken-
de Grundversorgung gerät in Bedrängnis. Das steht in kom-
plettem Widerspruch zum Titel der Initiative.
Heute mag es ja Einzelne stören, wenn bundesnahe Be-
triebe Gewinn erzielen. Aber wie würden genau dieselben
Kreise wohl aufschreien, wenn der Bund ihre Defizite tragen
müsste? Ich sage voraus, dass wir dann nicht umhinkämen,
die Leistungen des Service public zu beschneiden. Wir wür-
den eine Negativspirale auslösen: Mehr Defizit führt zu mehr
Leistungsabbau; dieser führt zu geringeren Frequenzen,
was zu noch mehr Defiziten führt. Wir dürfen das nicht tun.
Wir müssen auch den öffentlichen Unternehmen ihre unter-
nehmerische Freiheit lassen.
Bleibt der letzte unsinnige Punkt der Initiative, das Verbot
von Querfinanzierungen. Man kann selbstverständlich das
Wort «Querfinanzierung» negativ belasten; es eignet sich
sehr gut dazu. Man kann es aber auch anders sehen – man
muss es sogar anders sehen: Es gehört doch geradezu zum
eidgenössischen Solidaritätsprinzip, dass alle Menschen in
unserem Land zum gleichen Tarif die gleich gute Grundver-
sorgung erhalten.
Es ist heute nicht klar, was alles unter diese Bestimmung fal-
len würde. Das Grundprinzip aber ist klar: Ein Brief von Pos-
chiavo nach Genf soll in Zukunft immer noch gleich viel ko-
sten wie ein Brief von Olten nach Aarau. An diesem Solidari-
tätsprinzip sollten wir nicht ohne Not rütteln.
Fazit: Die Initiative greift in die unternehmerische Freiheit der
Service-public-Unternehmen ein und schadet diesen Unter-
nehmen, die sich je länger, je mehr in einem Marktumfeld
bewegen. Gerade dank der bedachtsamen Liberalisierung
der letzten Jahre sind in dieser Periode die Preise im Ser-
vice public allgemein gesunken. Das ist letztlich im Interesse
der Konsumenten. Die Konsumentenzeitschriften bombar-
dieren mit ihrer populistischen Initiative letztlich die Konsu-
menten, also ihre eigene Kundschaft. Lehnen wir diese po-
pulistische und unsinnige Initiative ab, sorgen wir für effizien-
te, leistungsfähige und dadurch auch wettbewerbstaugliche
Service-public-Unternehmen. Nur wenn sie all das sind, ha-
ben zum Beispiel die Transportunternehmen genügend Geld
und die Möglichkeit, stets die Züge zu putzen.

Killer Hans (V, AG): Diese Volksinitiative hat zum Ziel, dass
Bundesbetriebe wie SBB, Swisscom, Post, Ruag usw. künf-
tig nicht mehr Gewinne zu erzielen hätten, wie es für Unter-
nehmen notwendig ist. Sie müssten «in erster Linie der Be-
völkerung einen guten und bezahlbaren Service bieten»!
Das würde nicht mehr und nicht weniger bedeuten, als dass
diese Unternehmen durch eine Tiefpreispolitik ohne Gewinn
geschäften müssten und keine Eigenkapitalien für Investitio-
nen bilden könnten. Wir haben das von einigen Votanten be-
reits gehört. Ebenfalls betroffen sind zweifellos die Niveaus
der Löhne in diesen Unternehmungen.

Die in der Initiative formulierten Ziele sind also: In Artikel 43b
Absatz 1 der Bundesverfassung soll festgelegt werden, dass
der Bund im Bereich der Grundversorgung keine Gewinne
anstrebt. In Absatz 2 würde festgesetzt, dass diese Maxime
auch für Unternehmen gelten soll, welche in der Grundver-
sorgung einen gesetzlichen Auftrag haben. Bezüglich der
Höhe der Entlöhnung würde geregelt, dass die Löhne und
Honorare der Mitarbeitenden nicht höher als jene in der Bun-
desverwaltung sein dürften.
Insgesamt würden wir mit diesen Neuerungen in die Zeit der
Siebziger- und Achtzigerjahre des letzten Jahrhunderts zu-
rückgehen, als jene Betriebe noch reine Staatsanstalten wa-
ren. Im Rahmen der Verselbstständigung der Staatsanstal-
ten wurden deren Eigentumsverhältnisse, Firmenorgane
und Geschäftsführung gemäss den im Aktienrecht gelten-
den Rechten und Pflichten geregelt. Die Unternehmungen
sollten sich am Markt behaupten. Das ist eigentlich auch
recht erfolgreich gelungen!
Es würde sich mit den Forderungen dieser Initiative nun aber
die Frage stellen, ob die bewusst gewählte Rechtsform die-
ser in die Selbstständigkeit geschickten Bundesbetriebe
überhaupt noch die richtige wäre: Das Erwirtschaften von
Gewinn gehört zwingend zu den Aufgaben von Aktiengesell-
schaften, egal in welchem Besitz sie sind. Nur das Erwirt-
schaften von Eigenkapital ermöglicht den Unternehmungen
zu investieren und sich zu entwickeln. Gewinnausschüttun-
gen oder Dividenden sind die Rendite des vom Aktionär ein-
gesetzten Kapitals; das ist wichtig, zumal ja die vom Bund
eingesetzten Kapitalien in der Regel aus Steuereinnahmen
stammen und nicht ohne Ertrag eingesetzt werden sollen.
Änderungen der bisherigen gesetzlichen Regelung hätten
für die öffentliche Hand auch finanzielle Konsequenzen –
auch das haben wir heute schon gehört. Dem Bund würden
gemäss der Jahresrechnung 2013 immerhin rund 940 Millio-
nen Franken fehlen, den Kantonen und Gemeinden rund
280 Millionen. Es gibt natürlich keine Gewähr, dass der Ge-
winn so bleibt, es hängt von der Wirtschaftslage ab; aber an-
gesichts der heutigen Finanzlage der öffentlichen Hand
wäre der Wegfall solcher Erträge sehr schmerzlich und nicht
zu kompensieren. Ausserdem: Wenn sich die Unternehmun-
gen nicht mehr an der Erzielung von Gewinn und der Bil-
dung von Eigenkapital orientieren dürfen, schwächt man ihre
Finanz- und Wirtschaftskraft. Stellen Sie sich vor, wie zum
Beispiel Ruag oder Skyguide, die voll im Markt sind, ihre Exi-
stenz wahren sollten. Oder stellen Sie sich die Swisscom als
nichtgewinnorientierte Unternehmung ohne wesentliche Ei-
genmittel – und mit riesigem Investitionsbedarf – in einem
stark umkämpften Markt vor.
Noch ein Wort zum Service public: Wo es nötig ist, ist die öf-
fentliche Versorgung, also der Service public, geregelt, zum
Beispiel bei der Post im Postgesetz; auch beim öffentlichen
Verkehr kennen wir solche Regelungen – es funktioniert.
Also dürfen wir nicht anfangen, irgendwelche Türen für De-
tailregelungen zu öffnen. Die Schweiz verfügt heute über ei-
nen Service public, der bis in die hintersten Täler weitge-
hend funktioniert. Rufen wir keine Geister, die wir nicht mehr
loswerden! Wir von der SVP-Fraktion sehen keinen Anlass,
an den bisherigen Regelungen etwas zu ändern, und es
braucht auch keinen Gegenvorschlag zu dieser Initiative.
Unsere Fraktion wird diese Initiative aus Überzeugung zur
Ablehnung empfehlen. Wir sehen keinen Anlass, am heuti-
gen funktionierenden, marktgerechten System etwas zu än-
dern.

Hadorn Philipp (S, SO): Endlich steht eine Initiative zur De-
batte, welche den Service public stärken will! Leider wird die
Hoffnung rasch zerstreut. Im Frühling weigerte sich dieses
Parlament, überhaupt auf die Forderung einzutreten, die
Grundversorgung in der Verfassung sauber zu definieren –
eine leider verpasste Chance. Wäre das vorliegende Ge-
schäft nicht eine Volksinitiative, würden wir, in diesem Fall
meines Erachtens zu Recht, auf das Eintreten verzichten. 
Was wir brauchen in unserem Land, ist eine gesicherte
Grundversorgung und nicht eine Polemik über die Erarbei-
tung von Mitteln für Investitionen. Als Gewerkschafter bei der
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Gewerkschaft des Verkehrspersonals war ich auch wieder
mitbeteiligt an den Verhandlungen für einen neuen GAV mit
SBB und SBB Cargo im vergangenen Jahr. In schwierigen
Verhandlungen wurden schlussendlich akzeptable und ver-
tretbare Lösungen gefunden, sodass fristgerecht wieder ein
neuer GAV für die über 25 000 Angestellten in Kraft treten
konnte. Somit ist auch meine Interessenbindung bekanntge-
geben. Doch einige Hundert Mitarbeitende – es gilt eine Li-
mite von maximal 5 Prozent – sind nicht dem GAV unter-
stellt.
Inwieweit zu hohe oder gar exzessartig hohe Löhne gewährt
werden, lässt sich nicht so einfach beantworten. Die Höchst-
löhne der Spitze werfen im Vergleich zu den Löhnen bei den
Bundesspitzenbeamten allerdings berechtigte Fragen auf.
Die dürfen, sollen und müssen auch gestellt werden. Mit der
Volksinitiative «1:12 – Für gerechte Löhne» hätten wir be-
reits eine Vorlage gehabt, welche eine überfällige Mässi-
gung der Unersättlichen zur Folge gehabt hätte. Mit einer
Pflicht zu einem GAV für alle Angestellten bei den bundes-
nahen Betrieben könnte diese Problematik ebenfalls gelöst
werden.
Den bundesnahen Betrieben die Möglichkeit zu entziehen,
Gewinn zu erwirtschaften, wäre bei der gegenwärtigen Auf-
stellung dieser Betriebe nicht zielführend. Vielmehr würde
die Frage aufgeworfen, wer Investitionen und Entwicklungen
zu finanzieren hätte. Es war ja nicht gerade ein linkes Anlie-
gen, die Bundesbetriebe in spezialgesetzlichen Aktienge-
sellschaften zu organisieren. Die mehrheitlich verlangte Ei-
genwirtschaftlichkeit dient jedenfalls nicht dazu, diese Aktivi-
täten näher an die staatliche Brust bzw. in eine engere Füh-
rung zu nehmen.
Wollten wir eine Reintegration dieser Betriebe in den Bund
diskutieren, würde ich mich einer Diskussion sehr gerne
stellen. Was die Service-public-Betriebe und die Beschäftig-
ten jetzt brauchen, ist nicht weitere Verunsicherung, sondern
sind gesicherte Rahmenbedingungen. Das Bekenntnis zu
einem effizienten, gut organisierten und laufend zeitgemäss
weiterentwickelten Service public drückt sich nicht in einer
Zustimmung zur vorliegenden Initiative und schon gar nicht
im offenbar trendigen Bashing gegen unseren Staat und die
staatsnahen Betriebe aus. Die unpassenden Witze über an-
gebliche Eigenschaften früherer Beamter rufen auch kaum
noch Lacher hervor, da es hinlänglich bekannt ist, welche
Produktionssteigerung, Zunahme an Arbeitsdichte und
Stress, mit vielen Reorganisationen und Umstrukturierun-
gen, gerade auch von diesem Personal zu leisten, zu tragen
oder auch nur schon zu erdulden waren. 
Fakt ist, dass wir in unserem Land preiswerte staatliche und
staatsnahe Leistungen in guter Qualität und von dienstlei-
stungsorientierten, zuverlässigen und motivierten Angestell-
ten erhalten. Die einzelnen Ausnahmen bestätigen diese
Regel. Wir müssen bereit sein, diese Qualität und dieses
Angebot mit ausreichenden Mitteln zu finanzieren und auch
sicherzustellen. Unser Staat darf nicht mit unzähligen Spar-
aufträgen kaputtgespart werden. 
Die Initiative «pro Service public» weckt falsche Erwartun-
gen, welche diese Vorlage in keiner Art und Weise erfüllt.
Nutzen wir die echten Gelegenheiten zur Stärkung des Ser-
vice public. Das Gütertransportgesetz hätte uns vergangene
Woche die Gelegenheit zum Tatbeweis gegeben: definierte
Leistungen in die Grundversorgung aufnehmen, klare Verla-
gerungsziele definieren und die Eigenwirtschaftlichkeit als
Staatsaufgabe weglassen. Die Steuerzahlenden dieses Lan-
des sollen weiterhin Anspruch darauf haben, dass eine
Grundversorgung, ein Service public angeboten und sicher-
gestellt wird, und zwar ohne die Annahme dieser Initiative,
die faktisch eher ein Projekt contra als eines pro Service pu-
blic darstellt. 

Reynard Mathias (S, VS): Une initiative populaire en faveur
du service public, qui garantirait à la population suisse un
service public de qualité à prix abordable, voilà un projet qui
a de quoi séduire le syndicaliste que je suis. Toutefois, com-
me cela a été dit et répété à plusieurs reprises aujourd'hui
dans cette salle, le contenu de l'initiative n'a pas grand-

chose à voir avec son titre. En réalité, en cas d'acceptation
du texte par le peuple, les effets seraient négatifs pour l'en-
semble du service public.
Le texte de l'initiative ne demande pas de prix avantageux,
mais plutôt l'interdiction des subventionnements croisés, ce
qui serait tout simplement catastrophique pour le service pu-
blic. Concrètement, le service public repose sur le subven-
tionnement croisé. Le coût du réseau postal dans les vallées
latérales de mon canton, par exemple, est évidemment
beaucoup plus élevé qu'en ville de Genève. De même, les
grandes lignes des CFF soutiennent financièrement le trafic
régional de ma région ou du canton du Jura. La fin des sub-
ventionnements croisés, c'est en fait la fin de la solidarité ter-
ritoriale et donc la fin des prestations dans les régions péri-
phériques. En somme, la fin du service public.
L'initiative propose également d'interdire aux entreprises de
la Confédération de réaliser des profits. Cette proposition
empêcherait de fait toute politique d'innovation et détruirait le
dynamisme de nos entreprises en rendant impossible tout
investissement.
Enfin, un «oui» à l'initiative risquerait d'ouvrir la voie à une
vague de privatisations. Si l'on défend un service public de
qualité et accessible à tous, il faut recommander le rejet de
cette initiative.
Mais il serait trop facile de se contenter de balayer d'un re-
vers de main cette initiative populaire, qui soulève de vrais
problèmes.
Comment ne pas s'insurger contre la politique de la Poste,
qui ferme chaque année cent offices sans vraiment écouter
la population ni les communes? Le manque de transparence
et les méthodes utilisées ont de quoi choquer.
Comment ne pas remettre en question les constantes aug-
mentations des tarifs des CFF?
Comment ne pas s'étonner de certains choix récents de la
Poste: la suppression des livraisons à l'étage, l'abandon de
la livraison du courrier dans certaines régions isolées, l'im-
possibilité de joindre directement les offices de Poste par té-
léphone, le manque de réflexion sur le coût social de la digi-
talisation actuellement en cours, ou encore le projet d'exter-
nalisation du transport des envois postaux prévu par le
géant jaune?
Peut-on accepter les prix actuellement pratiqués en Suisse
dans la téléphonie mobile?
Peut-on accepter la politique du personnel des CFF, qui re-
nonce à de nouveaux engagements, au détriment de la qua-
lité et de la sécurité?
Doit-on regarder passivement la Poste se comporter comme
une multinationale lorsqu'elle sous-traite certains de ses ser-
vices au Vietnam?
Comment ne pas être choqué par les salaires des dirigeants
de ces entreprises et par les bénéfices record annoncés
alors que les prestations de ces entreprises se détériorent
dans le même temps?
La tendance est donc clairement à la détérioration des pres-
tations. De graves risques pèsent sur nos services publics
avec la volonté, déjà affichée par certains, de mettre fin rapi-
dement au monopole résiduel pour l'envoi des enveloppes
de moins de 50 grammes, mais aussi avec l'Accord sur le
commerce des services qui entraînerait, sans se soucier des
droits démocratiques, de larges privatisations.
Face à cette situation, nous devons certes recommander le
rejet de cette initiative populaire, mais cette réponse ne suffit
pas. Nous devons rapidement renforcer notre service public
et rappeler aux entreprises de la Confédération que leur ob-
jectif ne doit pas être la maximisation des profits, mais bien
le respect des objectifs stratégiques qui leur sont assignés
par la Confédération ainsi que le maintien d'un service pu-
blic de qualité et accessible à tous.

Graber Jean-Pierre (V, BE): Les auteurs de l'initiative popu-
laire «en faveur du service public» visent avant tout à éviter
le démantèlement du service public en Suisse, à améliorer
sa qualité et à réduire le prix des prestations pour les con-
sommateurs, en le soustrayant à tous les impératifs du mar-
ché. Cette intention est très louable. Les habitants de notre
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pays sont très attachés au service public, dans les régions
périphériques encore plus qu'ailleurs. L'initiative soumise à
notre appréciation répond aussi à une préoccupation de la
population, celle de devoir assister avec résignation à la sup-
pression d'offices postaux ou de liaisons ferroviaires peu fré-
quentées.
Il faut toutefois recommander le rejet de cette initiative pour
les principales raisons suivantes:
1. Le service public de notre pays figure parmi les meilleurs
au monde, quantitativement et qualitativement. Ainsi, notre
réseau ferroviaire est plus dense que tous les autres si l'on
tient compte de la topographie de notre pays. Malgré la fer-
meture parfois regrettable de certains bureaux de poste,
l'offre de prestations postales reste étendue en Suisse. Si
les prix des prestations du service public suisse sont certes
élevés en comparaison internationale, ils demeurent très
convenables si on les rapporte au pouvoir d'achat de la po-
pulation.
De longues études de l'Organisation de coopération et de
développement économiques ne sont pas nécessaires pour
se convaincre de la qualité de notre service public. Pour
cela, il suffit de se rendre dans des pays étrangers et d'en-
tendre les doléances des usagers au sujet de leur service
public.
2. Contrairement à ce que prétendent de trop nombreux
adeptes d'un service public global ossifié, les prestataires de
services publics suisses, tels que les CFF, la Poste ou
Swisscom, ne font pas ce qu'ils veulent. Ces entités sont ef-
fectivement devenues autonomes il y a une quinzaine d'an-
nées. Toutefois, la Confédération dispose de plus de 85 pour
cent des actions de la société anonyme de droit public que
sont les CFF; 51 pour cent des actions de Swisscom lui ap-
partiennent, 100 pour cent de celles de la Poste. La Confé-
dération reste donc le propriétaire principal des plus grands
prestataires suisses de services publics, devenus désormais
autonomes.
En sa qualité de propriétaire, la Confédération exerce une
influence certaine sur les grandes orientations des CFF, de
la Poste et de Swisscom au travers des objectifs straté-
giques qu'elle leur assigne, notamment au niveau des
tâches de ces entreprises.
3. La liberté opérationnelle dont jouissent aujourd'hui nos
anciennes régies fédérales leur a permis d'améliorer la qua-
lité de leurs prestations, de prendre en compte les impératifs
d'un marché qui transcende de plus en plus les frontières
nationales, de s'adapter rapidement aux possibilités offertes
par les avancées de la technologie, d'accroître leur capacité
d'innovation et de procéder aux investissements néces-
saires à leur pérennité. Il faut préserver les libertés béné-
fiques acquises par nos grands prestataires de services pu-
blics. L'acceptation de l'initiative entraverait clairement leur
faculté d'offrir à long terme des services publics de qualité.
4. L'interdiction pour les entreprises qui accomplissent des
tâches pour la Confédération de réaliser des profits priverait
ces dernières du seul indicateur possible de la rationalité et
de l'économicité de leurs activités. En outre, comme la Con-
fédération perçoit la partie la plus substantielle des béné-
fices de ces entreprises, la disparition de ces ressources fi-
nancières inciterait sans aucun doute le Conseil fédéral à
proposer soit des augmentations d'impôts pour combler ces
pertes soit des réductions des prestations publiques au
grand dam des partisans de l'initiative.
L'initiative populaire «en faveur du service public» semble
comporter de tels inconvénients qu'il ne s'est trouvé aucun
membre de la Commission des transports et des télécom-
munications de notre conseil pour la soutenir.
Il convient dès lors d'inviter au rejet de cette initiative sans
oublier que notre conseil, le 8 septembre dernier, a refusé,
par 110 voix contre 75, d'entrer en matière sur l'inscription
dans la Constitution d'une disposition constitutionnelle géné-
rale sur le service public.

Munz Martina (S, SH): «Gewinn privat, Verlust dem Staat» –
genau dieser Wind weht bei dieser Initiative. Das passt aber
irgendwie so gar nicht zum Geist der Initiantinnen und Initi-

anten. Sie kommen aus Konsumentenschutzkreisen, und
trotzdem wird ihre Initiative von den Organisationen der Kon-
sumenten und Konsumentinnen nicht unterstützt. Der Titel
tönt verheissungsvoll. Wer möchte nicht den Service public
stärken? Tatsächlich aber schadet die Initiative dem Service
public; fallen wir also nicht auf diesen verführerischen Titel
herein.
Gemäss dem Motto «Gewinn privat» wird dem Service pu-
blic verboten, Gewinne zu machen. Das ist vielleicht gut ge-
meint, doch wie soll ein Unternehmen ohne Gewinn erfolg-
reich wirtschaften können? Gewinn ist matchentscheidend.
Wie sonst sollen Ertragseinbrüche verkraftet, Risiken ge-
deckt und die dringenden Investitionen in neue Entwicklun-
gen und Technologien finanziert werden? Unser Service pu-
blic wurde aufwendig reformiert. Träge Staatsbetriebe haben
sich zu modernen Dienstleistungsunternehmen entwickelt.
Sie sind gut aufgestellt und dürfen mit dieser Initiative nicht
wieder in ihr altes Korsett geschnürt werden.
Schräg ist auch die Idee, keine Quersubventionierungen zu-
zulassen. Wie soll denn das funktionieren? Dieser Ausgleich
ist doch das Kernstück jeder Grundversorgung oder generell
des Service public. Die Grundversorgungskosten sind nun
einmal nicht überall gleich hoch. Ohne diesen Ausgleich
gäbe es bald eine Fünfliber-Marke für die A-Post – aber nur
für die teure Zustellung im Berggebiet. Die SBB wiederum
würden zu einer höchst kuriosen Preisgestaltung gezwun-
gen. Sie müssten die attraktivsten Verbindungen, also die
Tickets für die überfüllten Züge zwischen Bern und Zürich,
spottbillig anbieten. Gleichzeitig müssten Personen, die in
einem halbleeren Zug reisen, tief in die Tasche greifen.
Bei der Formulierung der Initiative wurde wohl kaum an eine
solch pingelige Auslegung des Textes gedacht. Aber wie
sollte das Verbot der Quersubventionierung sonst ausgelegt
werden? Die SRG generiert 70 Prozent aller Einnahmen in
der Deutschschweiz, eingesetzt werden sie da aber nicht
einmal zur Hälfte. Mit einem Fünftel respektive einem Drittel
der Gelder werden das Tessiner und das Westschweizer Ra-
dio und Fernsehen finanziert, die ohne diese Quersubventio-
nierung gar nicht überleben könnten.
Möglicherweise wurde bei dieser Initiative an den Personen-
verkehr gedacht, der den Güterverkehr nicht quersubventio-
nieren sollte. Allerdings sind gemäss der heute geltenden
Gesetzgebung Quersubventionierungen verboten, wenn da-
bei durch einen monopolistischen Grundversorger ein Ein-
griff in den Wettbewerb erfolgt.
Fazit: Verfassung und Gesetzgebung regeln den Service pu-
blic ausreichend. Der Schweizer Service public ist bezüglich
Qualität, Zuverlässigkeit, Erschliessung der Randregionen
und Pünktlichkeit weitgehend tadellos und sehr kunden-
freundlich.
Die Volksinitiative «pro Service public» ist ein Wolf im
Schafspelz. Sie schwächt den Service public, statt ihn zu
stärken. Empfehlen Sie sie zur Ablehnung – für einen star-
ken Service public.

Schwaab Jean Christophe (S, VD): Nous devons bien admet-
tre qu'il y a quelques menaces qui planent sur le service pu-
blic dans notre pays, je pense à la gabegie qu'on vit de plus
en plus souvent lorsque la Poste ferme ses offices sans tenir
compte de l'avis de la population concernée ou de ses auto-
rités. 
Des menaces planent sur le service public lorsque des ser-
vices du département de Madame la conseillère fédérale
Leuthard recommandent la privatisation de certains trans-
ports régionaux contre toute logique à la fois politique et
économique. Il y a aussi les nouvelles règles de la planifica-
tion hospitalière qui poussent à privatiser les hôpitaux pu-
blics, qui génèrent une concurrence entre les hôpitaux pri-
vés et les hôpitaux publics, une concurrence néfaste dont on
sait qu'elle engendre plutôt des coûts, à la fois pour les
contribuables et pour les assurés, ainsi qu'une forte pression
sur les conditions de travail. 
Mais il n'y a pas que les menaces actuelles, il y a les me-
naces futures: je pense aux accords de libre-échange qu'on
nous vend comme étant les instruments permettant d'ame-
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ner la croissance dans notre pays. Il y a par exemple l'ac-
cord TISA sur le commerce des services qui vise à consi-
dérer le service public et le monopole public comme des
entraves à l'importation, comme devant être supprimés et in-
terdits. Il y a aussi le traité dit transatlantique – TTIP ou
TAFTA, selon l'acronyme anglais qu'on choisira – qui se veut
la même chose que l'accord TISA mais en pire, car, en plus
de considérer le service public et les monopoles publics
comme des entraves à l'importation, cet accord, auquel cer-
tains dans cette salle aimeraient participer bien qu'il ne
concerne pour l'instant que les Etats-Unis et l'Union euro-
péenne, prévoit que des tribunaux arbitraux illégitimes pour-
ront déclarer que certaines règles nationales ne sont pas
conformes à l'intérêt de certaines multinationales. Ces
mêmes tribunaux arbitraux, qui siègent à huis clos et sans
possibilité de recours, condamneront les Etats à de lourdes
amendes. 
Oui, le service public doit être défendu! C'est un des élé-
ments importants du succès du modèle suisse, c'est un des
éléments importants de la cohésion nationale et de la redis-
tribution des richesses dans notre pays. Le service public a
pour objectif de fournir de bonnes prestations à bon prix,
dans tout le pays, dans toutes ses régions, et pour toutes les
classes de la population. 
L'initiative dont nous débattons aujourd'hui ne défend pas le
service public. Au contraire, elle le menace, et son intitulé
«en faveur du service public» constitue une grave tromperie
sur la marchandise.
Cette initiative populaire affaiblit le service public en interdi-
sant le subventionnement croisé alors que fournir aussi bien
des prestations rentables permettant de dégager des béné-
fices que d'autres prestations, notamment dans les régions
excentrées, génératrices de coûts, relève de l'essence
même du service public.
L'initiative affaiblit le service public lorsqu'elle demande d'in-
terdire les bénéfices. Il est vrai que le service public n'a pas,
par essence, à être rentable. Toutefois, lorsqu'il l'est, les bé-
néfices doivent être possibles afin de pouvoir investir – cela
a été dit –, mais aussi afin que les bénéfices soient redistri-
bués à l'ensemble de la population, c'est-à-dire aux vrais
propriétaires du service public que nous sommes toutes et
tous.
Je vous invite pour cette raison à recommander le rejet de
cette initiative.

Herzog Verena (V, TG): Umfragen über die Unzufriedenheit
von Konsumenten mit den Leistungen des Service public zu
machen ist einfach. Die Resultate richtig zu lesen ist schon
schwieriger. Daraus die richtigen Schlussfolgerungen zu zie-
hen ist für viele scheinbar nicht mehr möglich. Mit der Volks-
initiative «pro Service public» wird versucht, auf dem bisheri-
gen Liberalisierungspfad umzukehren und die betroffenen
bundesnahen Unternehmen wieder in die Verwaltungsstruk-
turen zurückzuführen. Dies zeigt die Forderung der Initian-
ten, die Lohnstrukturen für die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter dieser Unternehmen ausgerechnet mit jenen der
mustergültig marktfernen Bundesverwaltung abzugleichen.
Dabei weiss jeder, der sich mit marktwirtschaftlichen Mecha-
nismen auseinandergesetzt und diese begriffen hat, dass es
Staatsbetriebe und staatlich finanzierte Unternehmen unge-
mein schwer haben, gleichzeitig die heutigen Qualitäts- und
Preisstandards zu erfüllen.
Warum ist das so? Das Überleben von Staatsfirmen und von
vom Staat finanzierten Unternehmen hängt zu wenig von
deren Ausrichtung auf die Kundenbedürfnisse ab. Sie brau-
chen sich weit weniger als privatwirtschaftliche Unterneh-
men nach den Wünschen der Konsumenten zu richten. Egal
ob es den Kunden gefällt oder nicht, die staatlichen Mittel
fliessen ohnehin. Der Anreiz, im Wettbewerb mit Konkurren-
ten das beste oder günstigste Produkt anzubieten, um auf
dem Markt bestehen zu können, entfällt für Staatsbetriebe
eher. Die Folge davon sind zum Teil schwache oder überteu-
erte Produkte und Dienstleistungen. So wurden tatsächlich
seit 2001 schweizweit 50 Prozent, im Kanton Thurgau sogar
70 Prozent der Poststellen geschlossen – auch schon in

grösseren Gemeinden. Zuerst wurden die Öffnungszeiten
verkürzt, und anschliessend wurde die logischerweise
schlechtere Kundenfrequenz zum Anlass genommen, die
Poststellen zu schliessen. So geht das natürlich nicht: Immer
höhere Preise und weniger Leistung. Insofern verstehe ich
das Anliegen der Initianten.
Meine Folgerung ist: Dem Staat sind so wenig Aufgaben wie
nur möglich zu übertragen, wenn wir qualitativ gute Produkte
oder Dienstleistungen zu guten Preisen haben möchten. Die
Absicht der Initianten, Qualitätsprobleme mit den von ihnen
aufgestellten Forderungen zu lösen, wird die Qualitätspro-
bleme verstärken. Anstatt die Betriebe, welche völlig unter-
schiedlichen Marktbedingungen und Regulationen ausge-
setzt sind, möglichst weit aus dem staatlich privilegierten
Service-public-Gärtchen herauszuführen und sie dem freien
Wettbewerb auszusetzen, fordert man eine stärkere Ein-
schränkung der Betriebe und der vom Staat gesetzlich Be-
auftragten.
Im Markt stehende Unternehmen müssen aber wettbe-
werbsfähige Löhne zahlen können. Auch brauchen sie Ge-
winne für Investitionen, damit sie Leistungen effizient und
marktgerecht erbringen können. Die Initiative will das verhin-
dern. 
Für die gute Absicht, mehr Transparenz zu schaffen und die
Quersubventionierung zwischen Grundversorgung und
Wettbewerbsbereichen einzudämmen, braucht es diese In-
itiative nicht, denn die betroffenen Betriebe haben sich ganz
unterschiedlichen Herausforderungen zu stellen. Es ist ver-
gleichbar mit einem Mehrgangmenü, bei dem jeder Gang
gezielt entwickelt und verfeinert werden muss, um gute Qua-
lität zu erreichen. Stattdessen macht die Initiative einen un-
geniessbaren Vorschriften-Eintopf, in welchem sich von der
Vorspeise bis zum Dessert gleich alles verarbeitet findet. Wir
sollten besser den betroffenen Unternehmen die Freiheit ge-
ben, ihre Qualitätsprobleme marktgerecht selbst zu lösen.
Wir sollten endlich den Mut haben, den Service public für je-
den Bereich individuell zu definieren und damit Sicherheit zu
schaffen, als ihn im verwalteten, leistungsfeindlichen Eintopf
schmoren zu lassen. 
Ich empfehle die Initiative zur Ablehnung.

Heim Bea (S, SO): Lassen Sie mich zuerst meine Interes-
senbindungen offenlegen. Ich bin Präsidentin der Interes-
sengemeinschaft öffentlicher Verkehr Schweiz und Mitglied
von SEV und Syndicom. Ich bin also eine engagierte Vertre-
terin des Service public, aber ich bin keine Verfechterin die-
ser Initiative.
Man kann sagen, die Initiantinnen und Initianten aus dem
Umfeld der Konsumentenzeitschriften hätten eigentlich mit
dem Anliegen ihrer Initiative ein gutes Näschen bewiesen,
aber leider – ich sage ausdrücklich: leider – hatten sie bei
der Formulierung ihres Volksbegehrens ein schlechtes
Händchen. Eine Umsetzung derselben – wir haben es jetzt
des Öfteren gehört – würde den Service public nicht stärken,
sondern ihn im Gegenteil schwächen, und das wollen wir
nicht. Wir wollen eine Stärkung und nicht eine Schwächung
des Service public, wie er mit dieser Initiative drohen würde;
denn unsere Bundesunternehmen sind so etwas wie die
DNA der Schweiz. Sie geben rund 100 000 Menschen Arbeit
und Brot und setzen jährlich rund 30 Milliarden Franken um.
Sie leisten einen nicht zu unterschätzenden Beitrag zum Zu-
sammenhalt unseres Landes, indem sie Dienstleistungen
auf dem Land wie auch in städtischen Zentren flächen-
deckend garantieren. Entsprechend wichtig sind die Bun-
desbetriebe im Leben der Schweizerinnen und Schweizer,
und entsprechend engagiert beschäftigen sich diese mit
dem Wirken von Post, SBB usw.
Viele ärgern sich aber auch, wenn ihnen am Postschalter bei
der Abgabe eines Briefs noch ein Handyabo, eine Versiche-
rung oder – noch schlimmer – irgendein Plüschhund aufge-
schwatzt werden soll und gleichzeitig angeblich unrentable
Poststellen geschlossen werden. Viele, auch ich, nehmen
besorgt zur Kenntnis, wenn bei steigenden Dienstleistungs-
preisen Mitarbeitende zu externen Billiganbietern abgescho-
ben werden sollen wie jetzt gerade bei der Post die Lastwa-
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genfahrerinnen und -fahrer. Schweizerinnen und Schweizer
fragen sich auch besorgt, wie sich der stetig wachsende
Stellen- und Lohndruck bei den SBB auf die Sicherheit – bis-
her war das Niveau hervorragend – unserer Bahn auswirkt.
Aber all diese Probleme löst diese Initiative nicht, sie ver-
schärft sie. 
Meine Bedenken will ich an drei Beispielen aufzeigen; das
erste Stichwort ist «Gewinnverbot». Auf den ersten Blick
scheint die Forderung fast einleuchtend: Warum sollen Be-
triebe, die dem Gemeinwohl dienen, Gewinne erwirtschaften
müssen? Wenn man aber genauer hinschaut, zeigt sich,
dass ein solches Gewinnverbot die öffentlichen Institutionen
schwächen, ja sogar gefährden würde. Wie etwa soll die
Swisscom die enormen Investitionen in Zukunftstechnolo-
gien finanzieren, wenn sie keine Gewinne machen darf?
Ähnliches gilt für die Post mit ihrem breiten Aufgabenbereich
und auch für die SBB.
Das zweite Stichwort ist «Abgrenzung der Grundversor-
gung». Wenn ich die bürgerliche Mehrheit in diesem Saal
betrachte, so weiss ich, dass ich ihr die Definition der Grund-
versorgung sicher nicht überlassen will. Da ist es mir doch
wesentlich wohler, wenn die Verantwortlichen der Service-
public-Betriebe entscheiden, was im wahren Interesse unse-
rer schweizerischen Versorgungssicherheit und im Interesse
ihrer Unternehmen ist. 
Ich bin nicht naiv und sehe und kritisiere die Lohnexzesse,
die leider auch in staatsnahen Betrieben vorkommen. Als die
Chefs der Bundesbetriebe, wie es damals hiess, noch Gene-
raldirektoren waren und noch nicht CEO, funktionierte auch
noch die soziale Kontrolle für den Fall, dass einer der Chefs
abheben wollte.
Das dritte Stichwort ist «Quersubventionierung». Die neoli-
berale Welle der vergangenen Jahrzehnte hat dazu ge-
führt – neben vielen anderen Übeln –, dass der Begriff
«Quersubventionierung» mittlerweile fast so unanständig ist
wie «Geld verbrennen». Dabei ist die Quersubventionierung
eigentlich eine Raison d'être des Service public. 
Aus all diesen Überlegungen bitte ich Sie als engagierte Ver-
fechterin eines starken, leistungsfähigen und innovativen
Service public, Nein zu sagen zu dieser Initiative!

Fridez Pierre-Alain (S, JU): La dénomination de cette initia-
tive populaire sonne bien: «en faveur du service public».
Lorsque l'on est socialiste, attaché à un service public fort et
à la pérennité du service universel, on ne peut qu'éprouver
un sentiment d'adhésion à l'égard d'une telle initiative, dépo-
sée par des milieux de défense des consommatrices et des
consommateurs. Surtout qu'à son alinéa 2, le texte de l'ini-
tiative réclame – j'adapte le passage pour plus de clarté –
que la Confédération veille à ce que les salaires et les hono-
raires versés aux collaborateurs des entreprises telles que la
Poste, Swisscom ou les CFF ne soient pas supérieurs à
ceux versés aux collaborateurs de l'administration fédérale.
Excellent, la fin des excès choquants! On peut juste regret-
ter que le texte ne réclame pas que les bas salaires dans les
entreprises susmentionnées soient également alignés, et
donc pas inférieurs aux salaires pratiqués dans l'administra-
tion fédérale. Mais cela n'est pas un hasard, le but de l'initia-
tive semblant simplement être la recherche d'une baisse des
coûts, à tout prix, pour satisfaire le consommateur. Pour
cela, pas d'hésitation pour les initiants, il faut réduire les dé-
penses par tous les bouts: taille dans les hauts salaires, pas
de recherche de bénéfice à tout prix, pas d'objectif fiscal –
donc pas d'impôt versé à la Confédération –, pas de subven-
tionnement croisé au profit d'autres secteurs en difficulté. En
résumé, fournir des prestations aux prix les plus bas, dans la
transparence, au profit des consommateurs. Mais avec
quelles conséquences?
On lit dans le message du Conseil fédéral, aux pages 3678
et 3679, qu'«il existe dans le secteur du service universel dif-
férentes formes délibérées de subventionnement croisé au
sein même des entreprises» et que, en ce qui concerne les
CFF, «les lignes rentables du réseau grandes lignes fi-
nancent par croisement les lignes déficitaires». Le subven-
tionnement croisé est le moyen sans doute le plus important

de garantir le service universel. Le syndicat du personnel
des transports, par le biais d'un communiqué de presse, ne
dit pas autre chose lorsqu'il argumente que «vouloir interdire
aux grandes entreprises d'infrastructure de réaliser des bé-
néfices pouvant servir à subventionner ainsi leurs secteurs
moins rentables affaiblit les entreprises. Cela entraîne finale-
ment la diminution de prestations, la privatisation de do-
maines rentables et le délaissement des régions périphé-
riques.»
Cette initiative représente une menace pour la pérennité des
anciennes grandes régies fédérales. Que deviendraient les
transports publics ou les services postaux dans les régions
périphériques, régions pour lesquelles le service public et le
service universel sont une priorité? Je vous rappelle que je
représente le canton du Jura, canton dans lequel existe une
très grande sensibilité à cette problématique.
L'initiative ne semble viser que les coûts les plus bas pour
favoriser à court terme les consommateurs, au prix de la dé-
gradation, à moyen terme, de la qualité de l'offre en termes
de service public.
Cette initiative, au final, est contre-productive et je vous in-
vite à recommander son rejet.

Buttet Yannick (CE, VS): La Suisse bénéficie d'un service
public parmi les plus efficaces de la planète. Il a fait durant
de nombreuses décennies la fierté de chaque Suissesse et
de chaque Suisse. A l'heure où les prestations de l'Etat sont
vues par certains comme de simples biens de consomma-
tion, nous nous devons de rappeler leur importance.
En effet, dans un pays comme le nôtre, le service public ne
permet pas seulement de bénéficier de possibilités de se
déplacer, de payer ses factures ou de communiquer. Il per-
met surtout de maintenir un lien fort entre les diverses com-
munautés de notre pays. En offrant des services accep-
tables à Zurich surtout et en Valais parfois, le service public
doit pouvoir remplir, encore et toujours, son rôle de ciment
confédéral.
Plutôt que de laisser le service public péricliter, nous avons
la responsabilité non seulement de maintenir, mais aussi de
renforcer le lien entre plaine et montagne, entre ville et cam-
pagne. Il n'est pas acceptable que nous générions de l'ex-
clusion, que ce soit, par exemple, dans les transports en
commun, dans le service postal ou dans l'accès à la fibre
optique. Ces domaines sont ceux que nous voulons renfor-
cer pour assurer la prospérité future de la Suisse. Il convient
donc d'assurer des services de qualité pour l'ensemble des
régions du pays pour que chaque habitant puisse bénéficier
pleinement du bien-être à l'avenir. Il en va de la solidarité
confédérale et, au final, de l'avenir d'un esprit suisse qui a
fait le succès de notre pays jusqu'à aujourd'hui.
L'initiative populaire «en faveur du service public» a pour but
de soutenir cet état de fait, mais au final elle le met en dan-
ger. En effet, en générant des pertes de plusieurs centaines
de millions, et ce même par le service de base, l'initiative va
affaiblir les performances et la compétitivité du service pu-
blic, le mettant ainsi dans une situation délicate.
Je vous encourage donc à recommander au peuple et aux
cantons de rejeter la présente initiative, qui est mal pensée,
tout en attendant de vous que vous souteniez sincèrement
et tangiblement un service public de qualité pour l'ensemble
de notre pays.

Nidegger Yves (V, GE): Les signatures de cette initiative pour
un service public ont été récoltées sans doute avec un très
beau sentiment, celui de la nostalgie. Avant, c'était mieux,
avant c'étaient les années 1990. Et c'est vrai que c'était
mieux, parce qu'en 1990 et les années qui ont suivi, nous
avions tous vingt ans de moins, ce qui est déjà non négli-
geable, les trains arrivaient toujours à l'heure, le courrier
coûtait moins cher et le facteur, cet être prestigieux, fiable,
qui tissait du lien social sur son vélo à longueur de journée,
est dans toutes les mémoires comme la madeleine de
Proust lorsqu'elle est entre nos dents.
Le deuxième sentiment légitime évoqué par cette récolte de
signatures doit être la vigilance toujours nécessaire face à la
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Confédération avide de taxes, qui doit être tenue à l'oeil
parce que tous les moyens sont bons pour remplir les
caisses de l'Etat et que les citoyens ont le droit de s'autodé-
fendre.
Le problème, c'est qu'une fois la madeleine de Proust ava-
lée, les moyens proposés, soit l'interdiction des subvention-
nements croisés, arrivent à des fins contraires. Le subven-
tionnement croisé c'est ce qui permet à un service universel
d'être universel et soutenable financièrement, si on l'interdit
soit le service va cesser d'être universel soit il va générer
des pertes obligatoires qu'il faudra combler par l'impôt, et on
arrivera à l'opposé d'un des objectifs des initiants, à savoir
éviter que l'Etat ne nous fasse les poches par trop d'impôts,
ceux-ci devant augmenter.
Et puis autre méthode: si l'on devait contrôler le salaire des
épiciers de village, qui aujourd'hui ont remplacé les bura-
listes là où ils ont disparu, pour s'assurer que les quelques
secondes utilisées à vider la boîte chaque jour ne soient pas
rémunérées à un tarif horaire supérieur au tarif des fonction-
naires de la Confédération, cela conduirait à quelque chose
d'à la fois mesquin et de totalement impraticable.
En résumé, cette initiative aboutirait à moins d'efficacité,
plus d'impôts et moins de libertés; ce pourrait être une initia-
tive socialiste, et pourtant même le Parti socialiste n'en veut
pas, il faut donc en recommander le rejet, ce dont je vous re-
mercie.

Friedl Claudia (S, SG): Ich hätte eigentlich nie gedacht, dass
ich mich einmal gegen eine Vorlage einsetzen würde, die mit
«pro Service public» überschrieben ist. Aber bei dieser In-
itiative muss ich das tun. Der Inhalt hält nicht, was der Titel
verspricht. Das beginnt bereits bei der Begrifflichkeit: Ser-
vice public ist weit mehr als Post, Swisscom und SBB, auf
welche die Initiative abzielt. Service public umfasst Leistun-
gen der Grundversorgung, die allen Personen in allen Lan-
desgegenden zur Verfügung gestellt werden und verlässlich,
dauerhaft und erschwinglich sein müssen.
Ein starker Service public ist wichtig. Die Initiative «pro Ser-
vice public» der Konsumentenzeitschriften geht jedoch in die
falsche Richtung. Wie bereits verschiedene Vorrednerinnen
und Vorredner schätze auch ich die Wirkung als kontrapro-
duktiv für einen starken Service public ein. Im Folgenden will
ich auf zwei Punkte eingehen, welche diese Initiative beson-
ders problematisch machen.
Erstens verbietet die Initiative den bundesnahen Betrieben,
Gewinn zu erwirtschaften. Sie verbietet damit den drei gros-
sen Infrastrukturunternehmen, mit Gewinnen intern die we-
niger profitablen Bereiche zu subventionieren – also wirklich
etwas, was Service public auch ausmacht – und schwächt
damit vor allem das Angebot für die Randgebiete. Wollen wir
das? Ich glaube nicht. Es wird damit aber auch verboten,
Reserven zu bilden. Die Betriebe sind nicht mehr in der
Lage, Rückstellungen für Investitionszwecke zu tätigen; dies
in Infrastrukturbereichen, in denen Innovation und eben In-
vestitionen überlebensnotwendig sind, gerade auch, weil es
sich um halbprivatisierte Wirtschaftsbereiche handelt. Auch
Rückstellungen für wirtschaftlich schwierigere Zeiten sind
nicht mehr möglich. Das gefährdet nicht nur das Angebot,
sondern auch die Arbeitsplätze.
Zweitens hat die Initiative beträchtliche Auswirkungen auf
die Bundesfinanzen. Das Gewinnverbot würde sich auch auf
die Gewinnausschüttung an den Bund auswirken. Post und
Swisscom haben im letzten Jahr 780 Millionen Franken Ge-
winn an den Bund abgeliefert. 
Dieses Geld würde in der Bundeskasse fehlen – und was
das heisst, wissen wir ja alle sehr genau. Es käme zu Steue-
rerhöhungen oder zu einer nächsten Sparrunde. Es ist nicht
ersichtlich, warum der Bund aus diesen rentablen Bereichen
keine Gewinne abholen sollte, hat er – und damit die ganze
Bevölkerung – ja doch einiges investiert, als diese Unterneh-
men aufgebaut wurden.
Die Initiative ist entstanden, weil man sich über Servicemän-
gel bei diesen drei grossen Unternehmen geärgert hat. Sich
darüber zu ärgern ist legitim, das tue ich manchmal auch.
Aber mit der Initiative wird keine einzige Poststelle länger er-

halten bleiben, es wird auch keine Bahntoilette sauberer
sein, und kein Arbeitsplatz bleibt länger bestehen.
Der einzige positive Aspekt an der Initiative ist die Forderung
nach fairen Löhnen. Dieser Punkt wird von mir und der SP-
Fraktion unterstützt. Da sind wir auch bereit, nach Lösungen
zu suchen. Wir haben auch schon Vorschläge im Rat, auf
der parlamentarischen Seite also, eingebracht und werden
uns auch weiter dafür einsetzen.
Alles in allem überwiegen die negativen Punkte deutlich. Die
Initiative würde dem Service public schaden. Ein starker
Service public ist aber ein wichtiger Standortvorteil für un-
sere Unternehmen.
Deshalb bitte ich Sie, die Initiative trotz ihres verführerischen
Titels zur Ablehnung zu empfehlen.

Binder Max (V, ZH): Ich mag mich noch sehr gut an die De-
batten von 1998 und 1999 erinnern, als es darum ging, die
bundesnahen Unternehmen wie Post und SBB mit der PTT-
und der Bahnreform in die sogenannte unternehmerische
Freiheit zu entlassen. Ich mag mich auch sehr gut erinnern,
welche Horrorszenarien damals an die Wand gemalt wur-
den: Alles geht verloren, die Grundversorgung ist weg, kein
Service public mehr. Was haben wir heute, fast zwanzig
Jahre später? Wir haben einen gutfunktionierenden Service
public auf allen Ebenen. Das Angebot hat sich durchaus ver-
ändert – das gebe ich gerne zu –, aber es ist der Nachfrage
angepasst.
Wer hat denn die Leistungen weniger in Anspruch genom-
men? Wer verschickt massiv weniger Briefe, massiv weniger
Pakete per Post? Wer benützte in der Vergangenheit die
kleinen Bahnhöfe weniger? Es sind die Gleichen, die den
Dorfladen nicht mehr benützen und damit den Dorfladen
eben schliessen. Nicht Migros, Coop, Landi oder Volg
schliessen einen Laden, sondern die Kunden, die das Ange-
bot nicht mehr nutzen. Genau gleich sind es die Kunden und
die Bevölkerung, die den Service public nicht mehr im glei-
chen Ausmass in Anspruch nehmen wie früher. Dies hat
dazu geführt, dass die Unternehmen ihr Angebot geändert
haben – in ihrer unternehmerischen Freiheit, die ja auch an
Kriterien, an Auflagen des Eigentümers gebunden ist. Der
Bund ist bei der Post und bei den SBB immer noch zu
100 Prozent Eigentümer, bei der Swisscom ist er es mit et-
was über 50 Prozent. Der Bund hat immer noch das Sagen.
Am Verhalten der Kunden, eigentlich an der Wurzel des Pro-
blems, ändert diese Initiative rein gar nichts.
Bei den Unternehmen des Service public wird die Post mei-
stens an erster Stelle genannt. Ich muss es zugeben: Ich
habe mich auch schon geärgert, wenn eine Poststelle ge-
schlossen wurde. Es werden nicht nur Poststellen in abgele-
genen Gebieten geschlossen; es werden auch Poststellen in
stark bevölkerten Gebieten geschlossen, nämlich dort, wo
sie von den Kunden nicht mehr genutzt werden. Aber Unter-
nehmen wie die Post haben Alternativen angeboten, und
zwar Alternativen, bei denen ich heute von der Bevölkerung
höre, dass sie das bessere Angebot sind als eine Poststelle,
die nur einige Stunden pro Tag oder sogar nur an gewissen
Tagen in der Woche geöffnet ist.
Was will denn die Initiative? Sie will zum Teil Dienstleistun-
gen, die nicht kostendeckend sind, will gleichzeitig aber
keine Quersubventionierung. Diese Initiative enthält also Wi-
dersprüche in sich selber. Sie will Löhne festlegen. Dazu
muss ich einfach sagen: Da haben die Initianten vergessen,
dass die Swisscom an der Börse ist. Das ist eine andere Un-
ternehmung als die Post oder die SBB, die zu 100 Prozent –
nicht börsenkotiert sind – dem Bund gehören. Wir können
auch sagen, dass Swisscom ein sehr erfolgreiches Unter-
nehmen ist. Wenn Sie schauen, welche Dienstleistungen
heute viel weniger kosten als früher, dann stellen Sie fest:
Das ist bemerkenswert und eine grosse Errungenschaft. Es
ist die Folge des Entscheides, den wir damals – bei der
Swisscom war es einige Jahre später – beim Fernmeldege-
setz getroffen haben.
Wenn Sie dieser Initiative zustimmen, dann ist jede Flexibili-
tät weg, der Service public stagniert. Die Initiative ist rück-
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wärtsgerichtet. Deshalb: Sagen Sie Nein zur Initiative und Ja
zu einem starken Service public!
Jetzt habe ich aber noch eine Frage an Frau Bundesrätin
Leuthard: Heute lese ich in der «Südostschweiz»: «Swiss-
com macht Anrufe nach Eritrea und Syrien kostenlos.»
Swisscom will in den Monaten September und Oktober
diese Anrufe kostenlos machen und für diese Anrufe auch
die Roaminggebühren erlassen. Da muss ich schon fragen,
Frau Bundesrätin: Gehört das zum Service public? Muss
das der Schweizer Kunde bezahlen? 

Schläfli Urs (CE, SO): So klein unser Land auch sein mag,
kulturell und topografisch ist es sehr heterogen. Diese Ei-
genschaft stellt für unsere Grundversorgung täglich eine
grosse Herausforderung dar. Die abgelegenen Gebiete wol-
len die Postzustellung, die für den Stadtbewohner als selbst-
verständlich gilt, gesichert haben. Dasselbe gilt für alle an-
deren Dienstleistungen der Grundversorger, auch wenn
natürlich jeweils die Verhältnismässigkeit gewahrt werden
muss.
Ich denke, dass die Initianten genau diese Absicht hatten.
Das denkt man zumindest, wenn man den Titel liest. Mit
dem vorliegenden Text jedoch könnte genau das Gegenteil
eintreffen. Quersubventionierungen, wie sie der Text verbie-
ten will, ermöglichen gerade die Grundversorgung in abgele-
genen Gebieten zu vernünftigen Tarifen. Das Beispiel der
Post zeigt deutlich, dass die rentablen Poststellen die wenig
rentablen mitfinanzieren. Dank diesem Mechanismus kann
die Postzustellung in allen Gegenden der Schweiz zum glei-
chen Tarif erfolgen. Wir wollen, dass der Briefversand in Zü-
rich gleich viel kostet wie im hintersten Tal und dass er für
alle bezahlbar bleibt. Ohne diese Quersubventionierung
wäre dies nur schwer möglich, oder er müsste mit Bundes-
geldern subventioniert werden. Und das wollen wir letztlich
nicht.
Auch für die Kohäsion unseres Landes brauchen wir einen
flächendeckenden und funktionierenden Service public,
auch wenn er etwas kostet. Das muss es uns wert sein. Die
Frage, was wir für Ansprüche an diese Unternehmen der
Grundversorgung stellen und welche Erwartungen wir ha-
ben, sei aber erlaubt. Wir fordern viel und erhalten auch viel.
Im internationalen Vergleich sind unsere Betriebe an vorder-
ster Stelle punkto Qualität, Zuverlässigkeit und Pünktlichkeit.
Dies soll so bleiben, aber dafür braucht es keinen weiteren
Verfassungsartikel.
Unser System ermöglicht es jederzeit, allfällige Lücken zu
schliessen oder notwendige partielle Verbesserungen in der
Grundversorgung zu erreichen. Dazu müssen wir den Unter-
nehmen aber auch den notwendigen Spielraum lassen. Und
diesen Spielraum gewähren wir ihnen, indem sie Gewinn
machen können und sogar sollen. Weiterentwicklung und
Anpassungen an neue Technologien und die entsprechen-
den Investitionen dazu können nur sichergestellt werden,
wenn die finanziellen Mittel vorhanden sind.
Der Initiativtext will das jedoch weitgehend verbieten. Damit
würde die Innovationskraft deutlich geschwächt, was sich
auf den Service public negativ auswirken würde. Letztlich
wären die Betriebe in ihrer Existenz gefährdet, da sie sich
täglich mit der Konkurrenz messen müssen. Über 100 000
Menschen sind bei diesen Grundversorgern beschäftigt und
erwirtschaften gegen 30 Milliarden Franken Umsatz. Wir alle
wissen, dass die Grundversorger ihre sozialen Pflichten ge-
genüber ihrer Belegschaft erfüllen. Es ist also allgemein von
hohem volkswirtschaftlichem Interesse, dass diese Betriebe
für die Zukunft gut aufgestellt sind. Lassen wir ihnen den nö-
tigen Freiraum.
Diese Initiative ist mit ihrem Wortlaut falsch, auch wenn die
Idee dahinter richtig ist. Wir haben heute einen qualitativ gu-
ten und flächendeckenden Service public. Gefährden wir ihn
nicht unnötig, empfehlen wir diese Initiative deshalb zur Ab-
lehnung.

Kiener Nellen Margret (S, BE): Guter Rat ist teuer. Das sag-
ten sich wohl die Initiantinnen und Initianten, als sie die
Volksinitiative mit dem trügerischen Titel «Pro Service pu-

blic» lancierten und sich dabei mit niemandem aus der politi-
schen Welt, mit niemandem aus der Wirtschaft, mit nieman-
dem aus den Gewerkschaften und mit niemandem aus den
durch die Initiative betroffenen Unternehmungen abspra-
chen.
Im ersten Passus ihres Verfassungsartikels sehen die Initi-
antinnen und Initianten ein Gewinnverbot vor; dazu wurde
vieles gesagt, ich will nicht alles wiederholen. Ein Gewinn-
verbot schadet einer zeitgemässen und garantierten Grund-
versorgung natürlich ebenso wie das im selben Passus vor-
gesehene Quersubventionierungsverbot. Ein Gewinn- und
ein Quersubventionierungsverbot sind geradezu eine Absur-
dität für eine Unternehmung wie die Swisscom, welche da-
durch gar keine Rückstellungen und keine Reserven mehr
bilden und nicht mehr in neue Technologien investieren
könnte. Die ehemaligen Bundesbetriebe wurden ja vor noch
nicht allzu langer Zeit liberalisiert, privatisiert und den Markt-
kräften ausgesetzt. Es wäre absurd, sie jetzt mit einem sol-
chen Gewinn- und Quersubventionierungsverbot zu strangu-
lieren, während jede Aktiengesellschaft tun und lassen kann,
was sie will.
Geradezu verheerend wäre das Quersubventionierungsver-
bot beim öffentlichen Verkehr, ist es doch gerade das Wesen
eines guten und flächendeckenden Service public, dass die
Versorgung gewisser Regionen wie etwa der Bergregionen
durch die hochrentablen Linien zwischen den Städten mitfi-
nanziert werden kann. Dasselbe gilt für die Post: Sie muss
ihre Gewinne für die Gewährleistung der Grundversorgung
einsetzen können. Das Verbot der Quersubventionierung
würde hier wie dort nichts anderes als einen Abbau bedeu-
ten. Ein Abbau muss unter allen Umständen verhindert wer-
den. Die Liberalisierung der ehemaligen Bundesbetriebe hat
die Möglichkeiten sogenannter Quersubventionierungen oh-
nehin bereits extrem und damit zu sehr eingeschränkt.
Die Forderung in Absatz 2 nach fairen Löhnen könnte auf
den ersten Blick ja noch positiv gewertet werden, doch sind
gerade diese ehemaligen Bundesbetriebe keineswegs Bei-
spiele für Unternehmen mit unverschämten Kaderlöhnen.
Da gäbe es andernorts gesetzgeberischen Handlungsbe-
darf. Ich verweise auf die Explosion der hohen Löhne im
Pharma-, im Chemie-, im Bankensektor; dort, wo sich die
Kluft zwischen den Lohnkategorien in den letzten Jahren
massiv vergrössert hat, wo die Löhne in den höchsten Eta-
gen – die vor allem von Männern bevölkert sind – auch auf
Kosten der mittleren und tiefen Löhne zugenommen haben.
Dort besteht Handlungsbedarf, dort sollte man handeln, um
das Auseinanderklaffen der Löhne und Einkommen in unse-
rem Land zu verhindern. Dort besteht auch ein zusätzlicher
Besteuerungsbedarf. Ich denke an die Boni-Steuer, die wir
von unserer Seite schon lange und weiterhin fordern, um im
Bereich der höchsten Einkommen – garniert und dekoriert
mit Boni – dem Gebot der Besteuerungsgerechtigkeit nach-
zukommen, um dem Prinzip der Besteuerung nach der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit gerecht zu werden, das un-
sere Bundesverfassung hochhält. 
Wir lehnen die Volksinitiative «pro Service public» also ab.
Ich ersuche Sie, die Initiative ebenfalls zur Ablehnung zu
empfehlen, weil sie eine Mogelpackung ist und ganz genau
das Gegenteil dessen bewirken würde, was sie verspricht. 
Noch ein Element zu den Löhnen: Den Hauptregelungsbe-
darf haben wir im Bereich der Lohngleichheit zwischen Frau
und Mann; diese wird hier drinnen ein Hauptthema der näch-
sten Legislatur sein müssen.

Glättli Balthasar (G, ZH): Wir haben es gehört, beim Service
public ist nicht alles Gold, was glänzt. Aber wir wissen auch,
und gerade jene, die nicht im Zentrum der grössten Städte
wohnen, wissen es: Unser Service public ist immer noch ein
wichtiger Faktor für die Lebensqualität in unserer Schweiz,
und zwar im ganzen Land. Man lässt die Alpen nicht einfach
verganden und die Bergdörfer allein auf sich gestellt, son-
dern lebt den Zusammenhalt und ist als Städter eben auch
bereit, etwas dazuzuzahlen, damit die Post auch in den
Bergdörfern noch ausgetragen wird. 
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Der Service public sei in Gefahr, die Qualität schlecht, mo-
nieren die Initianten. Ja, der Service public ist in Gefahr,
aber durch diese Initiative! Das haben wir nun des Langen
und Breiten gehört, denn gerade Quersubventionierungen
geben uns die Möglichkeit, im ganzen Land eine Grundver-
sorgung aufrechtzuerhalten. Aber der Service public ist noch
viel stärker in Gefahr durch etwas, was die Initianten völlig
ausblenden. Wenn man heute den Service public schützen
will, muss man gegen das internationale Tisa-Abkommen
über den Handel mit Dienstleistungen kämpfen. Dann muss
man dagegen kämpfen, dass hinter verschlossenen Türen
Abkommen ausgehandelt werden, die unsere politischen
Gestaltungsmöglichkeiten bezüglich der Zukunft des Service
public schlicht und einfach aushebeln. Man spricht davon,
die Schweiz – sie hat ein Verhandlungsmandat – lasse da
nichts anbrennen, alles, was heute Service public sei, sei
auf diesen Listen aufgeführt. Das hat auch der Bundesrat in
seinen Antworten auf verschiedene Fragen der Grünen im-
mer wieder betont. Ich muss Ihnen sagen: Wenn wir dieses
Tisa-Abkommen unterzeichnen, dann unterzeichnen wir ei-
nen Status quo. Das heisst, man hat die Möglichkeit, eine
Negativliste zu erstellen mit Diensten der öffentlichen Hand,
die nicht privatisiert werden sollen.
Aber alle anderen Dienste – alles, was neu erfunden wird, all
das, was beispielsweise die Swisscom als innovatives Unter-
nehmen oder was die Post an neuen Dienstleistungen erfin-
den, gestalten und nach den bewährten Mechanismen des
Service public allen, die in der Schweiz leben, zur Verfügung
stellen möchten –, all das ist dann eben dem Wettbewerb,
dem Markt unterstellt. Diese Initiative ist nicht nur brandge-
fährlich, weil sie den Service public schwächt, statt ihn zu
stärken, sondern auch, weil sie versucht, die Leute glauben
zu machen, dass wir die Zukunft des Service public sichern
würden, wenn wir die Löhne einiger Kader bei der Swisscom
und bei der Post kürzen würden. Damit blendet sie aus, dass
unser bewährter Service public heute durch ganz andere
Machenschaften bedroht ist, und zwar in einer Art und
Weise, wie das leider die meisten in der Schweiz und auch
sehr viele hier in diesem Parlament noch gar nicht wahrge-
nommen haben.
Kämpfen wir dafür, dass der Service public das bleibt, was
er ist und was dieser Initiative einen gefährlich guten Namen
gibt. Kämpfen wir für das Zusammenstehen, für die be-
währte Art und Weise, gemeinsam allen Menschen in dieser
Schweiz eine gute Grundversorgung zu sichern. Kämpfen
wir gegen diese Rattenfänger, die uns mit einem allzu schö-
nen Titel das Gegenteil dessen einbrocken wollen, was sie
uns zu verkaufen vorgeben!
Wir Grünen sagen überzeugt Nein zu dieser Initiative. Ein
Nein zu dieser Initiative ist ein Ja zum Service public. Wir sa-
gen aber auch überzeugt Nein zu allen Versuchen, unseren
bewährten Service public via internationale Abkommen aus-
zuhebeln.

Leuthard Doris, Bundesrätin: Es kommt in diesem Saal sehr,
sehr selten vor, dass man sich von rechts bis links einig ist
und alle eine Volksinitiative ablehnen. Ich bin natürlich dank-
bar für diese klare Haltung des Nationalrates wie des Stän-
derates. Ich denke, Sie tun auch gut daran, vor der Volksab-
stimmung mit ebensolcher Vehemenz die Ablehnung der
Initiative zu propagieren.
Der Bundesrat ist selbstverständlich auch der Ansicht, dass
unsere Bevölkerung über einen guten, bezahlbaren und flä-
chendeckenden Service public verfügen soll. Wir denken
auch, dass wir über diesen Service verfügen. Die Dienstlei-
stungen unserer Unternehmen in diesem Bereich sind zu-
verlässig; sie werden in hoher Qualität und mit steigender
Effizienz erbracht. Ebenso ist die Versorgung aller Landes-
teile gewährleistet.
Wenn es dann allerdings um Details geht, ist die Erwartung
in Bezug auf die Frage, was Bestandteil des Service public
ist, sehr unterschiedlich. Ich möchte daran erinnern: Heute
haben sich alle für den Wettbewerb ausgesprochen und
auch dafür, dass sich die Unternehmen im Wettbewerb be-
währen und Gewinn erwirtschaften sollen. Ich erinnere aber

auch daran, dass wir schnell auch wieder Vorstösse und
Fragen von Ihnen haben, wenn die Post auch im Verkauf ak-
tiv ist: Ja, muss jetzt jede Poststelle das lokale Gewerbe kon-
kurrenzieren? Sie haben heute Nachmittag auch gefragt: Ist
es jetzt sinnvoll und richtig, dass sich die Swisscom neu
auch im Werbemarketing beschäftigt? Wir kommen also im-
mer wieder in Bereiche, in denen der Service public disku-
tiert wird. Es geht im Einzelfall auch darum, dass Sie sich als
Gesetzgeber und wir uns auf Ebene der Verordnung oder
mit den Leistungsverträgen immer wieder Gedanken ma-
chen über die Erwartungen unserer Bevölkerung und über
die Veränderungen, mit denen sich unsere Unternehmen
beschäftigen müssen.
Die Kundenbedürfnisse ändern sich, es wurde von einigen
gesagt. Nehmen Sie die Post: Die Post hat im Bereich der
Briefe laufend sinkende Margen. Allein im ersten Halbjahr
2015 war es erneut ein Mengenrückgang von 0,7 Prozent.
Das muss ja irgendwo aufgefangen werden.
Poststellen schliessen wir nicht einfach so. Wir haben im Ge-
setz und in der Verordnung definiert, wie schnell man Zu-
gang zu einer Post- und wie schnell man Zugang zu einer
Postfinancestelle, also zur Grundversorgung mit Zahlungs-
leistungen, haben muss. Wenn diese Bedingungen nicht
mehr erfüllt sind, bauen wir den Service nicht ab; er wird
dann halt anders als mit einer Poststelle erbracht, nämlich
mit einer Agentur. Dasselbe stellen wir natürlich auch bei
den SBB oder bei der Swisscom fest.
Die drei Unternehmen haben sich massiv gewandelt, und
sie werden das auch weiterhin tun, weil sie auf technologi-
sche Veränderungen und auf die veränderten Kundenbe-
dürfnisse reagieren müssen. Sie sind in den vergangenen
Jahren gewachsen, sodass sie heute über 100 000 Mitarbei-
ter beschäftigen; sie erwirtschaften 5 Prozent unseres Brut-
toinlandprodukts. Die drei Grossen tragen somit auch eine
riesige Verantwortung als Unternehmen. Sie sind soziale Ar-
beitgeber. Durch ihre Gesamtarbeitsverträge zahlen sie ge-
rade auch im unteren Segment weit attraktivere Löhne als
Unternehmen in der Privatwirtschaft. Das ist gewollt, denn
sie sollen vorbildlich sein.
Die Post kann nur deshalb so gute Erträge ausweisen, weil
Postfinance in den letzten Jahren zur Cashcow geworden ist
und zu einem namhaften Teil zum guten Ergebnis beiträgt,
währenddem andere Bereiche, dies gilt gerade für den Post-
stellenbereich, für Postlogistics und für Postauto, immer
schauen müssen, dass sie in die schwarzen Zahlen kom-
men. Es ist deshalb wichtig, dass sich das Unternehmen als
Konzern versteht und immer wieder nach Synergien sucht,
damit es den Service erbringen kann.
Die SBB, das wissen Sie, stehen in einem sehr schwierigen
Umfeld, etwa im Bereich Güterverkehr, indem es für SBB
Cargo gerade mit den tiefen Dieselpreisen schwierig sein
wird, eine schwarze Zahl zu erwirtschaften; das ist in diesem
Umfeld sehr schwierig. Insofern müssen wir immer wieder
schauen, dass sich die SBB, etwa mit Erträgen aus dem
Fernverkehr, gut positionieren können.
Sie kennen die Problematik des regionalen Personenver-
kehrs: Er hat in den letzten Jahren zugenommen und wird
weiter zunehmen, er ist für die Versorgung aller Landesteile
sehr wichtig, aber das Bahnunternehmen darf in diesem Be-
reich nichts verdienen, Bund und Kantone gelten lediglich
die Kosten ab. Geld verdient man im Fernverkehr. Insofern
findet auch in diesem Bereich eine Quersubventionierung
statt. Wenn wir keine solche Quersubventionierung hätten,
wäre gerade der regionale Personenverkehr weit teurer, als
er es heute ist. Es wurde richtig gesagt: Die rentable Strecke
von Genf nach Zürich würde günstiger, und regionale Bahn-
strecken würden tendenziell teurer. Die Idee des Service pu-
blic ist aber eben genau die, dass zum Beispiel eine Brief-
marke überall gleich viel kostet; ob Sie den Brief fünf oder
fünfzig Kilometer weit befördern lassen, spielt keine Rolle.
Ob Sie einen Kilometer auf einer hochrentablen oder auf ei-
ner defizitären Strecke zurücklegen, spielt keine Rolle. Das
Grundverständnis ist: Es braucht Zugang zu diesen Service-
leistungen für die Bevölkerung in allen Landesteilen.
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Dasselbe haben wir bei der Swisscom, wenn auch in ganz
anderer Art als bei der Post und bei den SBB. Ohne
Swisscom hätten Sie in der SAC-Hütte im Sommer wohl kei-
nen Hochbreitbandnetzanschluss gehabt und nicht kommu-
nizieren können. Wir haben auch da eine exzellente Infra-
struktur, die eben auch erwirtschaftet werden muss, mit
stetigen Gewinnen, die man dann wieder investiert – gerade,
um die Anforderungen an den Service public laufend zu er-
höhen und der Bevölkerung einen Vorteil zu verschaffen.
Ich möchte auch nochmals betonen, was die Folge der Initia-
tive wäre, die verlangt, dass der Bund im Bereich der Grund-
versorgung keine fiskalischen Interessen verfolgt. Post, SBB
und Swisscom haben auf den Gewinnen des Geschäftsjah-
res 2014 insgesamt 500 Millionen Franken an Ertragssteu-
ern bezahlt. Ohne Gewinn gibt es auch keinen Steuerertrag.
Ein solcher aber kommt den Kantonen und dem Bund zu-
gute – nebst der Gewinnausschüttung; im vergangenen Jahr
waren es 780 Millionen Franken. Gesamthaft würden also
wohl 1,3 Milliarden Franken fehlen, welche heute dem Bund
und den Kantonen zufliessen. Mit dem Initiativtext wäre nicht
klar, was an Gewinnen überhaupt noch erlaubt wäre und
was nicht.
Die Situation ist klar die, dass die Initiative, auch wegen all
der mangelhaften Formulierungen, zu Schwierigkeiten füh-
ren würde. Der Bundesrat ist zudem überzeugt, dass wir
heute einen hervorragenden Service public haben. Man
kann sich selbstverständlich über einzelne Dienstleistungen
ärgern; das ist aber eine operative Frage und nicht eine
strukturelle, schon gar nicht eine strategische. Aufgrund der
guten Positionierung unserer Unternehmen, ihrer guten Lei-
stungen für die Bevölkerung und der Tatsache, dass sie Gott
sei Dank Gewinne erzielen, sind wir zum Schluss gekom-
men, dass bei dieser Volksinitiative nicht einmal ein Gegen-
vorschlag nötig ist. Aus unserer Sicht gibt es hier effektiv kei-
nen gesetzgeberischen Handlungsbedarf.
Die GPK und die FK prüfen jährlich die erbrachten Leistun-
gen. Sie überprüfen auch die Einhaltung des Leistungsauf-
trages des Eigners an die Unternehmen. Sie führen sowohl
mit dem Management als auch mit dem Verwaltungsratsprä-
sidenten eine Diskussion. Das ist die richtige Antwort des
Eigners, um stetig zu prüfen, wo sich die Unternehmen ver-
bessern können, was die Erwartung der Politik und der Be-
völkerung an die Unternehmen ist, und um auch inskünftig
über einen guten, bezahlbaren und flächendeckenden Ser-
vice public zu verfügen.
Ich bitte Sie daher, dann auch im Abstimmungskampf mit
der gleichen Überzeugung für die Ablehnung dieser Initiative
einzutreten.
Ich komme noch zur Frage von Herrn Nationalrat Binder, die
ich nicht vergessen habe: Ich erfahre heute von Ihnen, dass
die Swisscom eine solche Aktion lanciert. Auch hier, Herr
Nationalrat, gilt wieder: Man kann getrost über Sinn und Un-
sinn solcher Aktionen diskutieren; diese Aktion ist aber im
Bereich der operativen Selbstständigkeit des Unterneh-
mens. Der Eigner hat dazu nichts zu sagen. Ich glaube auch
nicht, dass das Sache der Politik ist. Es ist vielmehr ein Un-
ternehmensentscheid. Wenn die Swisscom in Bezug auf
diese Flüchtlingssituation einen Beitrag leisten will, darf sie
das tun. Er wird sicher nicht zulasten des Service public ge-
hen, sondern allenfalls den Ertrag der Swisscom, sofern das
relevant ist, ein wenig schmälern. Ich kann derzeit nicht sa-
gen, was diese Aktion kostet, ich nehme aber nicht an, dass
die Kosten in Bezug auf die Millionengewinne, welche die
Swisscom auch dieses Jahr erwirtschaften wird, signifikant
wären. Ich denke, es ist eine Beteiligung des Unternehmens
aus Solidarität und somit ein Entscheid, den ich nicht zu kri-
tisieren habe.

Fluri Kurt (RL, SO), für die Kommission: Sie haben es gehört,
und ich möchte auch die Initiantinnen und Initianten bitten,
das zur Kenntnis zu nehmen: Heute Nachmittag haben sich
alle Sprecherinnen und Sprecher unisono gegen die Initia-
tive ausgesprochen. Aber alle Sprecherinnen und Sprecher
zeigten sich auch als Anhänger eines starken Service pu-

blic. Der heutige Nachmittag war ein einziges Bekenntnis
zum Service public. Mehr kann man wahrlich nicht erwarten.
Wir wissen, dass wir in letzter Zeit des Öfteren Initiativen zu
diskutieren hatten, mit dem Ziel, Zeichen in die eine oder an-
dere Richtung zu setzen. Die Initiantinnen und Initianten
müssen zur Kenntnis nehmen, dass heute Nachmittag nie-
mand bereit war, die Zeichen ihrer Initiative aufzunehmen
und weiterzuentwickeln. Die Initiantinnen und Initianten müs-
sen zur Kenntnis nehmen, dass niemand, keine Partei, kein
Verband und auch keine Gewerkschaft, ihre Zeichen aufneh-
men will. Ihre Vorstellungen eines Service public sind defini-
tiv nicht diejenigen des Parlamentes. Nach dem Ständerat
werden auch wir nun ohne Abstimmung, da kein anderer An-
trag gestellt wird, die Initiative zur Ablehnung empfehlen.
Dieser Umstand sollte die Initiantinnen und Initianten doch
zur Abwägung der Frage bringen, ob die Initiative wirklich
zur Abstimmung gebracht werden muss.

Eintreten ist obligatorisch
L'entrée en matière est acquise de plein droit

Bundesbeschluss über die Volksinitiative «pro Service
public»
Arrêté fédéral relatif à l'initiative populaire «en faveur du
service public»

Detailberatung – Discussion par article

Titel und Ingress, Art. 1, 2
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Titre et préambule, art. 1, 2
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen – Adopté

Le président (Rossini Stéphane, président): Comme l'en-
trée en matière est acquise de plein droit, il n'y a pas de vote
sur l'ensemble. L'objet est ainsi prêt pour le vote final. 

15.3382

Motion UREK-NR.
CO2-Kompensation im Ausland.
Änderung des CO2-Gesetzes
Motion CEATE-CN.
Compensation de CO2 à l'étranger.
Modification de la loi sur le CO2

Nationalrat/Conseil national 14.09.15 

Antrag der Mehrheit
Annahme der Motion

Antrag der Minderheit
(Nordmann, Badran Jacqueline, Bertschy, Chopard-Acklin,
Girod, Jans, Nussbaumer, Semadeni, Thorens Goumaz)
Ablehnung der Motion

Proposition de la majorité
Adopter la motion

Proposition de la minorité
(Nordmann, Badran Jacqueline, Bertschy, Chopard-Acklin,
Girod, Jans, Nussbaumer, Semadeni, Thorens Goumaz)
Rejeter la motion
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Code pénal suisse (Dispositions pénales incriminant la
corruption)

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 14.035/1095)
Für Annahme des Entwurfes ... 38 Stimmen
Dagegen ... 5 Stimmen
(0 Enthaltungen)

14.036

Gütertransportgesetz.
Totalrevision
Loi sur le transport de marchandises.
Révision totale

Schlussabstimmung – Vote final
Nationalrat/Conseil national 19.03.15 (Erstrat – Premier Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 04.06.15 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 10.09.15 (Differenzen – Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 21.09.15 (Differenzen – Divergences) 
Nationalrat/Conseil national 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 

1. Bundesgesetz über den Gütertransport durch Bahn-
und Schifffahrtsunternehmen
1. Loi fédérale sur le transport de marchandises par des
entreprises de chemin de fer ou de navigation

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 14.036/1096)
Für Annahme des Entwurfes ... 43 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(0 Enthaltungen)

14.038

Pro Service public.
Volksinitiative
En faveur du service public.
Initiative populaire

Schlussabstimmung – Vote final
Botschaft des Bundesrates 14.05.14 (BBl 2014 3805) 
Message du Conseil fédéral 14.05.14 (FF 2014 3667) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.14 (Erstrat – Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 14.09.15 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative «pro Service
public»
Arrêté fédéral relatif à l'initiative populaire «en faveur du
service public»

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 14.038/1097)
Für Annahme des Entwurfes ... 43 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(0 Enthaltungen)

14.059

Bundesgesetz
über den zivilen Ersatzdienst.
Änderung
Loi sur le service civil.
Modification

Schlussabstimmung – Vote final
Nationalrat/Conseil national 05.05.15 (Erstrat – Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 05.05.15 (Fortsetzung – Suite) 
Ständerat/Conseil des Etats 09.09.15 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 15.09.15 (Differenzen – Divergences) 
Nationalrat/Conseil national 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Ständerat/Conseil des Etats 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Bundesgesetz über den zivilen Ersatzdienst
Loi fédérale sur le service civil

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 14.059/1098)
Für Annahme des Entwurfes ... 39 Stimmen
Dagegen ... 4 Stimmen
(0 Enthaltungen)

14.063

Asylgesetz. Neustrukturierung
des Asylbereichs
Loi sur l'asile. Restructuration
du domaine de l'asile

Schlussabstimmung – Vote final
Ständerat/Conseil des Etats 15.06.15 (Erstrat – Premier Conseil)
Nationalrat/Conseil national 09.09.15 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 09.09.15 (Fortsetzung – Suite) 
Nationalrat/Conseil national 09.09.15 (Fortsetzung – Suite) 
Ständerat/Conseil des Etats 22.09.15 (Differenzen – Divergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Nationalrat/Conseil national 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Asylgesetz
Loi sur l'asile

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 14.063/1099)
Für Annahme des Entwurfes ... 35 Stimmen
Dagegen ... 5 Stimmen
(3 Enthaltungen)
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14.038

Pro Service public.
Volksinitiative
En faveur du service public.
Initiative populaire

Schlussabstimmung – Vote final
Botschaft des Bundesrates 14.05.14 (BBl 2014 3805) 
Message du Conseil fédéral 14.05.14 (FF 2014 3667) 
Ständerat/Conseil des Etats 25.09.14 (Erstrat – Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 14.09.15 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Nationalrat/Conseil national 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative «pro Service
public»
Arrêté fédéral relatif à l'initiative populaire «en faveur du
service public»

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 14.038/12 580)
Für Annahme des Entwurfes ... 196 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(0 Enthaltungen)

14.059

Bundesgesetz
über den zivilen Ersatzdienst.
Änderung
Loi sur le service civil.
Modification

Schlussabstimmung – Vote final
Nationalrat/Conseil national 05.05.15 (Erstrat – Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 05.05.15 (Fortsetzung – Suite) 
Ständerat/Conseil des Etats 09.09.15 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 15.09.15 (Differenzen – Divergences) 
Nationalrat/Conseil national 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Ständerat/Conseil des Etats 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Bundesgesetz über den zivilen Ersatzdienst
Loi fédérale sur le service civil

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 14.059/12 581)
Für Annahme des Entwurfes ... 135 Stimmen
Dagegen ... 57 Stimmen
(4 Enthaltungen)

14.063

Asylgesetz. Neustrukturierung
des Asylbereichs
Loi sur l'asile. Restructuration
du domaine de l'asile

Schlussabstimmung – Vote final
Ständerat/Conseil des Etats 15.06.15 (Erstrat – Premier Conseil)

Nationalrat/Conseil national 09.09.15 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 09.09.15 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 09.09.15 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 22.09.15 (Differenzen – Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 25.09.15 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Amstutz Adrian (V, BE): Die vorliegende, gegen den Willen
der SVP-Fraktion beschlossene Revision ist eine in diesem
Bereich typische «Tun als ob»-Aktionsübung. Damit wird
Land und Leuten Sand in die Augen gestreut. Deshalb wird
die SVP das Referendum gegen diese Gesetzesrevision er-
greifen. 
Statt die verantwortliche Bundespräsidentin über noch kla-
rere gesetzliche Vorgaben zum sofortigen Handeln zu zwin-
gen, statt sie zu zwingen, das zu tun, was sie heute schon
tun könnte und auch tun müsste, installieren wir mit den Gra-
tisanwälten neue Anreize, die Schweiz als Zielland zu
wählen. Es wird Rekurse und hohe Kosten ohne Wirkung
geben – eine weitere Stufe der organisierten Unverantwort-
lichkeit in diesem Bereich. Mit dem neugeschaffenen Plan-
genehmigungsverfahren und den Enteignungsmöglichkei-
ten werden Bürgerinnen und Bürger, Gemeinden und
Kantone regelrecht geknechtet. Ja, Sie können schon den
Kopf schütteln auf der linken Seite. Landkauf, Enteignungs-
verfahren – ich gebe Ihnen ein Beispiel. Antragsteller für den
Landkauf: das EJPD. Verhandlungsführer: das EJPD. Er-
mächtigungsstelle für die Enteignung: das EJPD. Einspra-
che- und Beschwerdeinstanz: das EJPD. Entscheide über
die Enteignung: das EJPD. Genau gleich im Planungs- und
Baubewilligungsverfahren. Antrag um Baugesuch: das
EJPD. Verfahrensleitung: das EJPD. Einsprache- und Be-
schwerdestelle: das EJPD. Entscheid über Einsprachen: das
EJPD. Bauentscheid: das EJPD. So funktionieren totalitäre
Staaten, nicht die Schweiz. (Teilweiser Beifall)

Quadranti Rosmarie (BD, ZH):  Als Fraktionssprecherin stellte
ich mir bei der Debatte die Frage, ob man nicht besser
schweigen sollte. Die BDP-Fraktion hat sich bei der eintägi-
gen Debatte zu diesem Thema dann fürs Reden entschie-
den. Jetzt sollte man tatsächlich schweigen, muss aber re-
den, weil es Strömungen gibt, die nicht schweigen wollen.
Man wird den Verdacht nicht los, dass diese Strömungen
sehnsüchtig auf Flüchtlingsströme in die und durch die
Schweiz warten – möglichst noch vor den Wahlen –, um
dann die Fremdenfeindlichkeit weiter zu schüren und den
Menschen in diesem Land weiter Angst zu machen. Deshalb
müssen wir schon wieder sprechen, darüber, dass wir mit
unserer Asylpolitik auf einem guten, gangbaren Weg sind.
Das Asylgesetz wurde verschärft und trägt die Handschrift
der bürgerlichen Parteien. Die Bundespräsidentin macht vie-
les richtig, rüttelt die Menschen in diesem Land wach, wirbt
im Inneren für Verständnis für die aussergewöhnliche Lage
dieser Menschen und sorgt dafür, dass sie später, wenn im-
mer möglich, auch wieder zurückgehen können. Natürlich
soll man davor warnen dürfen, dass Migration für unser Land
auch zu einer Belastung werden kann. Vergessen wir aber
nie: Hinter Flüchtlingen verbergen sich Menschen – Men-
schen, die sich vor allem in etwas von uns hier unterschei-
den: Ihre Start- und Lebensbedingungen sind unendlich viel
schlechter als unsere. 
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Geschäft / Objet:
14.038-1 Pro Service public. Volksinitiative

Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pro Service public»
En faveur du service public. Initiative populaire
Arrêté fédéral relatif à l’initiative populaire «En faveur du service public»
A favore del servizio pubblico. Iniziativa popolare
Decreto federale concernente l’iniziativa popolare «A favore del servizio pubblico»

Gegenstand / Objet du vote: Vote final
Abstimmung vom / Vote du: 25.09.2015 08:53:05

Abate Fabio + TI Hefti Thomas + GL
Altherr Hans + AR Hess Hans + OW
Baumann Isidor + UR Hösli Werner + GL
Berberat Didier + NE Imoberdorf René + VS
Bieri Peter + ZG Janiak Claude + BL
Bischof Pirmin E SO Keller-Sutter Karin + SG
Bischofberger Ivo + AI Kuprecht Alex + SZ
Bruderer Wyss Pascale + AG Levrat Christian + FR
Comte Raphaël + NE Lombardi Filippo + TI
Cramer Robert + GE Luginbühl Werner + BE
Diener Lenz Verena + ZH Maury Pasquier Liliane + GE
Eberle Roland 0 TG Minder Thomas + SH
Eder Joachim + ZG Niederberger Paul + NW
Egerszegi-Obrist Christine + AG Rechsteiner Paul + SG
Engler Stefan + GR Recordon Luc + VD
Fetz Anita + BS Savary Géraldine + VD
Föhn Peter + SZ Schmid Martin + GR
Fournier Jean-René + VS Schwaller Urs + FR
Germann Hannes + SH Seydoux-Christe Anne + JU
Graber Konrad + LU Stadler Markus + UR
Gutzwiller Felix + ZH Stöckli Hans + BE
Häberli-Koller Brigitte + TG Theiler Georges + LU
Hêche Claude P JU Zanetti Roberto + SO

Legende Tot.
+ Ja / oui / si 43
- Nein / non / no 0
= Enth. / abst. / ast. 0
E Enschuldigt gem. Art. 44a Abs. 6 GRS / excusé sel. art. 44a al. 6 RCE / scusato se. art. 44a cpv. 6 RCS 1
0 Hat nicht teilgenommen / n’a pas participé au vote / non ha partecipato al voto 1
P Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part au vote / La/il

presidente non participa al voto
1

Bedeutung Ja / Signification du oui: Adopter l'arrêté fédérale
Bedeutung Nein / Signification du non: Rejet

14.038-1 Ref. 1097

STÄNDERAT CONSEIL DES ETATS
Abstimmungsprotokoll Procès-verbal de vote

STÄNDERAT, Elektronisches Abstimmungssystem CONSEIL DES ETATS, système de vote électronique
25.09.2015 08:53:27 identif. : 25.09.2015 08:53:05 Ref. : Erfassung-Nr. : 1097
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25.09.2015 09:50:59Abstimmung vom / Vote du:

Vote final
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 12580

Pro Service public. Volksinitiative: Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pro Service public»
En faveur du service public. Initiative populaire: Arrêté fédéral relatif à l’initiative populaire «En faveur du service public»

14.038-1

Fraktion / Groupe / Gruppo GL CE BD G RL S V Tot.

+ Ja / oui / si 12 31 8 15 30 45 55 196
- Nein / non / no 0 0 0 0 0 0 0 0
= Enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 0
E Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1
0 Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 2 2
P Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas + V BE Français + RL VD Knecht + V AG Reynard + S VS
Aebischer Matthias + S BE Frehner + V BS Landolt + BD GL Rickli Natalie + V ZH
Aeschi Thomas + V ZG Freysinger + V VS Lehmann + CE BS Riklin Kathy + CE ZH
Allemann + S BE Fridez + S JU Leuenberger-Genève + G GE Rime + V FR
Amarelle + S VD Friedl + S SG Leutenegger Oberholzer + S BL Ritter + CE SG
Amaudruz + V GE Galladé + S ZH Lohr + CE TG Romano + CE TI
Amherd + CE VS Gasche + BD BE Lüscher + RL GE Rossini P S VS
Amstutz + V BE Gasser + GL GR Lustenberger + CE LU Rösti + V BE
Badran Jacqueline + S ZH Geissbühler + V BE Mahrer + G GE Ruiz Rebecca + S VD
Barazzone + CE GE Germanier + RL VS Maier Thomas + GL ZH Rusconi + V TI
Bäumle + GL ZH Giezendanner + V AG Maire Jacques-André + S NE Rutz Gregor + V ZH
Bernasconi + S GE Gilli + G SG Markwalder + RL BE Rytz Regula + G BE
Bertschy + GL BE Girod + G ZH Marra + S VD Schelbert + G LU
Binder + V ZH Glanzmann + CE LU Masshardt + S BE Schenker Silvia + S BS
Birrer-Heimo + S LU Glättli + G ZH Matter + V ZH Schibli + V ZH
Böhni + GL TG Gmür + CE SZ Meier-Schatz + CE SG Schilliger + RL LU
Borer + V SO Golay + V GE Merlini + RL TI Schläfli + CE SO
Bortoluzzi + V ZH Gössi + RL SZ Miesch + V BL Schmid-Federer + CE ZH
Bourgeois + RL FR Graber Jean-Pierre + V BE Monnard + RL NE Schneeberger + RL BL
Brand + V GR Graf Maya + G BL Moret + RL VD Schneider Schüttel + S FR
Brunner + V SG Graf-Litscher + S TG Mörgeli + V ZH Schneider-Schneiter + CE BL
Büchel Roland + V SG Grin + V VD Moser + GL ZH Schwaab + S VD
Büchler Jakob + CE SG Gross Andreas + S ZH Müller Geri + G AG Schwander + V SZ
Bugnon + V VD Grossen Jürg + GL BE Müller Leo + CE LU Semadeni + S GR
Bulliard + CE FR Grunder + BD BE Müller Philipp + RL AG Siegenthaler + BD BE
Buttet + CE VS Gschwind + CE JU Müller Thomas + V SG Sommaruga Carlo + S GE
Candinas + CE GR Guhl + BD AG Müller Walter + RL SG Stahl + V ZH
Carobbio Guscetti + S TI Gysi + S SG Müller-Altermatt + CE SO Stamm + V AG
Caroni + RL AR Hadorn + S SO Munz + S SH Steiert + S FR
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Müri + V LU Stolz + RL BS
Chevalley + GL VD Häsler + G BE Naef + S ZH Streiff + CE BE
Chopard-Acklin + S AG Hassler + BD GR Neirynck + CE VD Thorens Goumaz + G VD
Clottu + V NE Hausammann + V TG Nidegger + V GE Tornare + S GE
Darbellay + CE VS Heer + V ZH Nordmann + S VD Trede + G BE
de Buman + CE FR Heim + S SO Noser + RL ZH Tschäppät + S BE
de Courten + V BL Herzog + V TG Nussbaumer + S BL Tschümperlin + S SZ
Derder + RL VD Hess Lorenz E BD BE Pantani + V TI van Singer + G VD
Egloff + V ZH Hiltpold + RL GE Pardini + S BE Veillon + V VD
Eichenberger + RL AG Huber + RL UR Parmelin + V VD Vischer Daniel + G ZH
Estermann + V LU Humbel + CE AG Perrinjaquet + RL NE Vitali + RL LU
Fässler Daniel + CE AI Hurter Thomas + V SH Pezzatti + RL ZG Vogler + CE OW
Fehr Hans + V ZH Ingold + CE ZH Pfister Gerhard + CE ZG von Siebenthal + V BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Pieren + V BE Voruz + S VD
Feller + RL VD Joder 0 V BE Piller Carrard + S FR Walter + V TG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Portmann + RL ZH Walti Beat + RL ZH
Fiala + RL ZH Jositsch + S ZH Quadranti + BD ZH Wasserfallen + RL BE
Fischer Roland + GL LU Keller Peter + V NW Quadri + V TI Weibel + GL ZH
Flach + GL AG Kessler + GL SG Regazzi + CE TI Wermuth + S AG
Flückiger Sylvia + V AG Kiener Nellen + S BE Reimann Lukas 0 V SG Winkler + BD ZH
Fluri + RL SO Killer Hans + V AG Reimann Maximilian + V AG Wobmann + V SO

Ref.: (Erfassung) Nr: 12580Identif.: 49.20 / 25.09.2015 09:50:5925.09.2015 09:51:22 /14
Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Rejeter le projet qui recommande de rejeter l'initiative populaireBedeutung Nein / Signification du non:
Adopter le projet qui recommande de rejeter l'initiative populaireBedeutung Ja / Signification du oui:
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2013-3071 7129 

Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative «Pro Service public» 

vom 25. September 2015 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundesverfassung1, 
nach Prüfung der am 30. Mai 20132 eingereichten Volksinitiative 
«Pro Service public», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 14. Mai 20143, 

beschliesst: 

Art. 1 
1 Die Volksinitiative vom 30. Mai 2013 «Pro Service public» ist gültig und wird 
Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet. 
2 Sie lautet: 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 43b Grundsätze für Leistungen der Grundversorgung durch den Bund 
1 Im Bereich der Grundversorgung strebt der Bund nicht nach Gewinn, verzichtet 
auf die Quersubventionierung anderer Verwaltungsbereiche und verfolgt keine fis-
kalischen Interessen. 
2 Die Grundsätze nach Absatz 1 gelten sinngemäss auch für Unternehmen, die im 
Bereich der Grundversorgung des Bundes einen gesetzlichen Auftrag haben oder 
vom Bund durch Mehrheitsbeteiligung direkt oder indirekt kontrolliert werden. Der 
Bund sorgt dafür, dass die Löhne und Honorare der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter dieser Unternehmen nicht über denjenigen der Bundesverwaltung liegen. 
3 Das Gesetz regelt die Einzelheiten; insbesondere grenzt es die Grundversorgungs-
leistungen von den übrigen Leistungen ab und stellt sicher, dass Transparenz über 
die Kosten der Grundversorgung und die Verwendung der entsprechenden Ein-
nahmen besteht. 

  

  
1 SR 101 
2 BBl 2013 4841 
3 BBl 2014 3805 
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Volksinitiative «Pro Service public». BB 

7130 

Art. 2 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

Ständerat, 25. September 2015 

Der Präsident: Claude Hêche 
Die Sekretärin: Martina Buol 

Nationalrat, 25. September 2015 

Der Präsident: Stéphane Rossini 
Der Sekretär: Pierre-Hervé Freléchoz
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2013-3071 6515 

Arrêté fédéral 
relatif à l’initiative populaire  
«En faveur du service public» 

du 25 septembre 2015 

 
L’Assemblée fédérale de la Confédération suisse, 
vu l’art. 139, al. 5, de la Constitution1, 
vu l’initiative populaire «En faveur du service public» déposée le 30 mai 20132, 
vu le message du Conseil fédéral du 14 mai 20143, 

arrête: 

Art. 1 
1 L’initiative populaire du 30 mai 2013 «En faveur du service public» est valable et 
sera soumise au vote du peuple et des cantons. 
2 Elle a la teneur suivante: 

La Constitution est modifiée comme suit: 

Art. 43b Principes applicables aux prestations de base fournies 
par la Confédération 

1 Dans le domaine des prestations de base, la Confédération ne vise pas de but 
lucratif, ne procède à aucun subventionnement croisé au profit d’autres secteurs de 
l’administration et ne poursuit pas d’objectif fiscal. 
2 Les principes définis à l’al. 1 s’appliquent par analogie aux entreprises qui accom-
plissent des tâches légales pour le compte de la Confédération dans le domaine des 
prestations de base ou que la Confédération contrôle directement ou indirectement 
par une participation majoritaire. La Confédération veille à ce que les salaires et les 
honoraires versés aux collaborateurs de ces entreprises ne soient pas supérieurs à 
ceux versés aux collaborateurs de l’administration fédérale. 
3 La loi règle les modalités; elle distingue en particulier les prestations de base des 
autres prestations, assure la transparence des coûts dans le domaine des prestations 
de base et garantit un emploi transparent des recettes provenant de ces prestations. 

  

  
1 RS 101 
2 FF 2013 4307 
3 FF 2014 3667 
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Initiative populaire «En faveur du service public». AF 

6516 

Art. 2 

L’Assemblée fédérale recommande au peuple et aux cantons de rejeter l’initiative. 

Conseil des Etats, 25 septembre 2015 

Le président: Claude Hêche  
La secrétaire: Martina Buol 

Conseil national, 25 septembre 2015 

Le président: Stéphane Rossini 
Le secrétaire: Pierre-Hervé Freléchoz
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2013-3071 5843 

Decreto federale  
concernente l’iniziativa popolare 
«A favore del servizio pubblico» 

del 25 settembre 2015 

 
L’Assemblea federale della Confederazione Svizzera, 
visto l’articolo 139 capoverso 5 della Costituzione federale1; 
esaminata l’iniziativa popolare «A favore del servizio pubblico», depositata 
il 30 maggio 20132;  
visto il messaggio del Consiglio federale del 14 maggio 20143, 

decreta: 

Art. 1 
1 L’iniziativa popolare del 30 maggio 2013 «A favore del servizio pubblico» è 
valida ed è sottoposta al voto del Popolo e dei Cantoni. 
2 L’iniziativa ha il tenore seguente: 

La Costituzione federale è modificata come segue: 

Art. 43b Principi delle prestazioni di base della Confederazione 
1 In materia di prestazioni di base, la Confederazione non mira a conseguire profitti, 
non sovvenziona trasversalmente altri settori dell’amministrazione e non persegue 
interessi fiscali. 
2 I principi di cui al capoverso 1 si applicano per analogia alle imprese che assolvo-
no compiti legali inerenti a prestazioni di base della Confederazione oppure sono 
direttamente o indirettamente controllate dalla Confederazione mediante una parte-
cipazione maggioritaria. La Confederazione provvede affinché i salari e gli onorari 
dei collaboratori di tali imprese non siano superiori a quelli dell’Amministrazione 
federale. 
3 La legge disciplina i dettagli; in particolare definisce le prestazioni di base distin-
guendole dalle altre prestazioni e garantisce la trasparenza riguardo ai loro costi e 
all’impiego delle entrate che ne derivano. 

  

  
1 RS 101 
2 FF 2013 4117 
3 FF 2014 3233 
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Iniziativa popolare «A favore del servizio pubblico». DF 

5844 

Art. 2 

L’Assemblea federale raccomanda al Popolo e ai Cantoni di respingere l’iniziativa. 

Consiglio degli Stati, 25 settembre 2015 

Il presidente: Claude Hêche 
La segretaria: Martina Buol 

Consiglio nazionale, 25 settembre 2015

Il presidente: Stéphane Rossini 
Il segretario: Pierre-Hervé Freléchoz 
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P a r l a m e n t s d i e n s t e

S e r v i c e s  d u  P a r l e m e n t

S e r v i z i  d e l  P a r l a m e n t o

S e r v e t s c h s  d a l  p a r l a m e n t

Argumente | Arguments | Argomenti

Die nachfolgenden Argumente wurden von den Parlamentsdiensten zu 
Dokumentationszwecken zusammengestellt. Die Parlamentsdienste selber 
haben keinerlei Einfluss auf die Gestaltung und den Inhalt derselben.

Les données ci-après ont été rassemblées à des fins documentaires par les 
Services du Parlement. Ceux-ci n’ont aucune influence sur la forme ou la 
nature des arguments présentés.

I seguenti argomenti sono stati riuniti dai Servizi del Parlamento a scopo 
di documentazione. I Servizi del Parlamento medesimi non hanno alcun 
influsso sulla loro impostazione né sul loro contenuto.
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Bundesrätin Doris Leuthard
Abstimmung vom 5. Juni 2016

Volksinitiative «Pro Service public»

Für eine vernetzte 
Schweiz
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2Doris Leuthard, Bundesrätin

Schweiz ist Spitze – auch dank dem Service Public

Quelle: WEF 2015-2016

Die 10 stärksten Volkswirtschaften

Platz 2 Eisenbahn-
Infrastruktur

Platz 2 dichtestes 
Poststellennetz

Platz 1 Breitband-Anschlüsse
Platz 2 Telecom-Infrastruktur

Poststellen
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3Doris Leuthard, Bundesrätin

Service Public – dient Menschen und Wirtschaft

• Post transportiert 18 Mio. Briefe und 
Zeitungen und 440’000 Pakete (pro Zustelltag)

• PostAuto befördert 385’000 Passagiere/Tag 

• PostFinance verarbeitet 2.8 Mio. 
Transaktionen/Tag

• SBB transportieren 1.2 Mio. Passagiere/Tag 
auf einem Streckennetz von 3’000 km

• Swisscom betreibt 2,63 Millionen Festnetz-
Telefon-Anschlüsse und 
2 Millionen DSL-Anschlüsse für den schnellen 
Zugang ins Internet.
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4Doris Leuthard, Bundesrätin

Service Public – vernetzt die Schweiz

Hausservice

Poststellen

PostFinance-
Filialen
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5Doris Leuthard, Bundesrätin

Die Absicht der Initianten

• Die Initianten wollen den ihrer Ansicht 
nach schlechter gewordenen Service 
Public von Swisscom, Post und SBB 
verbessern und einen Abbau stoppen. 

• Im Bereich der Grundversorgung:
 Kein Gewinnstreben
 Keine Quersubventionierung und 

keine Verfolgung von fiskalischen 
Interessen 

• Keine höheren Löhne und Honorare 
als in der Bundesverwaltung
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6Doris Leuthard, Bundesrätin

Der Schaden der Initiative

• Einschränkung …
o der unternehmerischen Freiheit.
o bei Leistungs-, Wettbewerbs-

und Innovationsfähigkeit.

• Schwächung des Service Public, 
Innovationen werden gehemmt. 

• Unternehmen werden durch ein 
Lohn-Korsett und die Anpassung an 
die Löhne der Bundesverwaltung 
eingeschränkt .

• Leistungsabbau – auch beim Service 
public – und  Steuererhöhungen 
wegen Einnahmenausfällen bei Bund 
und Kantonen.
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7Doris Leuthard, Bundesrätin

Ja zur Lösung von Bundesrat und Parlament

• Bundesrat und Parlament sagen Nein
• Der Nationalrat mit 196:0 Stimmen ohne 

Enthaltung
• Der Ständerat mit 43:0 Stimmen ohne 

Enthaltung.
• Die Schweiz verfügt über einen 

flächendeckenden Service public von 
hoher Qualität. Anpassung ist eine stete 
Aufgabe und setzt stete Investitionen 
voraus.

• Die bundesnahen Unternehmen sind gut 
positioniert, erbringen ihre 
Dienstleistungen effizient und in hoher 
Qualität und sind attraktive Arbeitgeber, 
auch für Lernende. 
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8Doris Leuthard, Bundesrätin

• weil sie die Unternehmen 
blockiert

• weil sie Erneuerung und 
Innovation verhindert

• weil sie die Schweiz der vier 
Sprachen und der 26 Kantone 
auseinanderreisst

Bundesrat und Parlament sagen Nein zur Initiative
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9Doris Leuthard, Bundesrätin

Nein zur Initiative 
«Pro Service public»

Für eine vernetzte 
Schweiz
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Antworten auf die häufigsten Fragen 
Was ist das Ziel der Initiative «Pro Service public»?  
Ganz einfach gesagt: «Service statt Profit». Post, SBB und Swisscom sollen 
gute Leistungen zu moderaten Preisen bieten – und nicht Steuern für die 
Bundeskasse via Hintertür eintreiben.  

Welche Unternehmen sind betroffen? 
Die Initiative betrifft sowohl Bundesunternehmen mit einem gesetzlichen 
Grundversorgungsauftag (Post, SBB etc.) als auch Firmen, die der Bund direkt 
oder indirekt kontrolliert (Swisscom, Billag etc.).    

Was fordert die Initiative konkret? 
Die Initiative beinhaltet drei Grundforderungen: 

1. Öffentliche Betriebe sollen das Wohl der Bevölkerung zum Ziel haben, 
nicht möglichst hohe Gewinne für die Bundeskasse. Guter Service muss 
wichtiger sein als Profit.  

2. Gewinne sollen in den Bundesbetrieben bleiben und dort für deren 
Erhaltung und Verbesserung reinvestiert werden. Das heisst: Gewinne 
der Bahn für die Bahn und Gewinne der Post für die Post. Heute 
dagegen fliessen alle Überschüsse in die Bundeskasse. Die Initiative 
stärkt also die Bundesbetriebe. 

3. Die Cheflöhne der Bundesbetriebe sollen jene der Bundesverwaltung 
nicht übersteigen. Es ist unverständlich, dass Bundesrätin Doris 
Leuthard pro Jahr 475’000 Franken verdient, während ihre De-facto-
Untergebenen Andreas Meyer (Chef SBB) mit 1'072’000 Franken das 
Doppelte und Urs Schäppi (Chef Swisscom) mit 1'773’000 Franken gar 
das Dreifache einkassieren. Zumal es erwiesen ist, dass die Leistungen 
eines Managers nicht besser werden, wenn seine Bezüge steigen. Die 
Vorgänger der heutigen Swisscom- Post- und SBB-CEOs verdienten 
mehrere Hunderttausend Franken weniger pro Jahr, lieferten ihren 
Kunden aber besseren Service. 
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Warum darf der Service public nicht rentabel sein?  

Im Gegenteil: Der Service public darf sehr wohl rentabel sein. Das wäre sogar 
zu begrüssen. Tatsache ist jedoch, dass ein Teil der Leistungen – allen voran 
die Grundversorgung – schwerlich je rentabel sein wird. Gewinne aus anderen 
Geschäftszweigen sollen eben dieses Defizit ausgleichen und so einen 
bezahlbaren Service im Gesamten erhalten und verbessern.  

Werden die Löhne der Angestellten von SBB, Post und Swisscom 
sinken? 
Nein, der Initiativtext fordert nur eine Obergrenze bei den Löhnen der Top-
Manager. Normale Angestellte sind davon nicht betroffen.   

Welche Konsequenzen hat die Initiative für die Angestellten der 
betroffenen Betriebe? 
Die Angestellten von SBB, Post und Swisscom werden ihren Beruf endlich 
wieder normal ausüben können. Der ständige Druck nach mehr Gewinn würde 
wegfallen. Konkret: Der Pöstler hätte wieder Zeit zu klingeln und der 
Kontrolleur könnte wieder den Passagieren helfen.  

Will die Initiative verhindern, dass die grossen nationalen Bahnlinien die 
kleinen regionalen Linien finanzieren dürfen? 
Nein. Die Initiative verbietet keinerlei Querfinanzierung in den einzelnen 
Unternehmensbereichen (Post, SBB etc.), sondern nur zwischen 
Verwaltungsbereichen (Landwirtschaft, Armee, Post etc.). So werden 
beispielsweise die Gewinne der Postfinance die Poststellen auf dem Land 
subventionieren. Einziger Unterschied: Es fliessen keine Gewinne mehr in die 
Bundeskasse, sondern sie bleiben im Unternehmen.  

Was bedeutet ein für alle zugänglicher Service public?  
Das ist ein Service, der für die gesamte Bevölkerung im ganzen Land die 
gleichen Leistungen zu moderaten Preisen anbietet. Tatsache ist jedoch: Post 
und SBB reduzieren seit Jahren den Service und erhöhen gleichzeitig die 
Preise. Beispiele: Die Kosten für das Paketporto haben sich in den letzten 20 
Jahren zwar verdoppelt, doch heute klingelt der Pöstler nicht mal mehr an der 
Haustür. Und der Preis fürs GA ist seit 1999 um 30 Prozent gestiegen. Das ist 
viermal soviel wie der Landesindex der Konsumentenpreise! Was die 
erfreulicherweise gesunkenen Preise der Swisscom betrifft: In den 
Nachbarländern sind die entsprechenden Tarife noch viel stärker gesunken.  

Was sind die Zeichen der Demontage des Service public? 
Viele konkrete Elemente lassen auf eine drastische Abnahme der Leistungen 
schliessen. So zum Beispiel bei der Post: Dort wurden innert zehn Jahren je 
rund ein Drittel aller Briefkästen abmontiert und Poststellen geschlossen. Und 
bei den SBB siehts nicht besser aus: Dort werden die Züge weniger gereinigt, 
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Schalter geschlossen sowie Kondukteure weggespart, während die Preise 
ständig steigen und Passagiere stehen müssen.  

Ist die Initiative nicht rückwärtsgewandt?  
Der Service publicmuss sich ständig weiterentwickeln und neuen 
Technologien anpassen. Die Initianten begrüssen daher den Ausbau der 
Leistungen im Internet. Tatsache ist jedoch: Ein Teil der Schweizer benützt 
das Internet nach wie vor nicht. Und: Für die gesamte Bevölkerung ist es nicht 
nachvollziehbar, dass die nächste Poststelle kilometerweit entfernt ist. Auch 
die Kürzungen der Schalter-Öffnungszeiten und die unbeheizten oder gar für 
immer geschlossenen Wartesäle betreffen alle.   

Werden bei Annahme der Initiative nicht die Steuern steigen? 
Nein. Denn die überhöhten Preise von Post, SBB und Swisscom sind 
eigentlich nichts anderes als eine verdeckte Steuer. Die Umsetzung der 
Initiative hätte nur minime Konsequenzen auf das Budget der 
Eidgenossenschaft.  

Wer profitiert von der Initiative? 
Von der Initiative werden alle Konsumenten profitieren – von Romanshorn bis 
Genf und von Basel bis Chiasso. Es ist im Interesse aller, dass die öffentlichen 
Betriebe wieder den Fokus auf Service-Qualität setzen und nicht weiterhin 
Gewinn auf Teufel komm raus Gewinn machen wollen.  

Ist diese Initiative nicht nur eine Werbeaktion der Zeitschriften K-Tipp, 
Bon à savoir und Spendere Meglio?  
Nein. Unsere Titel sind die meistgelesenen in der Schweiz. Das ist wohl der 
Grund dafür, dass die Initiative, welche die gesamte Bevölkerung interessiert, 
bisher in der Deutschschweiz von den Medien praktisch totgeschwiegen 
wurde – inkl. dem Service-public-Betrieb SRF. Ausserdem: Die 
Konsumenteninfo AG ist eine nicht gewinnstrebige Aktiengesellschaft, welche 
ihren Service zu Selbstkostenpreisen gewährleistet. Die 
Rechnungsüberschüsse sind deshalb klein, aber das Geld bleibt im 
Unternehmen und dieses konnte innert 25 Jahren auf über 100 Mitarbeiter 
ausgebaut werden. Das zeigt: Non-Profit-AGs können erfolgreich sein, sehr 
tiefe Preise verlangen und einen sehr guten Service wie gratis Rechts- und 
Geldberatung bieten. Was der K-Tipp kann, sollte auch der Bund können. 
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Pourquoi voter oui 
à l’initiative dite «Pro Service Public» 
La Poste et les CFF sont au service du public. La Confédération doit le reconnaître et cesser de 
leur fixer des buts lucratifs. 
 
D’un côté, il y a le consommateur (vous, nous…) qui paie toujours plus cher des services toujours plus 
restreints, quand bien même ils sont officiellement reconnus «publics» et doivent donc – comme l’écrit 
la Confédération elle-même – «être accessibles à toutes les catégories de la population et offerts 
dans toutes les régions du pays à des prix abordables». 
 
De l’autre côté, il y a cette même Confédération qui pousse les prestataires de ce type de services à 
agir comme une entreprise privée, quitte à augmenter leurs tarifs et à diminuer leurs prestations pour 
réaliser des bénéfices dont ils reverseront une partie à leur propriétaire, soit… la Confédération! 
 
L’initiative «En faveur du service public» vise à rétablir la situation en ajoutant un point b à l’article 43 
de la Constitution fédérale consacré à l’accomplissement des tâches étatiques. 

1. «Dans le domaine des prestations de base, la Confédération ne vise pas de but lucratif, ne 
procède à aucun subventionnement croisé au profit d’autres secteurs de l’administration et ne 
poursuit pas d’objectif fiscal.» 
 
Nous commençons par rappeler qu’un service public ne doit pas prioritairement satisfaire des 
actionnaires, même s’il s’agit (uniquement ou majoritairement) de la Confédération, car les bénéfices 
encaissés correspondent alors à des impôts déguisés. Contrairement à ce qui est souvent dit, 
l’initiative n’empêche nulle part les bénéfices. Elle exige, en revanche, qu’ils ne soient pas réinvestis 
dans autre chose que le maintien, l’amélioration et le développement des prestations de l’entreprise 
qui les a dégagés, et ce à des prix raisonnables. Elle n’empêche donc pas, comme nos opposants 
veulent le faire croire, que tel secteur bénéficiaire compense tel autre qui ne l’est pas (par exemple 
que le transport des marchandises subventionne celui des passagers), mais exige que ce genre de 
subventionnement croisé se limite au sein de la même entreprise, au sens large du terme (il ne fait, 
par exemple, aucun doute que PostFinance et La Poste forment une même unité). 

                                   

2. Les principes définis à l’al. 1 s’appliquent par analogie aux entreprises qui accomplissent 
des tâches légales pour le compte de la Confédération dans le domaine des prestations de 
base ou que la Confédération contrôle directement ou indirectement par une participation 
majoritaire. La Confédération veille à ce que les salaires et les honoraires versés aux 
collaborateurs de ces entreprises ne soient pas supérieurs à ceux versés aux collaborateurs 
de l’administration fédérale. 
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Nous définissons ensuite les entreprises qui doivent être considérées comme des services publics, en 
précisant qu’il ne s’agit pas uniquement de celles détenues à 100% par la Confédération, mais aussi 
celles qui ont un mandat légal dans le domaine des prestations de base, ou qui sont contrôlées, 
directement ou indirectement par la Confédération par le biais d'une participation majoritaire (exemple: 
Swisscom et sa filiale Billag).  

Parce que nous voulons sortir les services publics des règles de l’économie de marché pour toutes les 
raisons évoquées ci-dessus, nous souhaitons donner un signal fort en limitant les salaires que 
peuvent toucher leurs top-managements à ceux que gagnent leurs supérieurs hiérarchiques, c’est-à-
dire les conseillers fédéraux (environ 475'000 fr./an). Et à ceux qui prétendent que nous nous 
priverons ainsi des meilleurs, nous répondons que tout dépend de savoir pourquoi ils sont les 
meilleurs. S’il s’agit de tailler dans les effectifs et les prestations et de sans cesse augmenter le prix 
des prestations pour augmenter les bénéfices, la remarque est peut-être vraie. Mais, si le but est 
avant tout de gérer un vrai service public, pour les besoins et aux moyens des clients de base, nous 
sommes persuadés que les personnes exigeant plus d’un million de francs par an ne sont pas 
nécessairement les dirigeants les plus adéquats.  

Il est important, ici aussi, de souligner que, contrairement aux craintes exprimées par les syndicats 
(qu’on a connu plus audacieux quand ils s’agissait de soutenir des projets émanant de leurs propres 
instances), les initiants ne souhaitent pas l’application des grilles salariale de l’administration fédérale 
aux employés des entreprises de service public. C’est bien le salaire du directeur des CFF Andreas 
Meyer (1'030'207 fr., soit une hausse de 243,4% depuis 1996) qui est visé, et non celui du monteur de 
voie (68'731 fr., soir une hausse de 8,9% depuis 1996)! 

                        

3. «La loi règle les modalités; elle distingue en particulier les prestations de base des autres 
prestations, assure la transparence des coûts dans le domaine des prestations de base et 
garantit un emploi transparent des recettes provenant de ces prestations.» 

Enfin, l’initiative exige que la transparence la plus totale soit garantie tant pour les coûts que pour 
l’utilisation des recettes provenant des prestations des entreprises du service public. 
Nous rappelons, ici, qu’il appartiendra au législateur de régler les modalités d’application dans un 
cadre relativement souple, comme c’est habituellement le cas de tous les ajouts à la Constitution 
souhaités par le biais d’une initiative populaire. 
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Le firme per l’iniziativa «A favore 
del servizio pubblico» sono state 
consegnate
Meno profitti,  più servizio pubblico!

Se il popolo approverà la proposta, lo stipendio dei manager di Posta, 
Swisscom e FFS non potrà più superare quello dei consiglieri federali. Gli utili 
milionari dovranno servire a ridurre i prezzi o a migliorare il servizio.

La Posta e le FFS smantellano gradualmente il servizio pubblico e aumentano i 
prezzi. Swisscom gonfia le tariffe di importanti prestazioni di base. Le tre aziende 
pubbliche versano salari da capogiro ai loro manager. 

Oltre 120 mila cittadini non sono più d’accordo e hanno firmato l’iniziativa popolare 
«A favore del servizio pubblico» lanciata dalle riviste per i consumatori K-Tipp, 
Saldo, Bon à Savoir e Spendere Meglio. 

HOME L'INIZIATIVA FAQ COMMENTI CONTATTO

“SI per un servizio pubblico di qualità!”
1234567
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106 mila firme già vidimate sono state consegnate oggi. Obiettivo dell’iniziativa: le 
aziende controllate dalla Confederazione non devono più realizzare utili milionari e 
versare salari esagerati ai direttori, ma offrire un servizio di buona qualità a prezzi 
onesti. 

Malgrado i guadagni elevati, i prezzi di FFS e Posta continuano ad aumentare, 
mentre il servizio pubblico viene ridotto: bucalettere vuotate più raramente, sportelli 
chiusi e treni più sporchi. «Stiamo andando nella direzione sbagliata» ha detto oggi 
René Schuhmacher, direttore di K-Tipp e Saldo, durante la consegna delle firme a 
Palazzo federale. «Molti cittadini non capiscono perché il capo di Swisscom debba 
guadagnare il quadruplo di un consigliere federale». 

Se il popolo approverà l’iniziativa, gli utili milionari dovranno servire ad abbassare i 
prezzi o a migliorare il servizio. Mentre il salario dei dirigenti di Posta, Swisscom e 
FFS non potrà più superare quello dei consiglieri federali.

© 2012 proservicepublic.ch, Contatto: contatto(at)prose
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Département fédéral de l’environnement, des transports, de l’énergie et de la 
communication DETEC 
Secrétariat général

© Luftwaffe 2010

Doris Leuthard, conseillère fédérale
Votation du 5 juin 2016

Initiative populaire « En faveur du service public »

Pour une Suisse 
interconnectée
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2Doris Leuthard, conseillère fédérale

La Suisse est première du classement – grâce à son 
service public

Source: WEF 2015-2016

Les dix économies les plus puissantes 
du monde

2e pour 
l’infrastructure 
ferroviaire

2e concernant la 
densité du réseau 
postal

1ère pour les raccordements à 
haut débit
2e pour l’infrastructure de 
télécommunication

Poststellen
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3Doris Leuthard, conseillère fédérale

Service public – pour la population et l’économie

• La Poste distribue 18 millions de lettres et de 
journaux et 440 000 colis (par jour)

• CarPostal achemine 385 000 voyageurs par 
jour 

• PostFinance effectue 2,8 millions de 
transactions par jour

• Les CFF transportent 1,2 million de voyageurs 
par jour sur un réseau de 3000 km

• Swisscom exploite 2,63 millions de 
raccordements fixes et 
2 millions de raccordements DSL permettant 
d’accéder rapidement à Internet.
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4Doris Leuthard, conseillère fédérale

Le service Public contribue à la mise en réseau 
de la Suisse

Service à domicile

Offices de poste

Filiales de PostFinance
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5Doris Leuthard, conseillère fédérale

Que souhaitent les auteurs de l’initiative?

• Les auteurs de l’initiative veulent 
améliorer le service public qui selon 
eux s’est dégradé chez Swisscom, à la 
Poste et aux CFF; ils veulent mettre un 
terme au démantèlement. 

• Dans le domaine des prestations de 
base:
 Aucun but lucratif
 Aucun subventionnement croisé et 

pas d’objectif fiscal 

• Pas de salaires et honoraires 
supérieurs à ceux de l’administration 
fédérale
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6Doris Leuthard, conseillère fédérale

Les dangers de l’initiative
• Restriction...

o de la liberté entrepreneuriale.
o des performances, de la 

compétitivité et des capacités 
d’innovation.

• Affaiblissement du service public, les 
innovations seront bloquées. 

• Les entreprises se retrouveront 
paralysées par une structure salariale 
figée et par l’adaptation aux salaires de 
l’administration fédérale.

• Démantèlement des prestations –
également dans le service public – et 
hausses d’impôts en raison de recettes 
en baisse pour la Confédération et les 
cantons.
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7Doris Leuthard, conseillère fédérale

OUI à la solution proposée par le Conseil fédéral 
et le Parlement

• Le Conseil fédéral et le Parlement 
recommandent le NON

• Le Conseil national par 196 voix contre 0 
sans abstention

• Le Conseil des États par 43 voix contre 0 
sans abstention

• Le Suisse dispose d’un service public de 
qualité sur l’ensemble du territoire. Des 
adaptations étant toujours nécessaires, il 
importe d’investir en conséquence.

• Les entreprises fédérales sont bien 
positionnées, fournissent des prestations 
de qualité de manière efficace et sont des 
employeurs attrayants, pour les apprentis 
également. 
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8Doris Leuthard, conseillère fédérale

• car elle constitue une entrave 
pour les entreprises;

• car elle empêche le 
développement et l’innovation;

• car elle divise la Suisse qui se 
distingue par ses quatre 
langues et ses 26 cantons

Le Conseil fédéral et le Parlement disent NON à 
l’initiative
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9Doris Leuthard, conseillère fédérale

NON à l’initiative 
« En faveur du service public »

Pour une Suisse 
interconnectée
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Eidgenössisches Departement für
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK 
Generalsekretariat

© Luftwaffe 2010

Consigliera federale Doris Leuthard
Votazione del 5 giugno 2016

Iniziativa popolare «A favore del servizio pubblico»

Per una Svizzera in 
rete
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2Doris Leuthard, Bundesrätin

La Svizzera è al comando – anche grazie al servizio
pubblico

Fonte: WEF 2015-2016

Le 10 economie più forti del mondo

2° posto
infrastruttura
ferroviaria

2° posto densità
rete uffici postali

1° posto collegamenti a banda
larga
2° posto infrastruttura delle 
telecomunicazioni

Poststellen
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3Doris Leuthard, Bundesrätin

Servizio pubblico – utile alla popolazione e 
all’economia

• La Posta trasporta 18 mio. di lettere e giornali
e 440 000 pacchi (al giorno)

• L’AutoPostale trasporta 385 000 passeggeri al 
giorno

• PostFinance tratta 2,8 mio. di transazioni al 
giorno

• Le FFS trasportano 1,2 mio. di passeggeri al 
giorno su una rete di 3000 km

• Swisscom gestisce 2,63 mio. di collegamenti
di rete fissa e 2 mio. di collegamenti DSL per 
lʼaccesso veloce a Internet.
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4Doris Leuthard, Bundesrätin

Servizio pubblico – collega la Svizzera

Hausservice

Poststellen

PostFinance-
Filialen
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5Doris Leuthard, Bundesrätin

Cosa chiedono gli iniziativisti

• I promotori dell’iniziativa intendono
migliorare il servizio pubblico di 
Swisscom, Posta e FFS, a loro avviso
peggiorato, e porre fine a uno 
smantellamento delle prestazioni. 

• Per le prestazioni di base chiedono di:
 non mirare a conseguire profitti
 non procedere a sovvenziamenti

trasversali e perseguire interessi
fiscali

• Nessun salario o onorario superiore a 
quelli corrisposti nell’Amministrazione
federale
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6Doris Leuthard, Bundesrätin

I danni dell’iniziativa

• Limita …
o la libertà imprenditoriale,
o le capacità di prestazione, la 

competitività e l’innovazione.

• Servizio pubblico indebolito, 
innovazioni frenate. 

• Imprese costrette a un giro di vite sui 
salari e a un adeguamento a quelli
dell’Amministrazione federale.

• Smantellamento delle prestazioni –
anche nel servizio pubblico – e 
aumento delle imposte a seguito di 
minori introiti per Confederazione e 
Cantoni.
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7Doris Leuthard, Bundesrätin

Sì alla soluzione di Consiglio federale e 
Parlamento

• Consiglio federale e Parlamento dicono
no all’iniziativa:

• il Consiglio nazionale con 196 voti contro 0 
senza astensioni;

• il Consiglio degli Stati con 43 voti contro 0 
senza astensioni.

• La Svizzera dispone di un servizio pubblico
di alta qualità garantito su tutto il territorio. I 
miglioramenti sono costanti e 
presuppongono continui investimenti.

• Le imprese parastatali sono competitive, 
forniscono servizi di alta qualità e sono datori
di lavoro attrattivi, anche per gli apprendisti. 
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8Doris Leuthard, Bundesrätin

• perché immobilizza le imprese

• perché frena il rinnovamento e 
l’innovazione

• perché crea un fossato tra le 
quattro regioni linguistiche e i 
26 Cantoni

Consiglio federale e Parlamento dicono no
all’iniziativa
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9Doris Leuthard, Bundesrätin

No all’iniziativa
«A favore del servizio pubblico»

Per una Svizzera in 
rete
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